
AUSDRUCK
MAGAZIN DER INFORMATIONSSTELLE MILITARISIERUNG E.V.

Einzelpreis 3,50 €  - ISSN 1612-7366

Ausgabe 2 - April 2016
14. Jahrgang, Nr. 77

Migration
Christoph Marischka ~ Nach dem Ende der Geschichte 
	 Geopolitik, Migration und die Krise der Demokratie - 1

Nordafrika und die Arabische Halbinsel
Jacqueline Andres ~ Operation Restoring Hope im Jemen 
	 Die geostrategischen und machtpolitischen Interessen Saudi Arabiens - 7
Jürgen Wagner ~ Die Clinton-Emails und der Libyen-Krieg 
	 Dreiste Menschenrechtslügen und tatsächliche Interessen - 12
Marius Hager ~ Militäreinsatz in Libyen mit deutscher Beteiligung? 
	 Auf welchen Krieg sich Deutschland dabei einlassen würde - 16

Deutschland und die Bundeswehr
Thomas Mickan ~ Mehr als nur „Lazarett-Zwerge“
	 Neuere Entwicklungen bei der Bundeswehr zum Thema Kita - 19
Benno Malte Fuchs ~ Schulfrei für die Bundeswehr
	  Lernen für den Frieden! - 21
Jürgen Wagner ~ „Karten auf den Tisch“
	 Von der Leyens Rüstungsoffensive zugunsten deutscher Weltmachtambitionen - 22

EU-Militarisierung
Anne Löscher ~ Innereuropäischer (Waffen-)handel und die Euro-Krise 
	 Eine Fallstudie von Deutschland und Griechenland - 25
Sabine Lösing und Jürgen Wagner ~ Kreative Kriegsfinanzierung: Rüstungsforschung, 

Ertüchtigung und die Beerdigung des zivilen EU-Haushalts - 31

Nato Kriegspolitik
Jürgen Wagner ~ Münchner Sicherheitskonferenz. Rüstung statt Dialog! - 38



Kein Zweifel, wir befinden uns längst 
auch im Informationskrieg. Die ver-
öffentlichten Mails der damaligen 
US-Außenministerin und heutigen Prä-
sidentschaftskandidatin Hillary Clin-
ton unterstreichen etwa hinsichtlich 
des Libyenkrieges, dass grundlegende 
Mechanismen der Propaganda ganz 
selbstverständlich von höchster Stelle 
forciert werden. Vor allem staatsnahe 
russische Portale tragen dazu bei, dass 
sich bestimmte Narrative über diese 
Mails in Windeseile verbreiten. Natür-
lich fühlt sich die NATO dadurch ange-
griffen und hat den „Informationsraum“ 
zum Kriegsgebiet erklärt – ebenso wie 
die deutsche Verteidigungsministerin 
mit dem „Cyber- und Informations-
raum Kommando“, das zukünftig u.a. 
Propaganda islamistischer Gruppen in 

sozialen Netzwerken unterdrücken soll. 
Auch die US-Parteien bekämpfen sich 
mit Enthüllungen im Wahlkampf, so 
zumindest die wahrscheinlichste Erklä-
rung für die Veröffentlichung eines 
brisanten Dokuments der US-Geheim-
dienste aus dem August 2012, aus dem 
klipp und klar hervorgeht, dass die US-
Regierung die Entstehung des IS hat 
kommen sehen, aber damals für ihre 
Zwecke als eher förderlich einschätzte.
Insofern könnte man dem Krieg der 
Mächtigen im Informationsraum durch-
aus auch Positives abgewinnen, macht 
er doch das Regierungshandeln trans-
parenter und überführt er einzelne 
Akteure eindeutig der Lüge. Doch der 
Aufschrei bleibt aus, vielmehr scheint 
er zur Normalisierung einschneiden-
der Entwicklungen beizutragen. Die-

selbe Normalisierung, wie sie nach 
den letzten Anschlägen in Istanbul 
und Brüssel zu spüren war und mit der 
die angekündigte umfangreiche Erhö-
hung des Rüstungsetats aufgenommen 
wurde – während tausende Menschen 
über mehrere Monate hinweg unter 
mental und physisch zermürbenden 
Bedingungen in Turnhallen und ehe-
maligen Fabriken untergebracht sind.
Ein Beispiel, wie dieser Normalität der 
Aufrüstung im eher kleinen Maßstab 
gegenwärtig an baden-württembergi-
schen Schulen entgegengetreten wird, 
beschreibt diese Ausgabe ab Seite 21. 
Außerdem weisen wir auf der Rück-
seite auf die Proteste gegen den näch-
sten NATO-Gipfel vom 8.-10. Juli hin.

Die Redaktion
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„Wer Waffen sät, wird Flüchtlinge ernten“ ist nur ein Bei-
spiel von vielen, mit denen auch linke Bewegungen die sog. 
„Flüchtlingskrise“ aufgreifen und mit ihren Anliegen verknüp-
fen. Tatsächlich fliehen gerade mehr Menschen als je zuvor 
vor Kriegen und bewaffneten Konflikten. Die Unterscheidung 
zwischen „Kriegsflüchtlingen“, anderen Ursachen und Formen 
der Migration sind jedoch unscharf und oft primär politisch 
bestimmt, wie zunächst anhand von Beispielen verdeutlicht 
werden soll. Im Folgenden wird dem Zusammenhang zwi-
schen Geopolitik und Migration grundsätzlicher nachgegangen 
werden. Zum besseren Verständnis der Migrationsbewegun-
gen weltweit soll deshalb eine Theorie aus den 1970er Jahren 
ins Gedächtnis gerufen werden, welche jenseits politisch-
juristischer Definitionen und Unterscheidungen zwischen 
freiwilliger Migration, Flucht vor physischer und Flucht vor 
struktureller Gewalt die individuellen Migrationsentscheidun-
gen erklären und mit der aktuellen Geopolitik nach dem „Ende 
der Geschichte“ auch deren Zunahme begründen kann.

Bürgerkrieg und Asyl in Deutschland...

Die aktuelle „Flüchtlingsdebatte“, die nun seit knapp einem 
Jahr die Nachrichten und wesentliche Teile des öffentlichen 
bzw. politischen Diskurses dominiert, „Überfremdungsäng-
ste“ provoziert und aus verschiedenen politischen Richtun-
gen instrumentalisiert wird, gründet sich auf der wachsenden 
Zahl von Asylbewerber_innen, die in Deutschland ankommen. 
„Anlass zur Sorge“ sei, so Innenminister de Maizière bei der 

Vorstellung des Migrations-
berichts 2015 im Januar 2016, 
dass im vergangenen Jahr mehr 
als eine Million Flüchtlinge in 
Deutschland angekommen seien 
– mehr als je zuvor.1 Zugleich 
relativierte der Innenminister 
diese Zahl der Erstregistrierun-
gen nach dem EASY-Verfahren, 
da es auch einzelne Menschen 

mehrfach erfasst haben könnte und viele, die bereits in ein 
anderes Land weitergezogen sind. Letztlich bildet diese Zahl 
also vielmehr ein administratives Verfahren der elektronischen 
Datenverarbeitung ab, dass sich in Abhängigkeit vom tatsäch-
lichen Migrationsgeschehen noch dazu ändert. Transitreisende, 
die Deutschland passieren, um in einem anderen Land Asyl zu 
beantragen, werden etwa mit deutlich höherer Wahrscheinlich-
keit erfasst, wenn sie mit Sonderzügen fahren, als wenn sie 
reguläre innereuropäische Zügen nutzen, die lange nur stich-
probenartig kontrolliert wurden.

Die tatsächliche Zahl der Asylerstanträge lag 2015 bei 
441.899 und damit deutlich höher als in den Vorjahren 2014 
(173.072) und 2013 (109.580). Die Staaten, die am häufig-
sten als Herkunftsländer angegeben wurden, waren Syrien 
(35,9%), Albanien (12,9%), Kosovo (7,6%), Afghanistan 
(7,1%) und der Irak (6,7%).2 Dadurch liegt es nahe, die stei-
genden Flüchtlingszahlen mit der Eskalation der Konflikte in 
Afghanistan, Syrien und dem Irak zu erklären. In Wirklichkeit 
liegt der rasante Anstieg jedoch in den letzten Jahren vielmehr 
im Zusammenbruch der v.a. von Deutschland vorangetrie-
benen „Vorverlagerung des Grenzschutzes“ und des Dublin-
Systems begründet, durch die Grenz- und Anrainerstaaten des 
Schengenraumes dazu gezwungen wurden, die Weiterreise von 
Flüchtlingen zu unterbinden. Italien und Griechenland waren 
bereits seit Jahren mit der Situation konfrontiert, dass jähr-
lich hunderttausende Menschen – meist mit Zielen in anderen 
europäischen Staaten – versorgt werden mussten, ohne dass 
dies in Deutschland als Krise wahrgenommen wurde. Bereits 

Nach dem Ende der 
Geschichte
Geopolitik, Migration und die Krise der 
Demokratie
von Christoph Marischka

Graphik: IMI nach Daten des BAMF.
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2014 ging das UNHCR von 7,6 Menschen aus, die innerhalb 
Syriens auf der Flucht wären; 2,2 Mio. weitere seien in Länder 
des Mittleren Ostens und Nordafrikas (insbes. Ägypten, Irak, 
Jordanien und Libanon) sowie alleine 1 Mio. innerhalb eines 
Jahres in die Türkei geflohen.3 Nicht zuletzt aus dem Kalkül 
heraus, in Europa Rückendeckung für den eigenen Kurs in 
Syrien und gegenüber den Kurden zu erhalten, lockerte die 
Türkei dann 2015 die Überwachung der Grenze, woraufhin 
auch Griechenland und die weiteren Staaten der sog. „Balkan-
Route“ ihre Grenzen zunehmend öffneten und eine Weiterreise 
nach Westeuropa ermöglichten. 

Knapp 160.000 Menschen aus Syrien und je etwa 30.000 aus 
dem Irak und Afghanistan kamen so 2015 nach Deutschland 
und stellten einen Asylantrag. Das taten auch Menschen aus 
dem Kosovo (ca. 33.000) und Albanien (ca. 53.000). Wäh-
rend den Menschen aus Syrien und anderen Kriegsgebieten, 
die im Fokus westlicher Medien standen, etwa in Deutschland 
anfangs noch recht viel Verständnis und Aufnahmebereitschaft 
entgegengebracht wurde, wurden jene aus den Balkanstaaten 
schnell als „Armutsflüchtlinge“ gebrandmarkt und ihnen selbst 
von Seiten der tendenziell migrationsbejahenden grünen Partei 
signalisiert, dass sie keine Chance auf Asyl und damit keine 
Bleiberechtsperspektive hätten.

Bleiben wir kurz beim Beispiel Kosovo. Die Menschen dort 
lebten noch in den 1990ern vor der gewaltsamen und v.a. von 
Deutschland unterstützten Zerschlagung Jugoslawiens noch in 
einem gemeinsamen Staat mit ihren Nachbarn. Heute gelten 
Slowenen und Kroaten als EU-Bürger_innen, erstere genießen 
volle „Arbeitnehmerfreizügigkeit“, letztere können visafrei 
einreisen und grundsätzlich auch eine Beschäftigung aufneh-
men. Menschen aus anderen Nachfolgestaaten Jugoslawiens 
können zwar visafrei einreisen, sofern sie einen biometri-
schen Pass besitzen, jedoch nur für begrenzte Zeit und ohne 
einer Beschäftigung nachzugehen. Wer aus dem ehemaligen 

Jugoslawien also heute als Arbeitnehmer_in, Tourist_in oder 
„Armutsflüchtling“ kommt und folglich Asyl beantragen muss, 
wird entschieden durch die bilateralen Beziehungen dieser 
neuen Staaten zur EU (die wesentlich auch von der Bereit-
schaft zur Mitgliedschaft in der NATO abhängen). Um die 
Asylanträge aus dem Kosovo schneller ablehnen zu können 
und Abschiebungen zu erleichtern, wurde dieser nun zum 
„sicheren Drittstaat“ erklärt – obwohl völkerrechtlich durch-
aus umstritten ist, ob es sich beim Kosovo überhaupt um einen 
Staat handelt und dort nach wie vor Bundeswehr (KFOR) 
und Europäische Polizeieinheiten (EUJUST LEX) stationiert 
sind, um „den Aufbau eines friedlichen, multiethnischen und 
demokratisch-rechtsstaatlichen Umfeldes zu unterstützen und 
militärisch abzusichern“.

Fließende, administrative Grenzen

Bereits Mitte 2015 schlug das UN-Kommissariat für Flücht-
linge (UNHCR) Alarm. 2014 hätten sich weltweit 59,5 Mio. 
Menschen auf der Flucht befunden – so viele wie nie zuvor.4 
Die Tendenz ist eindeutig, die Zahlen sind es weniger. Der 
Anteil der von den einzelnen Staaten anerkannten Flüchtlinge 
basiert auf Schätzungen und ist von den jeweiligen nationalen 
Definitionen, der jeweiligen Interessenlage und Außenpolitik 
abhängig. Denn die Genfer Konvention sieht ein Recht auf 
Asyl im Wortlaut nur für Personen vor, die etwa aufgrund ihrer 
Zugehörigkeit zu einer sozialen oder religiösen Gruppe oder 
wegen ihrer politischen Überzeugung individuell „begrün-
dete Furcht vor Verfolgung“ haben müssen. Das deutsche 
Asylgesetz folgt dieser Definition, ergänzt um die Verfolgung 
aufgrund des Geschlechts. Damit ist nur ein kleiner Teil der 
Bürgerkriegsflüchtlinge oder Menschen, die vor Klimaereig-
nissen oder Hunger fliehen, formal asylberechtigt. Der Anteil 
der nach der Flüchtlingskonvention „Anerkannten“ schwankt 

„Schutzquote und Ablehnungen von Asylanträgen in ausgewählten Ländern der EU“. Quelle: Eurostat, Copyright Europäische 
Kommission.
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räume – natürlich in Abhängigkeit von jeweils etablierten 
Migrationsrouten und den geografischen, politischen und mili-
tärischen Möglichkeiten, diese zu blockieren. Gegenwärtig 
werden Menschen aus Syrien (77%) und dem Irak (74%) in 
Deutschland überwiegend als Flüchtlinge im Sinne der Genfer 
Flüchtlingskonvention anerkannt – die „Schutzquote“ lag 2014 
(mit subsidiärem Schutz oder bei festgestelltem Abschiebehin-
dernis) insgesamt bei 89,7% bzw. 74%. Afghanische Staatsan-
gehörige wurden nur zu 27% als Flüchtlinge anerkannt, wobei 
die Schutzquote bei 46,7% lag. Selbst diese lag bei Menschen 
aus Somalia (24,96) und der Demokratischen Republik Kongo 
(23,53) bereits unter einem Viertel, aus Asylanträgen von suda-
nesischen oder nigerianischen Staatsbürgern ging nur bei jedem 
zehnten irgendeine Form des Schutzstatus hervor.5 Nachdem 
zuvor die größten Teile Malis zum Einsatzgebiet einer franzö-
sisch geführten UN-Truppe erklärt wurden, an der sich mittler-
weile auch die Bundeswehr mit Bodentruppen beteiligt, weil 
dort angeblich islamistische Terrormilizen die Kontrolle aus-
übten, erhielten nur 1,61% der Asylantragstellenden aus Mali 
in Deutschland 2014 irgendeine Form von „Schutz“.

Entsprechend schwanken auch die Zahlen der durchschnittli-
chen Anerkennungsquoten und auch derer einzelner Herkunfts-
staaten innerhalb der EU erheblich, ebenfalls abhängig von den 
jeweiligen politischen Interessen, der administrativen Praxis 
und dem tatsächlichen Migrationsgeschehen. So erkannte Ita-
lien zwar 2014 insgesamt nur 10% aller Antragssteller_innen 
als Flüchtlinge an (Deutschland: 34%), seine „Schutzquote“ 
lag jedoch zugleich mit 58% (Deutschland: 42%) EU-weit mit 
am höchsten. Noch höher war diese in Schweden mit 67%, in 
Großbritannien (39%) und Frankreich (22%) jedoch deutlich 
niedriger, wobei hier – anders als in Schweden (26%) fast alle 
Betroffenen als Flüchtlinge anerkannt wurden.6

Zugleich ist aber die Zahl der von den UN erfassten Zuwan-
derern auch im Vereinigten Königreich (UK) und Frankreich 
in den letzten fünf Jahren deutlich gestiegen: Im UK von 4,7 
Mio. auf 8,5 Mio. und in Frankreich von 6,2 Mio. auf 7,8 Mio.7 
Nennenswerte Teile der Zuwanderung in Frankreich (ca. ein 
Drittel) erfolgen vom afrikanischen Kontinent und im UK aus 
Indien und Pakistan und damit aus Ländern, die in anderen 
europäischen Staaten v.a. als Herkunftsländer von Flüchtlin-
gen wahrgenommen werden. Ähnliche Effekte wie gegenüber 
den ehemaligen Kolonien Frankreichs und des UK zeigen sich 
in Deutschland gegenüber Menschen aus der Türkei. Sie spie-
len in der aktuellen Asylstatistik keine nennenswerte Rolle, da 
auch hier viele, die durchaus Asylgründe geltend machen könn-
ten, stattdessen den Weg der Familien- oder Arbeitsmigration 
gehen und damit Wohnsitzauflagen und Arbeitsverbote vermei-
den. Auch Menschen aus Zentral- und Lateinamerika werden 
innerhalb des Schengenraumes so gut wie nie als Flüchtlinge 
wahrgenommen, weil sie visafrei einreisen können.

Auch die Zahl der vom UNHCR geschätzten Flüchtlinge aus 
der Zentralafrikanischen Republik dürfte mit 412.000 noch 
zu niedrig angesetzt sein, nachdem dort große Teile der mus-
limischen Bevölkerung seit 2013 vertrieben wurden. Viele 
von diesen kamen jedoch in den Nachbarstaaten Tschad und 
Kamerun unter, wo sie Familienangehörige hatten oder deren 
Staatsangehörigkeit sie bereits besaßen. Obwohl selbst nach 
den Zahlen des UNHCR die Zentralafrikanische Republik auf 
Platz acht der Herkunftsstaaten rangiert, aus denen die meisten 
Flüchtlinge stammen, spielen diese etwa in Europa kaum eine 
Rolle. Selbst der Krieg in der Ukraine tangiert die EU-Staaten 
wenig, weil der Großteil der Flüchtlinge von hier (über eine 

Viertel Million im Jahr 2014) in die russische Föderation aus-
wanderten. Dort waren 2012 gerade mal 3.400 Menschen als 
Flüchtlinge registriert,8 während hunderttausende aus den auto-
ritär regierten Staaten Zentralasiens als Arbeitsmigrant_innen 
in Russland leben. Ähnliches zeigt sich für Menschen aus den 
gewaltgeprägten Provinzen Pakistans in den Golfmonarchien. 
Menschen aus Sri Lanka, das bereits seit über zehn Jahren 
ebenfalls als eines der Hauptherkunftsländer anerkannter 
Flüchtlinge gilt und wo die Zahl der Binnenvertriebenen aktu-
ell auf 30.000 geschätzt wird, arbeiten häufig etwa in Italien in 
der Altenpflege oder im Libanon als Haushaltshilfen (für die 
sich dort mittlerweile insgesamt der Begriff der „Srilankiye“ 
als Bezeichnung etabliert hat). 

Obwohl also bereits die 60 Mio. vom UNHCR geschätz-
ten Flüchtlinge weltweit die aktuelle „Flüchtlingskrise“ in 
Europa zur Randerscheinung machen, erfassen sie bei weitem 
nicht alle, die vor physischer Gewalt und v.a. nicht jene, die 
vor struktureller Gewalt, Hunger, Armut und Perspektivlosig-
keit fliehen. Durch zahlreiche Beispiele wurde gezeigt, dass 
nicht nur die einzelstaatlichen Statistiken zum Asyl, sondern 
auch diejenigen des UNHCR unvollständig sind und v.a. von 
regionalen Grenzregimen und nationalen Definitionen und 
Rechtsprechungen verzerrt werden. Deshalb ist es womöglich 
sinnvoller, anstatt der Flüchtlinge als politisch definierte Teil-
menge der Migrationsbewegungen die internationale Migra-
tion insgesamt in den Blick zu nehmen. Nach Angaben der UN 
ist die Zahl jener, die dauerhaft in einem Land leben, in dem 
sie nicht geboren sind oder dessen Staatsbürgerschaft sie nicht 
besitzen, in den letzten fünf Jahren von 222 Mio. (2010) auf 
244 Mio. (2015) und seit dem Jahr 2000 um 41% gestiegen.9

Exit, Voice and Loyality 

Bereits in den 1970er Jahren entstand eine Theorie der 
Migration, welche ohne Unterscheidung der Migrationsent-
scheidungen und Fluchtursachen nach physischer und struk-
tureller Gewalt auskommt. Durch kleinere Modifikationen 
ermöglicht sie auch, Migrationen in ihrer Vielfältigkeit nicht 
nur mit Waffenexporten und direkten militärischen Interven-
tionen, sondern mit der Geopolitik als Ganzes in ein Verhältnis 
zu setzten. Das Modell stammt von Alfred O. Hirschman und 
wurde zunächst entwickelt, um die Bindung von Kunden an 
Unternehmen zu beschreiben. Seine zentralen Begriffe sind: 
Loyality, Exit und Voice.10 

Als „Loyality“ sind unter den Bedingungen eines theoretisch 
vorausgesetzten freien Marktes jene Faktoren zu verstehen, 
die dazu führen, dass ein_e Konsument_in einem Produkt oder 
einer Firma „treu“ bleibt – also etwa die Sympathie gegenüber 
dem Unternehmen, positive Erfahrungswerte und Vertrautheit 
mit den Produkten. Wenn diese Loyalität abnimmt, etwa weil 
die Produkte in ihrer Qualität sinken oder sich verteuern, blei-
ben den Konsument_innen zwei Alternativen. Unter „Exit“ 
wird sozusagen die Auflösung der Kundenbindung verstanden, 
es werden Produkte eines anderen Herstellers gekauft und eine 
neue Kundenbindung aufgebaut. Unter „Voice“ sind Bemü-
hungen zu verstehen, dem Missstand – in diesem Falle die sin-
kende Qualität der Produkte – durch individuelle Beschwerde 
oder kollektiven Protest engegenzuwirken. Modifiziert man 
jedoch die Begriffe ein wenig und ergänzt man sie um das 
Konzept der öffentlichen Güter, ergibt sich eine Theorie, die 
womöglich für Migrationsbewegungen als Ganzes anwendbar 
ist und deren Zunahme vor dem Hintergrund aktueller Weltpo-
litik recht plausibel erklären kann.
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Angewandt auf Staaten muss natürlich insbesondere der 
Begriff „Loyality“ deutlich weiter verstanden werden. Dar-
unter sollen im Folgenden nicht nur Sympathie und Zugehö-
rigkeit zu einer Nation oder einem Staatswesen verstanden 
werden, sondern auch eine weitergehende, rein praktische Bin-
dung an ein Gebiet über die Sprache, die Anerkennung von 
Bildungsabschlüssen und Berufsqualifikationen, die Nähe zu 
Freunden und Verwandten usw. Eine zentrale Rolle hinsicht-
lich der Ausprägung von „Loyality“ spielen jedoch auch hier 
die bereitgestellten Güter, in diesem Falle die öffentlichen 
Güter. Hierzu gehören u.a. Schulbildung, Gesundheitsversor-
gung, soziale Absicherung, Berufs- und Lebensperspektiven 
sowie Sicherheit in einem umfassenden Sinne, die Menschen 
auch vor Übergriffen aufgrund von Religion, Geschlecht und 
Meinungsäußerungen schützt. Offensichtlich steht es um die 
Bereitstellung dieser öffentlichen Güter in weiten Teilen der 
Welt gegenwärtig sehr schlecht. Den betroffenen Menschen 
bleiben nun nach der ökonomistischen Theorie Hirschmans 
zwei Optionen: Unter „Voice“ wären in diesem Fall indivi-
duelle und kollektive Versuche zu verstehen, die Politik der 
jeweiligen Länder und damit auch die bereitgestellten öffent-
lichen Güter zu verändern bzw. sich dafür zu engagieren, dass 
solche Güter überhaupt wieder bereitgestellt werden. Unter 
„Voice“ ist somit in einem umfassenden Sinne Partizipation zu 
verstehen. Die zweite Option, „Exit“, besteht in diesem Fall 
nicht aus dem Wechsel zu einem anderen Unternehmen, son-
dern in der Emigration in einen anderen Staat.

Anwendungsbeispiel Arabischer/Afrikanischer 
Frühling

Um die Konsequenzen dieser Perspektive zu veranschauli-
chen, ließe sich etwa spekulieren, ob die aktuelle Zunahme 
von Migration nicht mehr mit den Erfahrungen des sog. „Ara-
bischen Frühlings“ zusammenhängt, als mit den konkreten, 
aber nur teilweise aus diesem hervorgegangenen Konflikten. 
Der „Arabische Frühling“ steht für eine Kette von Ereignis-
sen 2011, in denen in mehreren, despotisch regierten arabisch 
geprägten Staaten Massenproteste stattfanden. Weniger blutig 
und mit weniger internationaler Aufmerksamkeit schlossen 
sich hieran weitere Proteste in anderen afrikanischen Staaten 
an: Nachdem der senegalesische Präsident Abdoulaye Wade 
Mitte 2011 seine Kandidatur für eine dritte Amtszeit ankün-
digte, formte sich eine Protestbewegung unter dem Namen 
Mouvement du 23 Juin, die wesentlich zu seiner Niederlage 
in der Stichwahl beitrug. Die Parole „Y‘en a marre“ (es reicht) 
hallte in vielen francophonen Staaten nach und inspirierte 
auch in Mali die Zivilgesellschaft, die sich größtenteils hinter 
einen Putsch junger Offiziere gegen den Langzeitpräsidenten 
Amadou Toumani Touré stellte und umfangreiche Konsulta-
tionen über Reformen einforderte. Zuletzt führten Massenpro-
teste im Oktober 2014 in Burkina Faso zu einem Putsch des 
Militärs gegen Blaise Compaoré, der ebenfalls eine weitere 
Amtszeit anstrebte.

Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass sich in den ver-
gangenen Jahren in mehreren arabischen und afrikanischen 
Staaten Massenproteste formiert haben, in denen sich v.a. 
auch viele jüngere Menschen organisierten und auf die Straße 
gingen, sich also kollektiv für die Option „Voice“ entschieden 
haben. Die Ergebnisse jedoch sind ernüchternd: In Bahrain und 
Djibouti wurden die Proteste von nackter Repression bereits 
im Keim erstickt, in Syrien wurden sie zu einem Bürgerkrieg 
eskaliert, in Ägypten führten sie in eine Militärdiktatur mit 

tausenden zum Tode verurteilten Oppositionellen. Als einziger 
Lichtblick galt zunächst Tunesien, wo in weitgehend demokra-
tischen Wahlen eine neue Regierung gewählt wurde, die vieles 
anders machen wollte, aber nicht konnte. Weiterhin tief ver-
schuldet und an internationale Abkommen gebunden, konnte 
sie nichts an der sozialen Misere ändern, die weite Teile der 
Bevölkerung gefangen hält. Während in den Provinzen auch 
deshalb immer wieder Unruhen und Proteste ausbrachen, rück-
ten zunehmend wieder Mitglieder des alten Regimes in Spit-
zenpositionen. Am 1. März 2015 einigte sich der tunesische 
Premierminister, Habib Essid, der selbst in den USA studieren 
konnte, mit dem deutschen Innenminister De Maizière auf eine 
bessere Zusammenarbeit bei der Abschiebung mutmaßlicher 
tunesischer Staatsbürger. Diese Zusage, die den Interessen der 
eigenen Bevölkerung diametral widerspricht, ließ er sich durch 
die Lieferung von Geländewagen und der Zusage deutscher 
Unterstützung beim Aufbau einer biometrischen Polizeidaten-
bank belohnen. Auch in Algerien und Tunesien versprach der 
deutsche Innenminister eine verbesserte Zusammenarbeit in 
der Kriminalitätsbekämpfung.11

Wie Rücknahmeabkommen widersprechen auch die mit 
der EU vereinbarten Fischereiabkommen westafrikanischer 
Staaten völlig offensichtlich den Interessen der jeweiligen 
Bevölkerung, indem den mit EU-Subventionen aufgebauten 
Fangflotten europäischer Staaten zugebilligt wird, auf Kosten 
der ansässigen Bevölkerung in den jeweiligen Küstengewäs-
sern zu fischen. Macky Sall, der – obwohl mit dem vorange-
gangenen Regime eng verwoben – mit der Rückendeckung der 
Protestbewegung „Y‘en a marre“ im März 2013 zum Präsiden-
ten gewählt wurde, zögerte jedoch nicht, bereits 2014 wieder 
ein solches Abkommen mit der EU zu unterzeichnen. Bereits 
zuvor hatte er den USA, Frankreich und Deutschland Stütz-
punkte in der Hauptstadt Dakar für ihre Militäroperationen im 
Sahel zur Verfügung gestellt. Tatsächlich überraschen sollte 
das nicht, denn zumindest Frankreich und die USA hatten 
bereits im Wahlkampf Sympathie für Sall und die hinter ihm 
stehende Bewegung signalisiert. Zwei Jahre zuvor, während 
des „Arabischen Frühlings“ 2011, waren Frankreich und die 
USA federführend daran beteiligt, zwei Regime auf dem afri-
kanischen Kontinent mit militärischer Gewalt zu ersetzen: 
Der libysche Machthaber Gaddafi, der dafür gesorgt hatte, 
dass große Teile der Öleinnahmen der Bevölkerung zugute 
kamen und der eine Afrikanische Entwicklungsbank aufbauen 
wollte, um die Hegemonie von IWF und Weltbank zu brechen, 
wurde durch einen fünfmonatigen Luftkrieg der NATO der 
Macht enthoben und abschließend ermordet. Der Präsident 
der Côte d‘Ivoire, Laurent Gbagbo, der die Gesellschaft für 
den Handel mit dem wichtigsten Exportgut Kakao nationali-
siert und monopolisiert hatte, um höhere Preise auf dem Welt-
markt zu ermöglichen, war nach einer umstrittenen Wahl von 
Milizen aus dem Norden des Landes, unterstützt von franzö-
sischen Spezialkräften, UN-Truppen aus Liberia und einem 
EU-Embargo festgenommen, misshandelt und nach Den Haag 
ausgeliefert worden. Noch ein drittes Regime wurde im selben 
Jahr auf dem afrikanischen Kontinent mit massiver Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft und unter militärischen 
Drohungen zumindest der USA neu installiert: Im Juli 2011 
erklärte der ölreiche Südsudan seine Unabhängigkeit und die 
Rebellengruppe SPLM/A wurde unter internationalem Beifall 
zur neuen Regierung und zur offiziellen Armee des Landes. 
Wenig später kamen die bereits zuvor aus den USA gelieferten 
Waffen zum Einsatz, nachdem Regierung wie Armee auseinan-
derbrachen und sich gegenseitig bekämpften.



Ausdruck April 2/2016  5
In

fo
rm

at
io

ns
st

el
le

 M
ili

ta
ris

ie
ru

ng
 (I

M
I) 

e.
V.

 - 
H

ec
hi

ng
er

 S
tr.

 2
03

 - 
72

07
2 

Tü
bi

ng
en

Krieg gegen den Terror und Migration

Die häufig als „Sahel“ bezeichnete Region zwischen diesen 
drei genannten Staaten wird bereits seit Jahren umfangreich 
militarisiert. Seit 2002 bilden US-Spezialkräfte – teilweise 
unterstützt vom KSK der Bundeswehr – hier verschiedene 
bewaffnete Gruppen in der „Terrorismusbekämpfung“ aus.12 Die 
Europäische Union investierte Millionen in den Aufbau neuer 
Datenbanken und geheimdienstlicher Lagezentren.13 Nach der 
französischen Intervention in Mali – mit der auch hier flux ein 
neues Regime installiert wurde – hat Frankreich 2014 die dor-
tige Mission zur Bekämpfung des Terrorismus auf die gesamte 
Region – Mauretanien, Mali, Burkina Faso, Niger und den 
Tschad – ausgeweitet. Mittlerweile haben sowohl Frankreich als 
auch die USA in mehreren dieser Staaten Stützpunkte für Droh-
nen installiert. Zwar werden diese Maßnahmen meist mit einem 
diffusen Set von Bedrohungen begründet, die vom Schmuggel 
über illegale Migration bis hin zum Terrorismus reichen; tatsäch-
lich haben die westlichen Staaten jedoch massive Interessen im 
Sahel und Westafrika, die auch weit über den Fischfang hinaus 
reichen. Zu nennen wäre diesbezüglich etwa die Versorgung der 
französischen Kernkraftwerke mit Uran, das ganz überwiegend 
aus dem Niger stammt. Zu den vielen Rohstoffen, die in der 
Region abgebaut werden, gehört neben Gold auch Phosphat, das 
für die globale industrielle Landwirtschaft gegenwärtig unver-
zichtbar ist. Überlegungen der NATO zur Energiesicherheit 
bzw. Diversifikation der Energiequellen führten in den frühen 
2000er Jahren außerdem zu Plänen, in der Region großflächige 
Anlagen zur Gewinnung von Strom aus Wind- und Sonnenen-
ergie zu errichten und über ein Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragungsnetz hiermit auch Europa zu versorgen. Für diese 
Pläne wurde noch 2011 unter der Bezeichnung „Desertec“ von 
einer gleichnamigen Industrieinitiative unter Beteiligung der 
Deutschen Bank und RWE kräftig geworben, während Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft insbesondere Armut und Bevölke-

rungswachstum zu Ursachen von 
Instabilität erklärten. 2011 etwa 
luden das GIGA-Institut und die 
Friedrich-Naumann-Stiftung für 
die Freiheit gemeinsam zu einer 
Veranstaltung unter dem Titel: 
„Westafrika – Fragile Demokra-
tien und westliche Sicherheitsin-
teressen“ ein. In der Einladung 
hieß es: „In dieser politisch insta-
bilen Region leben derzeit eine 
Viertelmilliarde Menschen. Bis 
2050 werden es eine halbe Milli-
arde sein, die anhaltender Armut 
und Perspektivlosigkeit ausgesetzt 
sind. Vor allem bei der schnell 
wachsenden jungen Bevölkerung 
führt dies zunehmend zu Unzu-
friedenheit und häufig auch zu 
Radikalisierung. Die Flucht über 
das Mittelmeer nach Europa oder 
illegaler Drogenhandel erscheinen 
vielen als Auswege aus ihrer deso-
laten Situation. Was bedeutet das 
für Deutschland und Europa?“.
Bemerkenswert ist hieran nicht 
nur, dass die oben genannten 
strategischen „Sicherheitsinteres-
sen“ gänzlich unerwähnt bleiben, 

sondern auch, dass offensichtlich nicht damit gerechnet wird, 
dass sich  „Armut und Perspektivlosigkeit“ irgendwie reduzie-
ren ließen. Damit bleibt gegen die identifizierten Bedrohungen 
letztlich nur ein stärkeres „sicherheitspolitisches Engagement“. 

Militarisierung und Entdemokratisierung

Mittlerweile zeigt sich jedoch zunehmend, dass diese Milita-
risierung selbst die genannten Symptome verstärkt. Die Inter-
national Crisis Group beschrieb dies in einem Bericht vom 
Juni 2015 eindrücklich am Beispiel Niger. Auch hier wurde 
2011 unter internationalem Beifall ein neuer Präsident gewählt, 
der eine Renaissance ankündigte. Bereits 2012 jedoch habe er 
„regionale Unsicherheit und eine einsetzende Ernährungskrise 
als Rechtfertigung dazu angeführt, dass er das Gesamtbudget um 
52% anhob, wobei der Verteidigungshaushalt verdoppelt und in 
den Bereichen Bildung, Gesundheit und Ernährungssicherheit 
gekürzt wurde.“ Kurz darauf wurden nicht nur französische 
Soldaten im Land stationiert, sondern auch eine EU-Mission in 
der Hauptstadt, welche die Gendarmerie für die Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität, des Terrorismus und der Migra-
tion ausbilden soll und sich zumindest nachrichtendienstlich 
auch selbst entsprechend betätigt. 2014 habe die Regierung nur 
knapp über die Hälfte der erhaltenen Gelder aus der Entwick-
lungszusammenarbeit verausgabt, was sie kaum rechtfertigen 
habe müssen, „da die innenpolitische und internationale Auf-
merksamkeit auf die Terrorismusbekämpfung gerichtet wurde“. 
Dadurch habe sich die Situation insbesondere der jungen Bevöl-
kerung weiter verschlechtert und sich ihre Bindung an den Staat 
weiter aufgelöst. In diese Kerbe schlagen auch die Islamisten, 
welche die Regierungen als „korrupt, sekulär und verwestlicht“ 
beschimpfen und stattdessen eine „moralisch reinere, islamisti-
sche“ Regierungsform in Aussicht stellen.14 Sehr klar beschrieb 
schon zuvor die Oxford Research Group v.a. die Folgen der 

Versuch einer Visualisierung internationaler Migration. Quelle: UNHCR 2015.
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Errichtung von Drohnenbasen für die Perspektiven von Protest 
und politischer Opposition: „Operationen zur Bekämpfung des 
Terrorismus, Militärbasen oder logistische Infrastruktur in der 
Sahel-Sahara-Region erfordern [gute] Beziehungen und Statio-
nierungsabkommen mit den nationalen Regierungen: den loka-
len Partnern. Dies hat eine Anzahl undemokratischer Regime 
gestärkt, da ihre Wahrnehmung als verlässlicher Partner im 
‚Krieg gegen den Terror‘ eng mit den Investitionen autoritärer 
Regime in ihren Sicherheitsapparat zu korrelieren scheint. Der 
algerische Machtapparat, das quasi-Militärregime in Maureta-
nien und insbesondere das Regime Déby im Tschad wurden so 
zu Pfeilern externer Strategien zur Terrorismusbekämpfung und 
weitgehend immun gegenüber Druck, den repressiven Umgang 
mit ihrer Bevölkerung und politischen Gegnern zu verbessern“.15

Krise der Demokratie

Die Erfahrung, dass Revolutionen, Massenproteste und auch 
die Wahl von Hoffnungsträgern wenig Aussicht auf Verbes-
serung bringen, mussten in den vergangenen Jahren nicht nur 
Menschen in Afrika machen. Ähnlich frustrierende Ergebnisse 
zeigten sich auch nach den Protesten gegen den türkischen 
Präsidenten Erdogan sowie der Wahl von Syriza in Griechen-
land und dem dortigen Referendum gegen die Sparauflagen der 
Troika. Diese Ereignisse haben verdeutlicht, dass Regierun-
gen viel mehr global formulierten und durchgesetzten Interes-
sen folgen müssen, als denjenigen ihrer eigenen Bevölkerung. 
Eine Folge ist die massive Verschlechterung der bereitgestellten 
öffentlichen Güter, die zunächst bei Privatisierungen öffentli-
cher Dienstleistungen anfängt und mit der zunehmenden Ero-
sion des Gemeinwesens auch Leib und Leben der Betroffenen 
gefährdet. Um sich abzusichern, machen die Regierungen 
keine Zugeständnisse an die Bevölkerung, sondern suchen das 
Bündnis mit mächtigen Partnern, was wiederum mit Liberali-
sierung und erhöhten Ausgaben für den Sicherheitsapparat ver-
bunden ist, wodurch die sozialpolitischen Spielräume weiter 
schwinden. Da Protest unter diesen Bedingungen aussichtslos 
erscheint, sollte es kaum verwundern, dass religiös-fanatische 
Bewegungen unter diesen Umständen Zulauf erhalten, was 
den Regierungen, die sich lieber über internationale Bünd-
nisse militärisch als innenpolitisch durch Sozialpolitik absi-
chern, sogar entgegenkommt. Andererseits führt die Politik des 
Regime Change – oft auch durch Mobilisierung der jeweiligen 
Zivilgesellschaft von außen – dazu, dass selbst im hypothe-
tischen Fall, dass eine Regierung einen anderen Weg gehen 
wollte – etwa durch Landreformen, Renationalisierungen 

von Schlüsselindustrien oder Schuldenschnitte – mit gezielter 
Destabilisierung rechnen, die Freiheiten einschränken und auf-
rüsten muss.

Was hier beschrieben wird, ist eine handfeste und globale Krise 
der Demokratie, die durch geopolitische Rahmenbedingungen 
zumindest befördert, wenn nicht gar ausgelöst wird. Zu diesen 
Bedingungen gehört der Krieg gegen den Terror ebenso, wie 
die Politik des Regime Change. Gemeinsam stehen sie für die 
Erosion des Völkerrechts und des Souveränitätsprinzips gepaart 
mit dem globalen Siegeszug des Liberalismus, der jeden Ansatz 
nichtkapitalistischer Entwicklung – wenn nötig militärisch – im 
Keim erstickt und so tatsächlich das Ende zumindest der säku-
laren „großen Erzählungen“ herbeigeführt hat. Dass sich unter 
diesen Umständen, wo „Voice“ keine Option mehr ist, immer 
mehr Menschen für „Exit“ entscheiden, sich auf den Weg 
machen, sollte niemanden verwundern. Die Konsequenz liegt 
auf der Hand: Die, die schon auf dem Weg sind, müssen woan-
ders die öffentlichen Güter finden, die sie brauchen und den-
jenigen, die noch nicht aufgebrochen sind, muss eine Stimme, 
eine Option auf Veränderung „gegeben“ werden. Erste Schritte 
hierzu wären u.a. ein Schuldenschnitt und eine radikale Abkehr 
von der vorherrschenden Interventionspolitik, sei sie ziviler 
oder militärischer Natur. Auf die Dauer werden jedoch auch 
neue „Große Erzählungen“ und Perspektiven nichtkapitalisti-
scher Entwicklung vonnöten sein, sonst führt die nächste große 
Erzählung: ins Jenseits.
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Im März 2015 begann die saudische Militäroffensive 
Decisive Storm im Jemen, welche nur einen Monat später 
von der Operation Restoring Hope abgelöst wurde. Doch 
von einer Wiederherstellung der Hoffnung für die Menschen 
vor Ort kann keine Rede sein: Im Rahmen der fortdauernden 
Militäroffensive wurden bisher mehr als 23.000 Menschen 
verletzt oder getötet und ca. 2,5 Millionen vertrieben. Nach 
Schätzungen des UNHCR haben 85% der 27 Millionen 
Einwohner_innen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser, 
medizinischer Versorgung und ausreichender Nahrung.1 Diese 
desaströse humanitäre Lage ist u.a. das Ergebnis verschiede-
ner geostrategischer und machtpolitischer Motivlagen Saudi 
Arabiens, im Jemen und in der Region. Bereits zu Beginn des 
Krieges definierte das saudische Königshaus folgende drei 
Ziele: die Rückkehr des Präsidenten Abed Rabbo Mansour 
Hadi an die Macht, den Sieg über die Houthis und die Ein-
dämmung des iranischen Einflusses im Jemen.2 Doch Nafeez 
Ahmed erweitert diese Motive in einem vom britischen Nach-
richtenportal Middle East Eye veröffentlichten Artikel, in 
dem unter anderem die langjährige Absicht des Könighauses 
am Bau einer Ölpipeline durch Jemen als zum Krieg beitra-
gender Faktor genannt wird.3 Saudi Arabien verschifft seine 
Erdölexporte hauptsächlich von den am Persischen Golf gele-
genen Häfen von Ras al Ju‘aymah und Ras Tanura sowie von 
Yanbu am Roten Meer. Über einen direkten Zugang zum Indi-
schen Ozean verfügt Saudi Arabien nicht, wodurch es von der 
Sicherheit der Meerenge zwischen den Vereinigten Arabischen 
Emiraten und dem Iran einerseits und der Meerenge Bad al-
Mandeb zwischen Jemen, Djibouti und Eritrea andererseits 
abhängig ist. Dies soll sich laut einer von Wikileaks veröffent-
lichten Depesche und den Aussagen eines Mitglieds des nie-
derländischen Außenministeriums bald ändern. In den Krieg 
sind auch westliche Regierungen verstrickt; britische und US-
amerikanische Militärs sind an den Militäroperationen direkt 
beteiligt und Deutschland unterstützt den Krieg indirekt durch 
die massive Aufrüstung Saudi Arabiens.

Gewollte Eskalation: Gegen Demokratie…

Die Entwicklungen im Jemen seit den Protesten im Jahr 2011 
hätten eine andere Wendung nehmen können. Laut Bernadette 
Meehan, einer Sprecherin des nationalen Sicherheitsrates des 
Weißen Hauses, habe der Iran die ihm nahestehende, jedoch 
nicht von ihm kontrollierte, zaiditisch-schiitische Houthi-
Bewegung vor dem Luftkrieg Saudi Arabiens davor gewarnt, 
Jemens Hauptstadt Sanaa anzugreifen. Ihre Waffen erhielten 
die Houthis zu diesem Zeitpunkt auch nicht aus dem Iran, son-
dern vom Schwarzmarkt und vom ehemaligen Präsidenten Ali 
Abdullah Saleh. Zwar führte Saleh, obwohl er selbst Zaidit ist, 
von 2004 bis 2010 sechs verschiedene militärische Operatio-
nen gegen die Houthis, doch seit seinem Sturz nutzt er die einst 
gegnerische Gruppe, um seine eigenen Ziele zu verfolgen. In 

der Tat werden im Jemen oft Allianzen gewechselt, so führte 
zum Beispiel Saudi Arabien in den 1960er Jahren Krieg an der 
Seite des Zaiditischen Imamats gegen die sozialistische Volks-
republik Jemen und den ägyptischen Präsidenten Gamal Abdel 
Nasser. Die oftmals euro-zentristische Lesart der Außenpoli-
tik Saudi Arabiens entlang der Konfessionslinien Shiiten vs. 
Sunniten greift wieder einmal zu kurz und stellt laut Julian 
Engerer auch einen möglichen Eskalationsfaktor an sich dar: 
„Es steht nicht zur Debatte, dass religiöse Konflikte zwischen 
Sunniten und Schiiten bestehen. Diese Differenzen manife-
stieren sich auch in einer politischen Dimension. Diese sollte 
aber unter den Vorzeichen regionaler Begebenheiten analysiert 
werden, und nicht in einem geostrategischen Kontext, denn 
eine derartige geopolitische Einordnung von Konfessionen, 
die von Seiten der Westmächte und der Monarchien am Golf 
vorgenommen wird, verschärft die Situation nur noch mehr, 
da sie die konfessionellen Lager weiter politisiert und damit 
zur Eskalation beiträgt. Die strategische Instrumentalisierung 
religiöser Konflikte birgt die Gefahr zu einer selbsterfüllenden 
Prophezeiung zu werden.“4 Irans Unterstützung der Houthi-
Bewegung ist nicht abzustreiten, doch liegen die Ursachen des 
Aufstandes und des Konfliktes viel mehr in der politischen, 
wirtschaftlichen und religiösen Marginalisierung des nördli-
chen Jemens.5 

Die Luftschläge Saudi Arabiens gegen den Jemen erfolgten 
laut dem UN-Sondergesandten für den Jemen, Jamal Benomar, 
zu einem Zeitpunkt, an dem die zwölf rivalisierenden Grup-
pen inklusive den Houthis kurz vor einer Einigung standen.6 
Der UN-Korrespondent des Wall Street Journals, Joe Lauria, 
beschreibt Details der fast zustande gekommenen Einigung: 
gewisse Machtabgabe des von Saudi Arabien gestützten Prä-
sidenten Hadi, welcher in seiner Präsidentschaftswahl 2012 
als einziger Kandidat antrat, Rückzug der Houthis aus den 
eroberten Gebieten und Erteilung von 20% der Parlamentssitze 
an die Houthis. Ebenso hätte es einen gesetzlich verankerten 
Frauenanteil von jeweils 30% im Parlament sowie im Kabinett 
gegeben.7 Zu diesem Zeitpunkt, so Nafeez Ahmed, sei es noch 
nicht primär um eine Eindämmung der iranischen Einfluss-
sphäre auf der arabischen Halbinsel gegangen, sondern um 
einen expliziten Unwillen von Seiten Saudi Arabiens, den USA 
und Großbritanniens, Prozesse im Jemen zuzulassen, die den 
eigenen Einfluss auf die politischen Geschehen im Land min-
dern könnten. Dieser Unwille, „Demokratisierungsversuche“ 
bzw. das Aufbrechen verfestigter autoritärer Staatsstrukturen 
zu dulden, sei laut Lauria in der allgemeinen Außenpolitik des 
saudischen Könighauses zu verorten, welches solche Prozesse 
in keinem der Länder des sogenannten Arabischen Frühlings 
wie Bahrein, Ägypten oder auch Syrien tolerierte. Betrachtet 
man die von Saudi Arabien geleitete Militärkoalition, welche 
die Operation Restoring Hope im Jemen ausführt, fällt auf, 
dass sie mit den beteiligten Staaten Ägypten, Bahrain, Jorda-
nien, Katar, Kuwait, Marokko, Sudan und den Vereinigten Ara-

Operation Restoring Hope im 
Jemen
Die geostrategischen und machtpolitischen 
Interessen Saudi Arabiens
von Jacqueline Andres Stoppt die Kriege!, Quelle: IMI
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bischen Emiraten hauptsächlich aus einem Zusammenschluss 
von Monarchien und Diktaturen besteht, deren Machthaber 
ebenfalls ein großes Interesse an einer „Stabilisierung“ und 
der Aufrechterhaltung der eigenen Macht und des Status quo 
haben. 

Die gewollte Eskalation des Konflikts durch die saudi-ara-
bische Koalition trat erneut im Rahmen der angekündigten 
UN-Friedensgespräche in Genf am 15. Juni 2015 deutlich 
zum Vorschein. Grundvoraussetzung für die Gespräche der 
Houthis war ein Waffenstillstand, den auch der UN-General-
sekretär Ban Ki-moon für den Beginn des Fastenmonats und 
zur Milderung der katastrophalen humanitären Lage im Jemen 
forderte. Doch Saudi Arabien weigerte sich, das Feuer einzu-
stellen, sollten die Houthis sich nicht aus allen von ihnen unter 
Kontrolle gebrachten Gebieten zurückziehen.

… für sichere Handelswege

Jemen liegt zwischen zwei der für den internationalen Waren-
verkehr wichtigsten Meerengen und ist somit für die globale 
Wirtschaft von erheblicher geostrategischer Bedeutung. Der 
US-Militär- und NATO-Berater Anthony Cordesman vom 
Thinktank Center for Strategic and International Studies äußert 
sich zur strategischen Rolle des Jemens wie folgt: „Jemen ist 
von großer strategischer Bedeutung für die USA, ebenso wie 
die allgemeine Stabilität Saudi Arabiens und aller arabischen 
Golfstaaten. Trotz des Geredes der ‚Energieunabhängigkeit‘ 
der USA, sieht die Realität weiterhin anders aus. Die Zunahme 
an Petroleum und anderer alternativer Brennstoffe außerhalb 
des Golfs haben seine vitale strategische Bedeutung für die 
globale und die US-amerikanische Wirtschaft nicht gemindert. 

[...] Jemens Festland und Inseln spielen eine entscheidende 
Rolle bei der Sicherheit einer anderen globalen Meerenge an 
dem südöstlichen Ende des Roten Meeres namens Bab al-Man-
dab oder ‚das Tor der Tränen‘.“8

Die Bedeutung der Sicherheit im Jemen reicht laut Cor-
desman bis zum Suezkanal – eine der Hauptschlagadern des 
internationalen Handelsverkehrs: „Jede feindliche Luft- oder 
Seepräsenz im Jemen könnte den gesamten Verkehr durch 
den Suezkanal, sowie den täglichen Fluss von Erdöl und Erd-
ölprodukten bedrohen, welcher sich nach Schätzungen der 
EIA [US Energy Information Administration] von 2,9 mb/d 
[Millionen Barrel pro Tag] im Jahr 2009 auf 3,8 mb/d im Jahr 
2013 erhöhte.“ Der gesicherte Zugang zu einer der strategisch 
wichtigsten Wasserstraßen der Welt, dem Suezkanal, scheint 
zu bedeutend, als dass man die Kontrolle der Meerenge Bab al-
Mandab, die der Löwenanteil der saudischen Ölexporte täglich 
passiert, einer demokratischen Regierung im Jemen überlassen 
könnte.

Zudem besteht seit Oktober 2008 eine NATO-Präsenz am 
Golf von Aden, welche die ersten drei Monate als Operation 
Allied Provider offiziell für den Schutz von Schiffen des Welt-
ernährungsprogrammes der UN vor Piraterie eingesetzt wurde. 
Ab 2009 wurde sie in Operation Allied Protector umbenannt 
und war fortan durch eine Ausweitung des Mandats hauptsäch-
lich für den Schutz von Handelsschiffen zuständig. Seit 2009 
dauert die NATO-Präsenz im Golf von Aden als Operation 
Ocean Shield an, in deren Rahmen die NATO u.a. mit chine-
sischen9, südkoreanischen10 und indischen Kriegsschiffen zur 
Sicherheit der kommerziellen Schifffahrt zusammenarbeitet.11

Wie wichtig der ungehinderte Warenverkehr am Horn von 
Afrika auch für die EU ist, zeigt unter anderem die EU-Ope-
ration ATALANTA, welche seit 2008 mit Kriegsschiffen die 
Piraterie am Golf von Aden bekämpft und damit ebenfalls 
den Schutz der Handelsschifffahrt vom indischen Ozean ins 
Mittelmeer militärisch gewährleistet. Auch die europäische 
Kapazitätsaufbaumission EUCAP NESTOR ist in diesem 
Zusammenhang zu erwähnen: Seit 2011 soll sie zum einen die 
Küstenwachen der anliegenden Staaten Dschibuti, Kenia, Tan-
sania, die Seychellen und Somalia ausbilden sowie ausrüsten 
und zum anderen soll sie polizeiliche und justizielle Strukturen 
in der Region aufbauen, um die Verhaftung und Verurteilung 
somalischer Piraten „vor Ort“ zu ermöglichen.12 

Im Jahresbericht 2015 der deutschen Marine unterstreicht 
Vizeadmiral Andreas Krause die wachsende Bedeutung der 
maritimen Sicherheit auch für das deutsche Wirtschafts-
wachstum: „Die Meere bestimmen die Koordinaten der Welt-
ordnung. [...] Seehandelswege sind die Lebensadern unserer 
Weltwirtschaft. Regionale Krisen und Konflikte, zerfallende 
und gescheiterte Staaten, Terrorismus, Piraterie und macht-
politische Willkür bedrohen den freien Handel über See. 
Deutschland als rohstoffarme Nation und gleichzeitig Hoch-
technologiestandort ist allerdings ganz besonders auf sichere 
und funktionierende Seewege angewiesen.“13 

Mit der Pipeline zur Unabhängigkeit

Abgesehen vom gesicherten Zugang zum Suezkanal liegt es 
auch im Interesse Saudi Arabiens und der Vereinigten Arabi-
schen Emirate, unabhängig vom Iran das Erdöl der Golfstaaten 
exportieren zu können. Daher habe Saudi Arabien, laut in 
Wikileaks veröffentlichten Aussagen eines britischen Diplo-
maten, seit längerer Zeit die Absicht, eine eigens „besessene, 
betriebene und beschützte“14 Pipeline von Saudi Arabien bis Luftangriff auf die jemenitische Stadt Sanaa im Mai 2015. 

Quelle: Ibrahim Qasim via Wikipedia.
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zu bauen, was der ehemalige Präsident Saleh ablehnte. Saudi 
Arabien erkaufte daher zur Sicherstellung seiner Interessen 
die Loyalität einflussreicher Sheikhs in der jemenitischen 
Hadramaut Region, deren Hauptstadt Al Mukalla ist, um unter 
dem Nachfolger Salehs die Pipeline errichten zu können. Auch 
von offizieller Seite wird die Pipeline als eines der Motive hinter 
dem Jemenkrieg bestätigt: wie Nafeez Ahmed beobachtete, 
beschrieb die Sicherheits- und Rechtsberaterin des niederländi-
schen Außenministeriums im Jemen, Joke Buringa, auf ihrem 
persönlichen Blog noch im Jahr 2015 die gleiche Absicht und 
betonte, dass Saudi Arabien seine langjährige Investition in ein 
mögliches post-Saleh Jemen durch die Proteste 2011 gefährdet 
sah.15 Laut Buringa habe die US-Regierung bereits 2007 Druck 
auf die VAE und Saudi Arabien ausgeübt, um sich für den Fall 
einer politischen Krise mit dem Iran und einer daraus resultie-
renden Blockade der Meerenge von Hormuz eine logistische 
Unabhängigkeit vom Iran zu schaffen. Untermauert werden 
diese Formulierungen durch eine Studie des Gulf Research 
Center aus dem Jahr 2007, deren Gegenstand die bereits seit 
zwei Jahrzehnten stetig wiederkehrende Idee der Golfstaaten 
zur Errichtung einer transarabischen Ölpipeline ist.16 Eine kri-
tische Wende nahm das Pipelineprojekt, nachdem Oman und 
Iran im Jahr 2012 ihre eigene Pipelineidee verwirklichten, 
wodurch, so die niederländische Beamtin Buringa, die Alter-
native im Jemen an Attraktivität gewann.17 

Krieg hilft Al Qaida und ISIS im Hadramaut

Der Krieg hilft zugleich auch ISIS und Al Qaida, im Jemen 
Fuß zu fassen. Besonders betroffen von dieser Entwicklung ist 
die Region Hadramaut, durch die auch die angestrebte Pipeline 
verlaufen soll. Bis jetzt ist die Region fast unversehrt von Luft-
schlägen der Saudi Arabischen Koalition geblieben und der 
Flughafen von Mukalla steht weiterhin unter Kontrolle von Al 
Qaida, welche laut Buringa Waffen aus dem Königreich erhält. 
Spätestens im Juni 2015 sei laut Ahmed die Zusammenarbeit 
zwischen Saudi Arabien und Al Qaida offenkundig geworden, 
nachdem der von Saudi Arabien gestützte Abed Rabbo Man-
sour Hadi den bekannten Anwerber und Finanzier der AQAP 
(Al Qaida in the Arab Peninsula) Abdulwahab Hamayqani 
zu den UN-Gesprächen in Genf sandte. Al Qaidas und ISIS‘ 
Bekämpfung von Houthis komme auch Saudi Arabien zugute, 
das im Jemen bereits Milizen ausrüste, deren Waffen auch in 
die Händen von AQAP und ISIS gerieten, so Ahmed weiter.

In den vergangenen Jahren führten die USA einen Drohnen-
krieg in der Region gegen Al Qaida und förderten durch eine 
mit den Angriffen einhergehende Ausbreitung von rechtsfreien 
Räumen und den Unmut über das Sterben lediglich den Rekru-
tierungsnährboden der Organisation. Allein zwischen 2002 
und 2016 kamen zwischen 514 und 1236 Menschen durch 
US-Drohnenangriffe ums Leben.18 Seit Beginn des Krieges 
im Jemen im April 2015 haben Al Qaida und ISIS mehr oder 
weniger freie Hand. 

Zugleich schützt das Nichteingreifen im Hadramaut auch 
langwährende Investitionen aus Saudi Arabien in dem Gebiet. 
In den von Wikileaks veröffentlichten Dokumenten wird auf 
die für Saudi Arabien interessante Beziehung von Saudis jeme-
nitischen Ursprungs zum Hadramaut hingewiesen. Laut dem 
saudischen Botschafter Ali al Hamdan überweisen zahlreiche 
Jemeniten hohe Beträge an ihre Familien im Hadramut.19 Zu 
diesen zählten auch die Milliardärsfamilien Bin Laden, Bin 
Mahfouz und Bouqshan Shaykh. Von Letzterer wurden seit 

dem Jahr 2002 mehr als 305 Millionen US-Dollar in lokale 
Wirtschaftszweige gesteckt und zahlreiche Großprojekte im 
Hadramaut realisiert, u.a. im Straßenbau und im Ausbau der 
Stromnetzwerke. Ob die Rücksichtnahme auf solche Großbau-
projekte und saudische Investitionen zufälliger oder beabsich-
tigter Natur sind, ist jedoch unklar.

Die NATO im Jemenkrieg

Auch NATO-Mitgliedsstaaten wie die USA und Großbri-
tannien sind in die Kriegsaktion eingebunden. Wie Ahmed 
feststellt, bestätigte der saudische Außenminister Adel al 
Jubeir, dass britische und US-amerikanische Militärangehö-
rige sowie Militärs ungenannter anderer Länder in der für die 
saudischen Luftangriffe auf Jemen genutzten Kommando- und 
Kontrollzentrale arbeiten. Sie – so Jubeir – wüssten von den 
Zielen und Aktionen der saudischen Armee im Jemen. Weitere 
Unterstützung erhält die Militärkoalition u.a. für die Wieder-
betankung von Kampffliegern maßgeblich durch die USA. 
Air Force Major Timothy Smith berichtet in der US Air Force 
Times, die US-amerikanische Luftwaffe habe seit April 2015 
im Laufe von 709 Einsätzen insgesamt 3.720 Kriegsflugzeuge 
mit mehr als 12.000 Litern Treibstoff betankt. Zu diesen zählten 
in den ersten Wochen des Krieges auch dutzende Kampfflie-
ger der Verbündeten Saudi Arabiens, u.a. aus Ägypten, Katar, 
Bahrain, Kuwait sowie den Vereinigten Arabischen Emiraten.20 
Bei den Luftangriffen warfen saudische Kampfflieger auch in 
den USA produzierte und völkerrechtlich geächtete Streubom-
ben über zivilen Wohngebieten ab.21 

Auch aus der EU erhalten Saudi Arabien sowie die Mitglie-
der der von Saudi-Arabien geleiteten Koalition zahlreiche 
Rüstungslieferungen. Laut einem kürzlich veröffentlichten 
Bericht der Control Arms Coalition verkauften Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Montenegro, die Nie-
derlande, die Schweiz, Spanien, Schweden, die Türkei und 
den USA alleine im Jahr 2015 Lizenzen und Rüstungspro-
dukte wie Drohnen, Bomben, Raketen, Kampfflugzeuge und 
Kriegsschiffe im Wert von 25 Milliarden US-Dollar an Saudi 
Arabien.22 Die Waffenimporte des Königreichs sowie Katars 
stiegen nach Angaben des SIPRI, des Stockholm International 
Peace Research Institute, innerhalb der letzten vier Jahre um 
275% an, wodurch Saudi Arabien nach aktuellem Stand der 
größte Waffenimporteur weltweit ist.23 

Deutschlands Rolle und die Aufrüstung Saudi 
Arabiens

Die deutsche Bundesregierung beteiligt sich zwar nicht mit 
Bundeswehrsoldat_innen an dem Krieg im Jemen und ließ im 
April 2015 die geplante Lieferung von 200 Leopard 2 Panzern 
und im Oktober desselben Jahres den Export von Schlüssel-
komponenten des Sturmgewehrs G36 an das Königreich plat-
zen, doch stellte sie in der ersten Jahreshälfte von 2015 allein 
66 Exportlizenzen im Wert von insgesamt 178 Millionen Euro 
an Saudi Arabien aus, welche unter anderem den Verkauf von 
Geländefahrzeugen, Zieldarstellungsdrohnen und Kampfflie-
gerkomponenten erlaubten.24

Die ausstehende Lieferung von Schlüsselkomponenten 
des G36 ist von großer Bedeutung für Saudi Arabien, da das 
Königreich über eine eigene Fabrik verfügt, in der sie das 
Gewehr bis auf einige ausschlaggebende Komponenten selbst 
herstellen kann. Unklar ist es der Bundesregierung laut einer 
von der Linksfraktion gestellten Kleinen Anfrage, ob Saudi 



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
10  Ausdruck April 2/2016

Arabien momentan trotz der geblockten Lieferung essentiel-
ler Einzelteile noch Sturmgewehre eigens produzieren kann.25 
Der Lizenzvertrag beschränkt die Produktion der Sturmge-
wehre auf eine Nutzung durch die Streitkräfte Saudi Arabiens, 
dennoch warfen saudische Militärflugzeuge nach Berichten 
der Süddeutschen Zeitung im April 2015 G36-Gewehre ohne 
notwendige Genehmigung des Bundesamtes für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle in Kisten über dem Flughafen von Aden 
ab. Somit gelangen deutsche Waffen auch in die Hände von 
Kriegsparteien im Jemen. Einschränken könne die Bundes-
regierung dies nicht, denn faktisch verfüge sie nicht über die 
Zustimmung des Königreiches, um vor Ort zu überprüfen, 
wohin die an das Königreich gelieferten sowie die in Saudi 
Arabien produzierten G36 Gewehre gelangten.26

Nicht nur an der Bewaffnung, sondern auch an der Ausbil-
dung saudischer Streitkräfte ist die Bundesregierung beteiligt. 
So schulten drei „einsatzerfahrene“ Bundeswehrsoldaten das 
saudische Militär in der Bedienung der von Deutschland gelie-
ferten Aufklärungsdrohne LUNA (Luftgestützte unbemannte 
Nahaufklärungsausstattung) im Rahmen der Errichtung eines 
Grenzüberwachungssystems. Diese Beihilfe, für die die Her-
stellungsfirma der LUNA-Drohne ETM – ansässig im bayeri-
schen Penzberg – scheinbar keine Kosten tragen musste, wurde 
vom Verteidigungsministerium als „Ausbildungsunterstüt-
zung“ verharmlost.27 Seit 2009 schult die mit Immunitäten und 
Privilegien ausgestattete Bundespolizei saudische Grenzpolizi-
sten, die vor der Herausforderung stehen, mit einem 2 Milliar-
den Euro teuren High-Tech-Überwachungssystem, bestehend 
aus Grenzzäunen, Sensoren, Radaren und Kameras die 9.000 
Kilometer lange Grenze zu überwachen, um Schmuggel und 
unkontrollierte Migrations- und Flüchtlingsbewegungen zu 
unterbinden. Jemen ist nicht nur ein Herkunftsland, sondern 
für viele Migrant_innen und Geflüchtete aus Ostafrika auch 
ein Transitland, um nach Saudi Arabien zu gelangen. Der 
ausschlaggebende Punkt für die Erteilung des Auftrages zum 
Bau dieses Großprojekts an das deutsch-spanisch-französische 
Unternehmen EADS, heute Airbus, war vermutlich das Ange-
bot, zur Technik auch gleich die Bundespolizei als auszubil-
dende Institution zur Verfügung zu stellen. Der Vertrag sah vor, 
dass Saudi Arabien für die Beamten entstehende Mehrkosten 
zahlen sollte. Die Zahlungen der Auslandszulage und Reise-

spesen konnten allerdings nicht über die Bundespolizei direkt 
erfolgen,28 wodurch die Mehrkostenzahlung von 2,5 Millio-
nen Euro für den Zeitraum von Mai 2014 bis Juni 2015 an die 
Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) gelei-
stet wurde. 29 In einer kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen umschrieb die Bundesregierung dies als „admi-
nistrative und logistische Unterstützungsleistungen, die im 
Rahmen der Umsetzung des Projekt- und Finanzmanagements 
zur Durchführung der Trainings- und Beratungsmaßnahmen 
erforderlich sind.“30 Die Militarisierung und Technologisie-
rung der Grenzüberwachung erschwert es Menschen aus dem 
Jemen momentan aus dem Kriegsgebiet zu fliehen, da Jemen 
seine Landesgrenze nur mit Saudi Arabien und Oman teilt.

Weitere indirekte Unterstützung der von Saudi Arabien 
geleiteten Koalition leistet die Bundesregierung unter ande-
rem auch durch die Behandlung verletzter Luftstreitkräfte der 
Vereinigten Arabischen Emirate in deutschen Krankenhäusern. 
Gemeinsam mit dem Botschafter der VAE in Berlin, Juma 
Mubarak Al Junaibi, besuchte Shaikh Hamed Bin Zayed Al 
Nahyan vom Hof des Kronprinzen des Emirats Abu Dhabi am 
25. Januar 2016 verletzte Militärangehörige in dem Vivantes 
Krankenhaus in Berlin, der Klinik Godeshöhe in Bonn sowie 
in dem BGU Murnau bei München.31

Das Gestaltungsmächtekonzept im Jemen

Diese starke Aufrüstung passt zu den steigenden Machtan-
sprüchen von Mitgliedern des Golfkooperationsrates, die auch 
an der aktiven militärischen Beteiligung Katars, Saudi Ara-
biens und der Vereinigten Arabischen Staaten in Libyen und 
Syrien zu sehen ist. Bekräftig werden diese Ansprüche unter 
anderem von Deutschland.32 Hintergrund dieses Interesses an 
der militärischen Aufrüstung Saudi Arabiens, einer sogenann-
ter „Gestaltungsmacht“, ist laut Engerer die Verbesserung 
der geostrategischen Positionierung der BRD in der Region. 
Ausdruck findet diese Ambition in dem Gestaltungsmächte-
konzept, durch das die Bundesregierung versucht, „regionale 
Sicherheitsarchitekturen“ aufzubauen und die „Instrumen-
tarien“ sogenannter Gestaltungsmächte auch in Form von 
Waffenlieferungen zu stärken, um „die Region nach eigenen 
geostrategischen Prämissen zu formen.“ Durch die Aufrü-

Die Stadt Sanaa gehört mit ihrer einzigartigen Architektur zum UNESCO-Weltkulturerbe. Quelle: Eesti via Flickr.
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solle „die Stabilität der Golfmonarchien nach innen und ihr 
militärischer Einfluss auf regionale Stellvertreterkonflikte 
gestärkt werden, sodass konvergente Interessen durch fest 
im Sattel sitzende Regime im gesamten Nahen Osten durch-
gesetzt werden können.“ Bis heute hat Engerers Analyse aus 
dem Jahr 2012 nichts an Aktualität eingebüßt, wie eine im 
Februar 2016 formulierte Antwort der Bundesregierung auf 
eine von der Fraktion Die Linke gestellten Kleinen Anfrage 
zeigt: „Saudi-Arabien spielt als dominante Kraft auf der Arabi-
schen Halbinsel eine wichtige Rolle bei den Bemühungen der 
internationalen Gemeinschaft, Stabilität in der Region wieder 
herzustellen.“33 Der Bundesnachrichtendienst hingegen warnt 
vor der, wie er es ausdrückt, „impulsiven Interventionspolitik“ 
Saudi Arabiens, welche der BND gar als Destabilisierungsfak-
tor in der Region wertet.34 Mit dem Einsatz im Jemen wolle 
das Königshaus seine Bereitschaft beweisen, so wird der BND 
zitiert, „militärische, finanzielle und politische Risiken einzu-
gehen, um regionalpolitisch nicht ins Hintertreffen zu gera-
ten.“35 

Spiel mit dem Feuer

Doch die Strategie Saudi Arabiens scheint nicht aufzugehen. 
Trotz der rüstungstechnischen Überlegenheit der hinter Opera-
tion Restoring Hope stehenden Militärkoalition rückt der Sieg 
über die Houthi nicht näher. Auf Grund des hohen Todeszolls 
und der systematischen Zerstörung vitaler ziviler Infrastruktur 
der Luftanschläge gewinnt die Houthi-Bewegung in einigen 
Gebieten Jemens sogar an Zulauf,36 obwohl die Rebellen selbst 
durch das wahllose Streuen von Landminen, sowie den unkon-
trollierten Beschuss und Einsatz von Scharfschützen verant-
wortlich für den Tod hunderter Zivilisten sind.37 Durch weitere 
Waffenlieferungen an die Kriegsparteien wird eine Fortsetzung 
des verfahrenen Krieges ermöglicht. Zwar forderte das EU-
Parlament im Februar 2016 ein Waffenembargo gegen Saudi 
Arabien; doch ist diese Forderung weder bindend noch scheint 
sie von vielen EU-Staaten ernst genommen zu werden.38 So 
lobte der britische Premierminister David Cameron nur wenige 
Stunden nach dem EU-Parlamentsbeschluss vor der Beleg-
schaft des britischen Rüstungskonzerns BAE die „brillanten“ 
Geschäfte mit Saudi Arabien und kündigte an, es sei noch mehr 
Arbeit mit Saudi Arabien zu verrichten.39 Frankreich hingegen 
verlieh nur wenige Tage später den Verdienstorden Legion 
d’Honneur an den saudischen Innenminister und Kronprin-
zen Mohammed bin Nayef für seine Bemühungen im Kampf 
gegen den Terror und Extremismus.40 Von einer Distanzierung 
von der saudischen Regierung auf Grund der vorgeworfenen 
Kriegsverbrechen im Jemen und von einer ernsten Bemühung 
um eine friedliche Lösung am Golf von Aden ist de facto wei-
terhin wenig zu spüren. 
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Der Krieg gegen Libyen wurde am 19. März 2011 von einer 
Ad-hoc-Koalition unter Führung von Frankreich, Großbri-
tannien und den USA begonnen. Am 31. März 2011 ging die 
gesamte Kriegsführung dann auf die „Operation Unified Pro-
tector“ (OUP) und damit auf die NATO über. Nach 26.500 
Lufteinsätzen, bei 9.700 davon erfolgten Bombardierungen, 
endete die Operation am 30. Oktober 2011; acht Tage zuvor 
war der libysche Machthaber Muammar al-Gaddafi auf grau-
same Weise ermordet worden. Seither versinkt das Land im 
Chaos und die Auseinandersetzungen nehmen kein Ende. 
Inzwischen sind erneut – oder vielleicht auch immer noch – 
westliche Spezialeinheiten im Land aktiv und es wird sogar 
wieder laut über eine großangelegte Intervention nachgedacht, 
diesmal womöglich auch mit deutscher Beteiligung.

Schätzungen zufolge sollen allein bei den NATO-Bombar-
dierungen zwischen 30.000 und 50.000 Menschen ums Leben 
gekommen sein.1 Als Rechtfertigung wurden vom Westen stets 
massive Menschenrechtsverletzungen ins Feld geführt. Die 
kürzlich über den Freedom of Information Act veröffentlich-
ten Mails der damaligen US-Außenministerin Hillary Clinton 
legen jedoch nahe, dass vieles, wenn nicht sogar alles davon 
erstunken und erlogen war.2 Die Mails bringen darüber hinaus 
auch noch etwas Licht in die Frage, was die eigentlichen Inte-
ressen hinter diesem Krieg waren. Vor allem aber legen sie den 
Schluss nahe, dass Clinton, die wohl wichtigste treibende Kraft 
hinter der westlichen Intervention3, sogar bewusst Falschmel-
dungen gestreut und der Kriegsagenda widersprechende Infor-
mationen gezielt unterdrückt hat. Ihr diesbezüglicher Umgang 
mit der Wahrheit ist so schockierend, dass einem angesichts 
der Tatsache, dass sie derzeit als aussichtsreichste Kandidatin 
für das US-Präsidentenamt gilt, angst und bange werden kann. 

Vermeintliche Menschenrechtsverletzungen… 

Ganz sicher war das System unter Muammar al-Gaddafi 
repressiv, dies gilt aber in mindestens demselben Ausmaß für 
eine ganze Reihe „befreundeter“ Staaten, die vom Westen in 
Ruhe gelassen werden. Anfang 2011 begannen die Proteste 
gegen die libysche Regierung, was schließlich zur Verabschie-
dung der UN-Resolution 1973 führte, die zwar u.a. die Ein-
richtung einer Flugverbotszone vorsah, allerdings keineswegs 
einen Blankoscheck für den Sturz Gaddafis ausstellte, auch 
wenn sie vom Westen völlig haltlos so zurechtinterpretiert 
wurde.4 Die Regierung sei aufgrund der Androhung von Mas-
sakern in Bengasi ihrer in der UN-Resolution betonten „Verant-
wortung zum Schutz“ der Bevölkerung nicht nachgekommen, 
was ihren Sturz legitimiere, so die damalige Begründung der 
Angriffe. Schon damals gab es allerdings viele Hinweise, dass 
es sich hierbei um bestenfalls fragwürdige, meist sogar falsche 
Behauptungen handelte.

So schrieb etwa Alan Kuperman, Professor für öffentliche 
Angelegenheiten an der Universität von Texas: „Gaddafi hat 
niemals mit einem Massaker an der Zivilbevölkerung in Ben-

gasi gedroht, wie Obama behaup-
tete. Die Warnung ‚es werde kein 
Pardon gegeben‘ vom 17. März 
richtete sich ausschließlich gegen 
die Aufständischen, wie die New 
York Times berichtete. Zudem habe 
der libysche Machthaber denjenigen 
eine Amnestie versprochen, die ‚ihre 
Waffen wegwerfen‘, Gaddafi bot 
den Rebellen sogar einen Fluchtweg 

und offene Grenzübergänge in Richtung Ägypten an, um einen 
‚Kampf bis zum bitteren Ende‘ zu vermeiden.“5 Auch andere 
Vorwürfe haben sich als weitgehend haltlos herausgestellt: 
„[N]ach Studien der UN und von Amnesty International [hat 
sich] die Begründung der damaligen Militärintervention als 
falsch erwiesen. Zwar kam es im Bürgerkrieg zu Verbrechen 
und schweren Menschenrechtsverletzungen auf beiden Seiten. 
Systematische Massaker, Luftangriffe gegen Demonstranten, 
organisierte Massenvergewaltigungen und weitere schwere 
Vorwürfe, die Gaddafis Regime angelastet wurden, sollen 
jedoch nie verübt worden sein.“6

Ein erster Hinweis, dass Hillary Clinton Kenntnis davon 
gehabt haben muss, dass die Vorwürfe gegen Gaddafi und 
seine Truppen auf sehr wackeligen Beinen standen, fand sich in 
einem Bericht der Washington Times vom Januar 2015. Unter 
Verweis auf jüngst erhaltene Gesprächsmitschnitte aus Tripolis 
sowie auf Aussagen hochrangiger damaliger Regierungsbeam-
ter wurde darin berichtet: „Mehrere von der Times interviewte 
US-Offizielle bestätigten, dass Frau Clinton und nicht Herr 
Obama führend in der Forderung war, NATO-Militärkräfte 
einzusetzen, um Gaddafi als Anführer Libyens des Amtes zu 
entheben und dass sie wiederholt die Warnungen von Beamten 
aus dem Verteidigungs- wie auch dem Militärapparat in den 
Wind geschlagen hat. [...] Frau Clintons Argument bestand 
darin, dass Gaddafi kurz davor stand, einen Völkermord 
gegen Zivilisten in Bengasi zu begehen, wo die Rebellen ihr 
Machtzentrum hatten. Aber Geheimdienstbeamte aus dem Ver-
teidigungsministerium konnten diese Bedenken nicht bestäti-
gen und kamen in der Tat zu der Einschätzung, dass es Gaddafi 
wohl kaum riskieren würde, sich aufgrund der Tötung zahlrei-
cher Menschen den Zorn der Welt auf sich zu ziehen. [...] Im 
Ergebnis wandten sich Verteidigungsminister Robert M. Gates 
und Generalstabschef Mike Mullen entschieden gegen Frau 
Clintons Forderung nach dem Einsatz von Gewalt.“7

Nun ließe sich argumentieren, bei diesen Meldungen handele 
es sich um ein Komplott der den Republikanern nahestehenden 
Washington Times, um die damals wie heute aussichtsreich-
ste demokratische Präsidentschaftskandidatin zu sabotieren. 
Allerdings bestätigen nun eine Reihe ihrer eigenen Mails, dass 
Clinton einen geradezu skandalösen Umgang mit der Frage der 
Verletzung von Menschenrechten in Libyen an den Tag legte.

… und was die Clinton-Mails dazu sagen

Auch wenn sich die Kriegsbefürworter primär auf das ver-
meintlich bevorstehende Massaker in Bengazi stützten, wurde 
auch immer wieder argumentiert, seit Ausbruch der Proteste 
seien im großen Stil Menschenrechte massiv mit Füßen getre-
ten worden. In einer Mail vom 21. Februar 2011 berichtete 
jedoch der damalige Mitarbeiter Clintons, Human Abedin 
(Doc No. C05778494), bereits kurz nach Ausbruch der Pro-
teste über die vergleichsweise ruhige Lage in Bengasi: „Auf 
Grundlage zahlreicher Augenzeugen-Berichte kommt die 

Die Clinton-Mails und der 
Libyen-Krieg
Dreiste Menschenrechtslügen und 
tatsächliche Interessen
von Jürgen Wagner

https://foia.state.gov/searchapp/DOCUMENTS/HRCEmail_SeptemberWeb/O-2015-08630-150/DOC_0C05778494/C05778494.pdf
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Botschaft zu dem Ergebnis, dass die Regierung Bengasi nicht 
mehr länger unter Kontrolle hat. [...] Die Stimmung in Ben-
gasi und Ajdabiyah ist dem Vernehmen nach ‚feierlich‘ und 
alle Poster von Gaddafi wurden abgehängt.“ Am 2. März 2011 
lieferte Harriet Spanos von USAID in einer weiteren Mail 
(Doc No. C05778340) einen Situationsbericht ab, der eben-
falls nicht nach großangelegten Menschenrechtsverletzungen 
klang: „Verfügbare Berichte legen den Schluss nahe, dass 
bestimmte Formen ökonomischer Tätigkeiten in Bengasi statt-
finden, wenn auch etwas langsamer als gewöhnlich. Grund-
bedürfnisse wie Nahrung sind verfügbar, werden aber täglich 
knapper. Läden und Banken sind Berichten zufolge geöffnet. 
Mobil- und Festnetztelefone funktionieren und das Internet ist 
auch wieder verfügbar.“

Wie wenig sich Clinton um die Menschenrechte scherte, geht 
aus einer Mail von Sidney Blumenthal, einem der engsten Mit-
arbeiter der damaligen Außenministerin, vom 27. März 2011 
hervor (Doc No. C05782401). Darin wird ihr mitgeteilt, die 
vom Westen unterstützten Rebellen würden alle Söldner im 
Dienste Gaddafis erschießen: „Unter strikter Wahrung seiner 
Anonymität gab ein Rebellenkommandeur an, dass seine Trup-
pen weiter summarische Hinrichtungen aller ausländischen 
Söldner durchführen, die bei den Kämpfen gefangen genom-
men werden.“

Nach Recherchen der Huffington Post dürfte es sich dabei 
aber eher um Massenexekutionen schwarzafrikanischer Gast-
arbeiter gehandelt haben, was Clinton wohl bewusst gewesen 
sein dürfte: „Die Mails zeigen einen vollständigen Mangel, was 
die Sorge um Menschenrechtsverletzungen durch pro-NATO-
Rebellen anbelangt. [...] Summarische Hinrichtungen selbst 
von bewaffneten Kombattanten sind  klare Verstöße gegen die 
Genfer Konventionen. Aber weder Blumenthal noch Hillary 
zeigen sich über derlei Bagatellen allzu besorgt. Noch Besorg-
nis erregender ist, dass sich im Laufe der NATO-Invasion her-
ausstellte, dass die Vorwürfe, ausländische Söldner würden 
in den Reihen Gaddafis kämpfen, falsch waren. Tatsächlich 
handelte es sich bei den fraglichen Söldnern um afrikanische 
Gastarbeiter. Was wirklich passiert ist war, dass die Rebellen 
in großer Zahl Menschen summarisch inhaftierten und ermor-
deten, nur auf der Basis, dass sie schwarz waren. Mit anderen 
Worten, es waren die Rebellenfreunde der USA, die faktisch 
einen Genozid in Libyen verübten, und die NATO, die ein UN-
Mandat zum Schutz von Zivilisten hatte, half ihnen dabei.“8

In einer weiteren Mail von Sidney Blumenthal (Doc No. 

C05789307) berichtet dieser ebenfalls am 27. März 2011 von 
der umfassenden Verabreichung von Viagra, zur Unterstüt-
zung systematischer Massenvergewaltigungen. Allerdings 
handele es sich dabei um ein Gerücht, das von den Rebellen 
stamme und nicht unabhängig bestätigt sei: „Quellen sagen 
nun, erneut ein Gerücht (das heißt, diese Information kommt 
von Rebellenseite und wurde nicht unabhängig von westli-
chen Nachrichtendiensten bestätigt), dass Gaddafi eine Verge-
waltigungspolitik verfolgt und sogar Viagra an seine Truppen 
verteilt hat.“ Obwohl der Wahrheitsgehalt dieser Meldung nie 
erhärtet wurde, wurde sie später prominent aufgegriffen: 

„Die bizarre Viagra-Vergewaltigungsgeschichte wurde Teil 
einer Präsentation vor den Vereinten Nationen durch die dama-
lige UN-Botschafterin der USA, Susan Rice, die die Viagra-
Anschuldigung in einer Diskussion über die Übeltaten von 
Gaddafis Regime aufbrachte. Ein UN-Diplomat, der an einer 
geschlossenen Sitzung am 28. April 2011 teilnahm, sagte dem 
Guardian: ‚Es ereignete sich während einer Diskussion dar-
über, ob die Truppen Gaddafis und der Rebellen moralisch 
äquivalent seien. Rice listete Menschenrechtsverletzungen 
durch  Gaddafis Truppen auf, einschließlich von Scharfschüt-
zen, die Kinder ermorden und der Viagra-Geschichte.‘“9 
Obwohl eine Untersuchung von Amnesty International keine 
Hinweise für systematische Vergewaltigungen durch Gaddafi-
Anhänger finden konnte10, äußerte sich Clinton noch im Juni 
2011, sie sei „tief besorgt“, weil sie ihnen genau dies vorwarf.11

Diese Episoden zeigen Clintons geradezu gemeingefährli-
chen Umgang mit der Wahrheit: Meldungen werden gefälscht 
oder unterschlagen, ganz nach dem, was der Unterstützung 
ihrer Kriegsagenda dienlich ist.

Am 30. März 2011 gab erneut Clinton-Berater Sidney Blu-
menthal dann an (Doc No. C05789481), es sei nicht weiter 
zielführend, „humanitäre Motive“ als Begründung des Krieges 
anzuführen: „Das humanitäre Argument ist limitiert, kontextab-
hängig und bezieht sich auf eine bestimmte, in der Vergangen-
heit liegende Situation. Ein Massaker in Bengasi verhindert zu 
haben und hierfür ständig Kredit zu verlangen (sowohl von der 
libyschen als auch der amerikanischen öffentlichen Meinung), 
wird sich in Bälde als kontraproduktiv erweisen.“ Wohlge-
merkt, er thematisiert in diesem Absatz nicht die hochumstrit-
tene Frage, ob in Bengasi tatsächlich ein Massaker gedroht hat, 
sondern nur die, ob diese Behauptung als Begründung weiter 
taugt, um noch monatelang weiterzubombardieren. Statt sich 
auf die Menschenrechtsfrage zu versteifen, schlägt Blumenthal 
vor, andere Interessen hervorzuheben, die er auch klar benennt.

Klartext: Westliche Interessen

Es dürfte selten sein, dass ein Krieg aus einer einzigen Moti-
vationslage heraus vom Zaun gebrochen wird – für eine solch 
weitreichende Entscheidung braucht es zumeist eine kritische 
Masse verschiedener Interessen. Im Falle des Libyen-Krieges 
wurden zahlreiche solcher Motive angeführt, die eine Rolle 
gespielt haben dürften: Darunter etwa die Absicht, mit der 
„Verantwortung zum Schutz“ eine neue Interventionsdoktrin 
zu etablieren, das libysche Öl unter Kontrolle zu bringen, sich 
eines unsicheren Kantonisten zu entledigen und gleichzeitig zu 
versuchen, die soeben begonnenen Arabischen Revolutionen 
in „genehme“ Bahnen zu kanalisieren.12

Auch Sidney Blumenthal ist in seiner bereits angesprochenen 
Mail vom 30. März 2011 (Doc No. C05789481), in der er vor-
schlägt, nicht mehr humanitäre Motive buchstäblich ins Feld 
zu führen, der Auffassung, dass eine ganze Reihe konkreter 

Eine der „Clinton-Mails“, die sich auf der Seite des Freedom 
of Information Acts finden lassen.

https://foia.state.gov/searchapp/DOCUMENTS/HRCEmail_NovWeb/08631-M/DOC_0C05778340/C05778340.pdf
http://www.foreignpolicyjournal.com/wp-content/uploads/2016/01/110327-new-intel-State-Dept.pdf
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Interessen den Sturz Gaddafis („Q“) nahelegen: „Die positi-
ven Argumente, aus nationalen Interessen den Sturz von Q zu 
befürworten, liegen auf der Hand: die Stabilisierung Nordafri-
kas, die Sicherung von Demokratie in Ägypten und Tunesien, 
wirtschaftliche Entwicklung, die Auswirkungen auf die ganze 
arabische Welt und auf Afrika, die Ausweitung des amerikani-
schen Einflusses, ein Gegengewicht zum Iran, etc.“

Doch Blumenthal liefert noch weitere, weit brisantere Ein-
blicke in das Interessensgeflecht. Eine schon früh vertretene 
These war auch, dass der Angriff auch im Zusammenhang mit 
der libyschen Afrika-Politik und den diesbezüglichen Versu-
chen zu sehen sei, den Kontinent vom Westen zu emanzipie-
ren. Hierzu schrieb Lühr Henken in IMI-Analyse 2011/25: 
„Wenige Monate vor dem NATO-Angriff auf sein Land for-
derte er [Gaddafi] die arabischen und afrikanischen Staaten 
auf, eine neue gemeinsame Währung einzuführen, um sich 
der Macht des Dollars und des Euros zu entziehen. Grundlage 
sollte der Gold-Dinar sein, der auf dem 144 Tonnen schweren 
libyschen Goldschatz beruht, der in der staatlichen Zentralbank 
lagert. Dieser Initiative waren bereits geheime diesbezügliche 
Konferenzen 1996 und 2000 vorausgegangen. Die meisten 
afrikanischen Länder unterstützten dieses Vorhaben. Sollte 
dies gelingen, wäre Frankreich der größte Verlierer, denn das 
bedeutete das Ende des CFA-Franc in den 14 frankophonen 
Ländern Afrikas, und damit auch das Ende der postkolonialen 
Kontrolle Frankreichs über diese. Drei Schlüsselprojekte hatte 
Gaddafi in Planung, die den Grundstein für eine afrikanische 
Föderation bilden sollten: Die Afrikanische Investmentbank 
im libyschen Sirte, die Afrikanische Zentralbank mit Sitz in 
Abuja, der Hauptstadt Nigerias, sowie die für 2011 geplante 
Einrichtung des Afrikanischen Währungsfonds in Jaunde 
(Kamerun), der über einen Kapitalstock von 42 Milliarden 
Dollar verfügen soll.“13

Dass derlei Überlegungen zumindest mit eine Rolle für die 
Kriegsentscheidung Frankreichs gespielt haben, wird nun in 
einer weiteren Mail Blumenthals vom 2. April 2011 (Doc No. 
C05779612) unter dem Betreff „France‘s client & Q‘s gold“ 
spektakulär bestätigt: „Am 2. April 2011 gaben Quellen mit 
Zugang zu Beratern von Salt al-Islam Qaddafi14 unter streng-
ster Vertraulichkeit an, dass das Einfrieren der Bankkonten 
Gaddafi zwar ernsthafte Schwierigkeiten bereite, seine Fähig-
keit zur Ausrüstung und Aufrechterhaltung der bewaffneten 
Truppen und des Geheimdienstes dadurch aber intakt bleiben. 
Gemäß sensibler Informationen, die diesen Personen zugäng-
lich sind, verfügt die Gaddafi-Regierung über 143 Tonnen Gold 
und eine ähnliche Menge an Silber. Ende März wurden diese 
Vermögenswerte nach SABHA (südwestlich in Richtung der 
libyschen Grenze mit dem Niger und Tschad) verfrachtet; ent-
nommen wurden sie den Tresoren der libyschen Zentralbank 
in Tripolis. Dieses Gold wurde vor Ausbruch der aktuellen 
Rebellion angesammelt und war dafür gedacht, eine pan-
arabische Währung auf Basis des libyschen Gold-Dinar ins 
Leben zu rufen.  Dieser Plan wurde mit dem Ziel entworfen, 
den frankophonen Ländern eine Alternative zum CFA-Franc 
zur Verfügung zu stellen. [...] Gemäß kenntnisreicher Indivi-
duen, beläuft sich der Wert dieser Menge an Gold und Silber 
auf 7 Mrd. Dollar. Französische Geheimdienstoffiziere ent-
deckten den Plan kurz nachdem die aktuelle Rebellion begann 
und hierbei handelte es sich um einen der Faktoren, die die 
Entscheidung des französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy 
beeinflussten, Frankreich auf einen militärischen Angriff fest-
zulegen. Nach Angaben dieser Individuen, werden Sarkozys 
Pläne von folgenden Faktoren beeinflusst:

1.	Den Wunsch einen größeren Anteil an der libyschen Ölpro-
duktion zu erhalten,

2.	Den französischen Einfluss in Nordafrika auszuweiten,
3.	Die innere politische Lage in Frankreich zu verbessern,
4.	Dem französischen Militär die Möglichkeit zu bieten, seiner 

Position in der Welt wieder Geltung zu verschaffen, 
5.	Die Sorgen seiner Berater über Gaddafis langfristige Pläne, 

Frankreich als dominierende Macht im frankophonen Afrika 
abzulösen, zu adressieren.“

Aus diesem Interessensbündel dürfte sich die exponierte 
Rolle Frankreichs erklären, das bei der Kriegsführung von 
Anfang an ganz vorne mit dabei war. Sicher handelt es sich 
bei dieser Mail nicht um einen abschließenden Beweis, was 
die tatsächlichen Gründe für die Intervention waren. Viel näher 
an die Überlegungen, die in solchen Fragen im US-Außenmi-
nisterium angestellt werden, dürfte man aber selten kommen.

Bravo Hillary!

Die Folgen des Libyen Krieges waren und sind fatal: Nicht 
nur das Land selbst versinkt in Chaos und Krieg, auch die 
ganze Region wurde destabilisiert. Ein Kollateralschaden ist 
etwa die Eskalation in Mali, die nicht unwesentlich mit dem 
Libyen-Krieg zusammenhängt.15 Und eine, wenn nicht die 
Hauptverantwortliche ist die potenzielle demokratische Prä-
sidentschaftskandidatin Hillary Clinton. Dies geht auch aus 
einer weiteren Mail hervor, die von der humanitären Inter-
ventionistin Anne-Marie Slaughter verfasst wurde. Als zwi-
schenzeitliche Leiterin der wichtigen Politikplanungsabteilung 
bekleidete sie eines der höchsten Ämter in Clintons Außen-
ministerium: “In einer Mail mit dem Betreff ‘bravo!’, die am 
19. März 2011 gesendet wurde – dem Tag, an dem die USA 
und ihre Verbündeten mit der Bombardierung Libyens began-
nen – schien die Cliton-Vertraute und ehemalige Angestellte 
Anne-Marie Slaughter die damalige Außenministerin dafür 
zu bejubeln, einen widerstrebenden Präsidenten Obama über-
zeugt zu haben, Militäraktionen in Libyen durchzuführen. 
‚Ich kann mir nicht vorstellen, wie erschöpft Du nach dieser 

Clinton-Berater Sidney Blumenthal. Quelle: Larry D. 
Moore CC BY-SA 3.0.
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en Woche sein musst. Aber ich war NIE stolzer mit Dir gearbeitet 

zu haben‘, schreibt Slaughter [...]. ‚POTUS [Obama] in dieser 
Frage umgedreht zu haben, ist ein großartiger Erfolg für alles, 
wofür wir gearbeitet haben.‘“16 

Neue Interventionspläne

Ende Februar 2016 berichtete Le Monde, französische Spe-
zialeinheiten seien in Libyen aktiv, Präsident Holland habe 
“inoffizielle Militäraktionen” autorisiert.17 Auch amerikani-
sche Spezialeinheiten sollen in Libyen operieren, dem Verneh-
men nach aber weniger in direkten Kampfeinsätzen, sondern 
zur Ausbildung lokaler Milizen. Unterstützt werden sie schon 
seit einiger Zeit durch punktuelle Luftschläge, erstmals griffen 
die USA im November 2015 Ziele des Islamischen Staates an 
und seit Mitte Februar 2016 können von Sizilien aus Drohnen-
angriffe gestartet werden.18 Auch Pläne für umfassende Luft-
schläge sollen in den USA bereits fertiggestellt worden sein.19 

Und auch Deutschland will dieses Mal mit dabei sein. Im 
Jahr 2011 hatte sich die Regierung noch geweigert, sich an der 
Bombardierung zu beteiligen, was innerhalb des sicherheitspo-
litischen Establishments regelrechte Schockwellen ausgelöst 
hatte. Diese Weigerung war u.a. Anstoß für das Projekt „Neue 
Macht – Neue Verantwortung“, das die späteren Auftritte von 
Bundespräsident Joachim Gauck, Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen und Außenminister Frank-Walter Stein-
meier bei der Münchner Sicherheitskonferenz Anfang 2014 
vorbereitet hatte. Seither lautet die lauthals verkündete Bot-
schaft: Kein Krieg ohne uns!

Und das dürfte auch für Libyen gelten. Zumindest will sich 
Deutschland an der Ausbildung libyschen Militärs beteiligen 
– allerdings fehlen hierfür bisher sowohl ein UN-Mandat als 
auch eine funktionsfähige Regierung.20 Doch augenscheinlich 
werden auch weit umfassendere Überlegungen angestellt. So 
berichtet der Journalist Björn Müller über einen Vortrag des 
Leiters der Abteilung Politik im Verteidigungsministerium, 
Géza Andreas von Geyr, in dem es u.a. um Libyen ging: „‘Greif 
nicht in ein Wespennest, doch wenn du greifst, dann greife fest 
– und wir wollen fest zugreifen‘, so der gelernte Diplomat. In 
der Folge nannte der Politikchef des BMVgs vier Punkte, die 
aus seiner Sicht bei einer Intervention zur Stabilisierung Liby-
ens essenziell seien:
1.Die Errichtung einer ‚Grünen Zone‘ in der Hauptstadt der 

angestrebten Einheitsregierung Libyens.
2.Die Milizen in eine einheitliche Sicherheitsstruktur überfüh-

ren (Hier käme dann wohl ein Ausbildungskontingent der 
Bundeswehr zum Tragen. [...]).

3.Den Islamischen Staat in den Regionen Libyens direkt 
bekämpfen, in denen er sich ausgebreitet hat.

4.Die ‚Schleuserstrukturen‘ konsequent bekämpfen. Laut Geyr 
sei es wohl notwendig, hierbei auch in den Territorialgewäs-
sern Libyens aktiv zu werden und ‚an Land zu gehen‘. [...]

Die forschen Ausführungen von Geyrs können als Indiz 
gewertet werden, dass das Verteidigungsministerium bzw. die 
Bundesregierung mit ihren Planungen für eine Beteiligung der 
Bundeswehr in dem Krisenstaat schon sehr weit sind und vor 
allem, dass das deutsche Engagement sehr umfassend ausge-
legt ist“.21 
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Unter dem Eindruck der jüngsten Terroranschläge von 
Paris und Brüssel rückt die Ausbreitung des selbsternannten 
Islamischen Staates (IS) auch in Libyen immer stärker in den 
Fokus der europäischen und nordamerikanischen Politik. 
Schon vor einiger Zeit warnte US-Außenminister John Kerry, 
man werde nicht tatenlos zusehen, wie der IS, der bereits 180 
Kilometer der libyschen Mittelmeerküste kontrolliert, auch 
noch Zugriff auf die libyschen Ölfelder bekomme.1 Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen meinte der Bild-Zeitung 
gegenüber, „Deutschland wird sich nicht der Verantwortung 
entziehen können, dabei [bei der Stabilisierung Libyens] einen 
Beitrag zu leisten.“2 

Der Spiegel spekulierte bereits Anfang Januar 2016 über 
eine mögliche Ausbildungsmission deutscher und italienischer 
Soldaten in Libyen nach dem Vorbild der Ausbildung kurdi-
scher Militärs im Norden des Irak.3 Wie fortgeschritten derar-
tige Spekulationen bereits sein könnten, zeigen Aussagen des 
Leiters der Abteilung Politik im Verteidigungsministerium, 
Géza Andreas von Geyr, bei der „Strategischen Lage 2016“ 
der Deutschen Atlantischen Gesellschaft. Hierbei nannte der 
Abteilungsleiter einen 4-Punkte-Plan zur Stabilisierung Liby-
ens:
1. Errichtung einer sicheren „Grünen Zone“ in der Hauptstadt 

der libyschen Einheitsregierung
2. Etablierung einer einheitlichen Sicherheitsstruktur
3. Direkte Bekämpfung des IS in Libyen
4. Konsequente Bekämpfung von „Schleuserstrukturen“.4 

Die grundlegende Voraussetzung eines möglichen Einsatzes 
in diesem Rahmen wurde inzwischen erfüllt. Unter Vermitt-
lung des UN-Beauftragten Martin Kobler wurde nach zähem 
Ringen eine Einheitsregierung gebildet. Die Einheitsregie-
rung von Premier Fayed al-Sarraj steht jedoch auf wackligen 
Beinen. Das international anerkannte Parlament der Nationa-
listen in Tobruk sträubte sich gegen eine mehrheitlich gültige 
Bestätigung der Einheitsregierung. Um nicht länger warten zu 
müssen, verkündete Kobler daher Mitte März 2016, Lastwa-
gen führen ja „auch ohne Nummernschild“. Kurzerhand wurde 
beschlossen, dass auch eine vorhandene Liste mit den Unter-
schriften von knapp 100 Abgeordneten aus Tobruk ausreichen 
würde, um die Einheitsregierung zu legitimieren.5 Die Zeit 
drängt. Der IS profitiert von dem Machtvakuum in Libyen und 
könnte gemeinsam mit der verbündeten Boko Haram aus dem 
Nordosten Nigerias den Terror in weitere Länder der Region 
tragen. Außerdem befürchten Italien und Deutschland mit dem 
beginnenden Frühling einen erneuten Anstieg der Zahl afrika-
nischer Flüchtlinge, die Libyen auf dem Weg nach Europa pas-
sieren. Geheimoperationen gegen den IS und zur Ausbildung 
lokaler Milizen werden bereits durch Militärberater und Son-
dereinheiten Frankreichs und der USA durchgeführt.6

Man könnte meinen, dass es nur noch eine Frage der Zeit 
sei, bis die neue Einheitsregierung um ausländische Unter-
stützung bittet und ein offizieller internationaler Militärein-
satz in Libyen unter indirekter Beteiligung der Bundeswehr 

beginnt. Die Lage ist jedoch 
nicht einmal ansatzweise so 
einfach, als dass ein Militär-
einsatz das Land befrieden 
könnte. Dem stehen viele 
bedenkenswerte Kritikpunkte 
gegenüber. Zunächst einmal 
gilt die Chance, dass sich die 
„halblegitimierte“ Einheits-
regierung in Libyen gegen 

Widersacher aus den verfeindeten Parlamenten in Tobruk und 
Tripolis durchsetzen kann, als nicht besonders hoch. Weiterhin 
ist vollkommen unklar, wen ein internationaler Militäreinsatz 
eigentlich unterstützen soll. Zu guter Letzt wird kaum darauf 
eingegangen, in was für eine Art von Konfliktstruktur mit dem 
Militäreinsatz eingegriffen würde. Schon bei der ersten inter-
nationalen Militärintervention in Libyen 2011, die zum Sturz 
von Langzeitdiktator Gaddafi führte, wurden die beiden letzt-
genannten Kritikpunkt kaum bedacht. Infolge des durch die 
Unterstützung der Rebellen befeuerten Bürgerkrieges brachen 
fast alle staatlichen Strukturen Libyens zusammen und es eta-
blierte sich ein fast permanenter Bürgerkrieg zwischen wech-
selnden Gruppierungen.7

US-Präsident Obama äußerte sich diesbezüglich Mitte März 
2016 sehr kritisch der englischen und französischen Regierung 
gegenüber und machte sie dafür verantwortlich, dass Libyen 
ins Chaos abgerutscht ist.8 Mit Veröffentlichung der Clinton-
Mails wird jedoch auch klar, dass sich nicht nur die Präsidenten 
von Großbritannien und Frankreich für einen Feldzug gegen 
Gaddafi besonders stark gemacht haben, sondern auch die 
damalige US-Außenministerin Hillary Clinton.9 Ob die Admi-
nistrationen der westlichen Führungsmächte aus ihren Fehlern 
gelernt haben, bleibt abzuwarten. Währenddessen sollte die 
Öffentlichkeit die Zeit dafür nutzen, in der noch keine schrillen 
Forderungen nach internationalem Militäreinsatz wie Anfang 
2011 durch die Medien peitschen, sich sachlich über Hinter-
gründe und Akteure des libyschen Bürgerkrieges zu informie-
ren.

Wer kämpft eigentlich in Libyen 
gegeneinander?

Allgemeinhin bekannt ist bisher, dass im Osten Libyens das 
den Nationalisten zugeneigte Parlament von Tobruk regiert 
und im Westen das zu den Islamisten tendierende Parlament 
von Tripolis. Die Begriffe Nationalisten und Islamisten lassen 
sich jedoch nicht auf alle Beteiligten der Allianzen übertragen. 
Der Einfachheit halber wird in diesem Artikel dabei etwas 
pauschalisiert. Die Islamisten haben die „Allianz der Morgen-
röte“ ausgerufen, während die Nationalisten unter Führung 
des Oberbefehlshabers Chalifa Haftar die „Operation Würde“ 
ausgerufen haben. Als dritte Kriegspartei ist inzwischen der IS 
hinzugekommen, der sich in der Region um Sirte ausgebreitet 
hat und Terroranschläge in unterschiedlichen Städten Libyens 
gegen beide Allianzen und Zivilisten verübt.

Beide Parlamente haben komplexe Allianzen gebildet, die 
ihre Macht auf unterschiedlichen Stämmen und Milizen auf-
bauen. Wichtige Akteure des Krieges sind Kommandeure der 
verschiedenen Milizen, die teilweise als Warlords zur Macht-
erhaltung oder Selbstbereicherung die Konflikte forcieren. 
Sowohl bei der „Allianz der Morgenröte“ als auch bei der 
„Operation Würde“ gibt es Hardliner, die den Krieg immer 
weiter befeuern. Dazu gehört auch Chalifa Haftar, dessen 

Militäreinsatz in Libyen mit 
deutscher Beteiligung?
Auf welchen Krieg sich Deutschland dabei 
einlassen würde
von Marius Hager
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en Truppen der „Operation Würde“ vor allem im Kampf um Ben-

gazi 2015 mögliche Kriegsverbrechen begangen haben sollen. 
Daneben gibt es Al Qaida nahe stehende Milizen, die teilweise 
mit der islamistischen Allianz der Morgenröte verbündet sind. 
Die verschiedenen Konfliktparteien erhalten Unterstützung aus 
dem Ausland von Regionalmächten. Saudi-Arabien, Ägypten 
und die Vereinigten Arabischen Emirate stehen auf der Seite 
der Operation Würde. Die Allianz der Morgenröte erhält dage-
gen vor allem Unterstützung aus Katar. 

Der aktuelle Konflikt verläuft entlang verschiedener Bruch-
linien, die der ehemalige Diplomat Patrick Haimzadeh in 
einem brillanten Artikel darlegt und treffend als „die große 
Teilung“ bezeichnet.10 Nach Ende des ersten Bürgerkrieges 
2011 traten alte Feindschaften zwischen den beteiligten Stäm-
men und Milizen hervor. Dazu muss man wissen, dass Libyen 
eine Gesellschaft ist, in der Tribalismus eine weitaus bedeu-
tendere Rolle spielt, als in den meisten anderen arabischen 
Ländern. Insgesamt gibt es etwa 140 Stämme, von denen 30 
bis 40 politischen Einfluss haben. Die Stämme untergliedern 
sich wiederum in Unterstämme, denen wiederum die Familien 
untergeordnet sind. Untereinander pflegen die Stämme sich 
wandelnde Allianzen. Doch einfach entlang dieser Stammes-
linien lassen sich die Konflikte nicht erklären. Im Bürgerkrieg 
haben sich auch Revolutionsmilizen gebildet, die unabhängig 
von der Stammeszugehörigkeit agieren. In den ersten Konflik-
ten untereinander ging es vor allem um lokale Macht und die 
Kontrolle von Territorium. Besonders begehrt sind dabei die 
Ölfelder und Handelsrouten. Hinzu kamen Konflikte zwischen 
Islamisten und Säkularen, sowie zwischen Peripherie und Zen-
trum. Teilweise verlaufen die Spannungen sogar mitten durch 
die Stadtviertel und es kommt zu Ausschreitungen und Kämp-
fen unter den Nachbarn. 

Die vollständige Eskalation des Zweiten Libyenkrieges 
begann im Mai 2014, als Chalifa Haftar die Militäroperation 
„Würde“ ausrief, um die Islamisten in Bengasi auszulöschen. 
Daraufhin riefen islamistische Milizen die „Allianz Morgen-
dämmerung“ gegen den gemeinsamen Feind aus. Inzwischen 
wird die „Allianz Morgendämmerung“ vom Parlament in Tri-
polis, von den arabischen Milizen der Misrata, der Zawijah 
und islamistischer Revolutionsmilizen unterstützt. Die „Ope-
ration Würde“ wird vom nationalistischen Parlament in Tobruk 
und von den arabischen Milizen der Zintan, Warfallah, Qad-
dafah, Warshefana und Maghariba unterstützt. Nicht-arabische 
Stämme und Milizen, wie die der Tuareg, Amazigh (Berber) 
und Toubou streben vor allem nach Autonomierechten und 
haben sich dazu unterschiedlichen Allianzen angeschlossen. 
Einige Amazigh und Tuareg kämpfen auf Seiten der „Allianz 
Morgenröte“, während die Toubou die „Operation Würde“ 
unterstützen.11

„Die Menschen kennen keine Menschlichkeit 
mehr“

Besonders hervorzuhebende Stammesmilizen sind diejenigen 
aus Misrata und Zintan. Die Misrata und Zintan liegen beide 
im Westen des Landes und sind schon lange Zeit verfeindet. 
Während die Misrata-Brigaden die größten militärischen 
Einheiten der islamistischen „Allianz der Morgenröte“ dar-
stellen, kämpfen die Zintan-Milizen auf Seiten der Operation 
Würde des nationalistischen Parlamentes von Tobruk. Beiden 
werden wie vielen weiteren Milizen schwere Menschenrechts-
verletzungen und mögliche Kriegsverbrechen von Amne-
sty International vorgeworfen. Die Liste der Verbrechen ist 

lang. Darunter befinden sich Entführungen, Brandschatzung, 
Folter, Massenerschießungen und Angriffe auf dichtbesiedel-
tes Gebiet sowie Krankenhäuser. Ein libyscher Journalist, der 
selbst Opfer von Verfolgung wurde, sagt dazu: „Es geht nur 
noch um Rache. Die Menschen kennen keine Menschlichkeit 
mehr.“12

Menschenrechtsorganisationen werfen fast sämtlichen 
Kriegsbeteiligten schwere Menschenrechtsverletzungen und 
mögliche Kriegsverbrechen vor. Seit Jahren fordern sie den 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) und die internatio-
nale Gemeinschaft dazu auf, aktiv zu werden, indem gegen 
Kriegsverbrecher Reisesperren, Kontensperren oder Gerichts-
verfahren eingeleitet werden. Doch nichts ist bisher passiert. 
Lediglich gegen einen Sohn Gaddafis und einen seiner Unter-
stützer liegen Haftbefehle vom IStGH vor, die sich allerdings 
noch auf den Bürgerkrieg von 2011 beziehen. Die Personen 
sind jedoch nie nach Den Haag ausgeliefert worden. Staatdes-
sen wurden sie in Libyen in einem intransparenten Verfahren 
zum Tode verurteilt.13 Die möglichen Kriegsverbrecher des 
aktuellen Libyenkrieges bleiben dagegen bisher unbehelligt.

„Wenn niemand zur Rechenschaft gezogen wird, dreht sich 
die Spirale der Gewalt in Libyen immer weiter“, prophezeite 
die Amnesty-Expertin Hadj-Sahraoui im Oktober 2014.14 
Genau das ist leider eingetreten. Leidtragende sind vor allem 
die Zivilisten: 40% der Gesundheitsstrukturen sind nicht mehr 
funktionsfähig und 2,4 Mio. Menschen sind auf irgendeine 
Form von humanitärer Unterstützung angewiesen.15

Besonders hart trifft es dabei auch schwarzafrikanische 
Flüchtlinge, die sich in Libyen aufhalten, um Geld zu ver-
dienen oder um nach Europa weiterzureisen. Sie sind nicht 
nur Krieg, sondern auch rassistischer Verfolgung ausgesetzt. 
Schon während des Bürgerkrieges 2011 wurden viele Flücht-
linge oder Gastarbeiter als vermeintliche Söldner von Milizio-
nären hingerichtet oder gelyncht. Heute sind mehrere tausend 
Flüchtlinge in Gefängnislagern der Milizen in Libyen einge-
sperrt und dort Misshandlungen ausgesetzt, wie Tom Westcott 
in einem erschütternden Bericht aus Misrata aufzeigt.16

Straßenkunst in Libyen. Quelle: U.S. Institute of Peace via 
Flickr.
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Militärintervention als Affront gegenüber 
Menschenrechten

Vor dem Hintergrund dieser Anhäufung von Menschenrechts-
verletzungen und möglichen Kriegsverbrechen aller Beteilig-
ten des Bürgerkrieges erscheint eine mögliche militärische 
Zusammenarbeit mit den Bürgerkriegsakteuren als ein Affront 
gegenüber den Menschenrechten. 

Auf der anderen Seite ist es natürlich essentiell, dass sich 
die internationale Gemeinschaft dafür einsetzt, dass in Libyen 
wieder Frieden einkehrt und die Konflikte nicht mehr gewalt-
sam, sondern auf politischer Ebene ausgetragen werden. Die 
Kriegserfahrungen der vergangenen Jahre zeigen jedoch, dass 
Militärinterventionen dazu kontraproduktiv sind. Die Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft beim Dialog zwischen 
den rivalisierenden Kriegsparteien ist dagegen notwendig und 
die Festigung einer Einheitsregierung könnte den Konflikt 
abdämpfen. Dabei darf aber auf keinen Fall vergessen werden, 
dass es sich bei einigen der Akteure um Menschenrechtsverbre-
cher und möglicherweise Kriegsverbrecher handelt. Den Haag 
sollte Ermittlungen wegen möglicher Kriegsverbrechen aller 
Akteure nachgehen und nicht den Eindruck erwecken, als wären 
Kriegsverbrechen nicht strafbar. 

Entscheidend wird für den Friedensprozess sein, ob sich die 
Hardliner oder die Dialogbereiten innerhalb der Konfliktparteien 
durchsetzen und ob sich nach Etablierung neuer Staatsstruktu-
ren die Milizionäre entwaffnen und in ein ziviles Leben zurück-
führen lassen. Ein militärisches Eingreifen der ausländischen 
Interventionsmächte von 2011 würde den Krieg lediglich erneut 
verschärfen. Den IS in Libyen zurückzudrängen ist zwar essen-

tiell für die Sicherheitslage der ganzen Region. Bei aller Dring-
lichkeit dessen darf die Komplexität des Libyen-Konfliktes aber 
nicht unterschätzt werden. Hass, Trauer und Perspektivlosigkeit 
sind in der Bevölkerung allgegenwärtig und sollten nicht verges-
sen werden. Nationale Aussöhnung zwischen den Stämmen und 
Aufklärung der Kriegsverbrechen haben eine hohe Priorität. 

Wenn es keinen dauerhaften Frieden, keine strafrechtliche 
Verfolgung der Kriegsverbrechen und keine Ansätze der Aus-
söhnung gibt, wird sich der IS die vorhandenen Konflikte zu 
Nutze machen und wieder erstarken, selbst wenn er aus den 
Großstädten vertrieben sein sollte. Damit ein solches Szenario, 
das stark an die Taliban in Afghanistan erinnert, nicht eintritt, 
gilt es von Seiten der Öffentlichkeit darauf zu drängen, aus den 
Fehlern der Außenpolitik zu lernen und die Grundsätze der 
Menschenrechte und Humanität ernst zu nehmen.
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Wie schon nach den Pariser Anschlä-
gen im November 2015, mit denen auch 
der deutsche Eintritt in den Syrien-Krieg 
gerechtfertigt wurde, wird nun teils 
erneut argumentiert, durch die jüngsten 
Anschläge in Belgien befinde man sich im 
Krieg mit dem „Islamischen Staat“. Bei-
spielsweise zitiert die FAZ (23.2.2016) 
den französischen Präsidenten François 
Hollande: „Wir sind im Krieg. Wir erlei-
den in Europa seit mehreren Monaten 
Kriegsakte.“ Für Argumente, weshalb 

dies nicht der Fall ist, sei hier erneut 
der bereits in IMI-Aktuell 2015/712 
bemühte Daniel-Erasmus Khan, Profes-
sor für Öffentliches Recht, Europarecht 
und Völkerrecht an der Universität der 
Bundeswehr in München, zitiert. Was er 
damals nach den Anschlägen von Paris 
schrieb, trifft ebenso für die in Brüssel 
zu: „Frankreich wurde nicht von einem 
fremden Staat attackiert, denn der IS 
ist ja kein Staat, auch wenn er sich als 
solchen bezeichnet. Und selbst wenn 

man bei einem Angriff nicht-staatlicher 
Akteure ein Verteidigungsrecht anerken-
nen will, so ist die hohe Gewaltschwelle, 
die der Internationale Gerichtshof dafür 
fordert, vorliegend sicher noch nicht 
überschritten: Paris war ein schwerer 
Terroranschlag, mehr aber auch nicht. 
Andernfalls droht die Weltordnung in 
einer Spirale militärischer Gewalt zu 
versinken, was die Uno-Charta ja gerade 
verhindern will.“ 

Jürgen Wagner

Flugzeug-Einsatz im Rahmen des Libyen-Krieges 2011. 
Quelle: US-Verteidigungsministerium.

Brüssler Anschläge: Im Krieg?
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Am 13. Oktober 2014 eröffnete die Bundeswehr am 
Bundeswehrkrankenhaus in Koblenz eine eigene Kita. Die 
Trägerin der Kita ist die Dussmann Kulturkindergarten 
gGmbH, ein Tochterunternehmen der Dussmannkette, die 
bekannt wurde durch ihre Kulturkaufhäuser und die Lieferung 
der Zwangsverpflegung zur Unterstützung von Abschiebungen. 
Die Kita trägt den Namen „Lazarett-Zwerge“, eine reichlich 
unpassende Bezeichnung, die eher an die Pest-Sterbestätten 
des Mittelalters und die Schlachthäusern gleichenden 
Feldkrankenhäuser des Ersten Weltkrieges erinnert, als an 
hochwertige pädagogische Konzepte. Die Lazarett-Zwerge 
sind allerdings nur eine von vier bundeswehreigenen 
Kindertagesstätten, wie die Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage der Linken im Januar 2016 zeigt.1 Neben 
den Lazarett-Zwergen in Koblenz gibt es eine Kita am Bundes-
wehrkrankenhaus in Ulm (in Trägerschaft von Sodexo, einem 
der größten Militärlogistik-Dienstleister), eine bei der Univer-
sität der Bundeswehr in München (Träger ist die Johanniter-
Unfall-Hilfe) sowie eine bundeswehreigene Kita in Bonn. Ab 
2017 wird am Bundeswehrkrankenhaus in Berlin eine weitere 
Kita ihren Betrieb aufnehmen.

Doch um für mehr Attraktivität und ein gutes Image zu 
sorgen, gibt es bei der Bundeswehr im Bereich der frühkindli-
chen Bildung mehr als nur die Lazarett-Zwerge: die sogenann-
ten „Belegrechte“ sowie das Engagement der Bundeswehr in 
der pädagogischen und materiellen Förderung von Kitas. Das 
Thema Belegrechte und die damit einhergehenden Probleme 
habe ich bereits an anderer Stelle ausführlich beschrieben,2 
die neue Anfrage der Linken3 
bringt jedoch weiteres Licht in 
ein bisher viel zu wenig beach-
tetes4 Beispiel ganz praktischer 
Militarisierung des Alltags.

Belegrechte

Die Bundeswehr erwirbt für 
die eigene Attraktivität bei 
jungen Menschen und zum 
Erhalt der Einsatzfähigkeit 
Belegrechte aus Bundesmit-
teln, sprich Steuergeldern. 
Diese Belegrechte kauft sie 
zu günstigem Preis von klam-
men Kommunen oder Kirch-
gemeinden insbesondere dort, 
wo es zu wenig Kitaplätze 
gibt. Belegrechte führen dazu, 
dass ein für alle benötigtes und 
aus Steuergeldern bezahltes 
Gut nicht mehr gleicherma-
ßen verfügbar ist. Während 
jedoch private Unternehmen 

beim Kauf von Belegrechten 
ihr eigenes Geld in die Hand 
nehmen und unter Umstän-
den ein Mehr an Kitaplätzen 
schaffen, benutzt das Vertei-
digungsministerium Steuer-
gelder. Diese wären besser 
in den allgemeinen Ausbau 
von Kitaplätzen investiert – 
stattdessen privilegiert der 

Staat die Militärangehörigen. Definitionsgemäß muss dies als 
Militarisierung verstanden werden, wenn hier per Gesetz, Ver-
ordnung oder Regierungshandeln Privilegien gegenüber der 
Allgemeinheit geschaffen werden. Erschwerend kommt hinzu, 
dass es sich bei Kitaplätzen in guter Qualität und wohnortsnah 
um ein besonders knappes Gut handelt, bei dem der Staat eine 
besondere Sorgfalt walten lassen muss, um Chancengleichheit 
für alle Bürger_innen zu gewährleisten.

Da die Bundeswehr nur dann Belegrechte erwirbt, wenn über 
ein Bedarfsdeckungsverfahren aufwendig ermittelt wurde, wo 
ein Mangel an Kitaplätzen für Bundeswehrangehörige besteht, 
muss davon ausgegangen werden, dass nach dem Kauf der 
Belegrechte der Mangel auf Seiten der Eltern liegt, die nicht 
bei der Bundeswehr angestellt sind. Die Bundesregierung redet 
sich, wie bereits in den Anfragen zum Thema zuvor, nach wie 
vor damit heraus, dass über eine mögliche Verdrängung keine 
Kenntnis bestünde und die Eltern die Kitagebühren trotzdem 
zahlen müssen. Ihr eigenes Bedarfsdeckungsverfahren sollte 
allerdings bereits zeigen, dass genau diese Verdrängung mit-
gedacht werden muss. Fairerweise muss gesagt werden, dass 
es mitunter nicht bedeuten muss, dass die Kinder aus der zivi-
len Bevölkerung dann keinen Kitaplatz bekommen, wohl aber, 
dass dieser beispielsweise nicht mehr wohnortnah liegt, son-
dern im Container auf der grünen Wiese.

Belegrechte sind damit in mehrfacher Hinsicht für die Bun-
deswehr ein gutes Geschäft. Weist die Bundeswehr Ende 2014 
nur 277 gekaufte Belegrechte aus,5 hat sich die Zahl bis Anfang 
2016 mit 613 Plätzen mehr als verdoppelt!6 Die Kosten für den 

Mehr als nur „Lazarett-Zwerge“
Neuere Entwicklungen bei der Bundeswehr 
zum Thema Kita
von Thomas Mickan

Familienbetreuungsstelle der Bundeswehr in Seedorf. Quelle: Bundeswehr/David Hecker.
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Bundeshaushalt liegen überschlagsweise bei über 1,5 Millio-
nen Euro jährlich. An 25 weiteren Standorten sind Bedarfs-
deckungsverfahren eingeleitet. Die meisten Plätze befinden 
sich in Niedersachsen. Belegrechte kosten die Bundeswehr 
bei gleichem Effekt im Schnitt pro Platz und Kind gerechnet 
nur rund die Hälfte dessen, was die eigenen Kitas etwa bei 
den Lazarett-Zwergen pro Platz und Kind kosten. Ein gutes 
Geschäft also auf Kosten der Allgemeinheit. Dabei muss fest-
gehalten werden, dass gerade die verminderten Zahlungen für 
die Belegrechte eben gerade nicht reichen, um quantitativ die 
gleichen neuen Plätze zu schaffen und die reservierten damit 
zu kompensieren. Ein Indiz dafür sind auch die hohen Aus-
gleichszahlungen, die die Bundeswehr zu leisten hat, wenn die 
Belegrechte nicht in Anspruch genommen werden. Es ist hier 
durch Aktive vor Ort dringend notwendig, bei den betroffe-
nen Städten, Gemeinden und Kirchgemeinden nachzufragen, 
wie sie diese Praxis der einseitigen Privilegierung des Militärs 
gegenüber der Allgemeinheit rechtfertigen und ob die Gelder 
für die Belegrechte überhaupt in den Ausbau fließen.

Pädagogische und materielle Förderung

Eine weitere Anfrage der Linken zum Thema Kita und Bun-
deswehr Ende 2015 hat Erstaunliches über die pädagogische 
und materielle Förderung von Kitas durch die Bundeswehr 
an den Tag gebracht,7 was medial auch aufgegriffen wurde.8 
An rund 85 Standorten besuchte die Bundeswehr bei einma-
ligen Aktionen oder regelmäßig im Rahmen einer Standort-
Patenschaftspflege in den letzten Jahren Kitas oder unternahm 
Ausflüge mit den Kleinsten. Dabei reicht die zivil-militärische 
Zusammenarbeit vom Ausrichten von Mai-Feiern, der Reno-
vierung von Spielplätzen, der Teilnahme an Weihnachtsfeiern, 
der Jugendzahnpflege, dem gemeinsamen Adventssingen, der 
Besichtigung von Kasernen und Kriegsgerät, Schlauchboot-
fahren, Picknicken und Waffeln backen, einem „Opa-Tag“, der 
Mitbenutzung von Sporthallen bis hin zur „Schatzsuche“ im 
Militärbunker in Blankenburg, bei der Kita-Kinder im Bunker 
Hindernisbahnen überwinden mussten.

Ob das Hauptproblem allerdings in dem Versuch einer früh-
kindlichen Begeisterung für das Militär zu suchen ist, wie 
medial kolportiert wurde, ist eher fraglich. Vielmehr zielen 
diese, in der Regel nicht vom Verteidigungsministerium ange-
ordneten Maßnahmen, auf die lokale Verzahnung des Mili-
tärs mit der zivilen Gesellschaft ab. Dies erklärt auch, warum 
sich besonders viele Garnisonsstädte unter den betroffenen 
Gemeinden befinden, bei denen das Militär, auch aufgrund 
der Verwobenheit von Arbeitsplätzen der Eltern mit dem Mili-
tär, besonders relevant ist. Die zentrale Frage ist dann, was 
an dieser Praxis besonders kritikwürdig sei, verweist doch 
das Verteidigungsministerium selbst darauf, dass dies nur die 
besondere Verbundenheit einer Region mit der Kaserne zeige. 
Doch Militär ist eben nicht ein lokales Unternehmen wie Tri-
gema in Burladingen, welches in besonderer Weise mit einer 
Region verwoben ist. Militär und dessen Liegenschaften berei-
ten Gewalt vor und führen diese auch aus. Dies steht konträr 
zu jeglicher Auffassung von zivilem Miteinander, von Lebens-
freundlichkeit, die sich vielleicht gerade in Kindern zeigt. Das 
Engagement für Kitas an den Standorten darf dabei besten-
falls als Mangel an jeglicher Sensibilität und Verantwortung 
gegenüber dem eigenen militärischen Tun verstanden werden. 
Schlimmstenfalls allerdings ist es die bewusste Akzeptanz-
schaffung für eine Gesellschaft, in der Militär wieder zum 
Straßenbild gehören soll, es zur Schule der Nation wird und 

Kriegseinsätze und deren Akzeptanz sich gerade durch ein ver-
meintlich harmloses Miteinander vor Ort normalisieren. Insbe-
sondere der Erste Weltkrieg, aber auch der Zweite Weltkrieg 
entstanden eben gerade auch in einem Klima der Akzeptanz bis 
hin zur Glorifizierung des Militärs. Dieses Klima sollte genau 
dort, wo es entsteht, gepflegt und kultiviert wird – eben vor 
Ort im Kleinen – unter allen Umständen politisch und rechtlich 
unterbunden werden.

Ein letztes Kapitel, das die Anfrage der Linken zu Tage för-
derte, ist die umfangreiche, durch das Militär organisierte 
Spendentätigkeit. Über 150.000 Euro wurden dafür etwa durch 
die Auflösung von Truppenbibliotheken, durch das Sammeln 
von Spenden unter Soldat_innen oder durch gesammelte Sach-
spenden aufgebracht. Neben Kitas werden auch Kinder- und 
Jugendhäuser mit bis zu fünfstelligen Summen gefördert. Dass 
hier eine fehlende kontinuierliche Förderung aus den kommu-
nalen Töpfen zur Jugend- und Sozialhilfe offenbar Lücken hin-
terließ, aus denen die Bundeswehr Kapital zu schlagen sucht, 
ist traurig, vor allem vor dem Hintergrund, dass der Verteidi-
gungshaushalt in den kommenden Jahren um mehrere Milli-
arden jährlich aufgestockt wird und Ministerin von der Leyen 
ein neues 130 Milliarden Euro schweres Rüstungsprogramm 
auflegt.

Nun ist es selbstverständlich erfreulich, wenn auch Soldat_
innen als Privatpersonen karitativ spenden, allerdings gilt auch 
hier die bereits formulierte Kritik der Akzeptanzschaffung. 
Zudem hat sich insbesondere bei der Sammlung von Spenden 
eine spezielle PR-Praxis der Bundeswehr entwickelt. Dabei 
wird die Spendenübergabe medial inszeniert und in dieser 
Inszenierung eine sowohl verankerte wie auch familienfreund-
liche Truppe präsentiert, die Kita-Kinder in die Werbestra-
tegie einbindet. Vermeintlich unschuldig posieren dann die 
Kleinkinder mit auf den Pressefotos bei der Spendenübergabe 
und sollen wohl einen Teil ihrer Unschuld auf die anwesende 
Truppe übertragen. Kinder werden darin ungefragt instrumen-
talisiert und sind nur die Staffage, um über emotionalisierende 
Bilder das Militär in ein gutes Licht zu rücken. Mit dem tat-
sächlichen Kriegsalltag hat dies ohnehin nichts gemein.

Anmerkungen
1	 Antwort auf die Kleine Anfrage der Linken: Belegrechte der 

Bundeswehr in Einrichtungen der frühkindlichen Förderung und 
Betreuung, Bundestagsdrucksache 18/7021, Frage 9.

2	 Mickan, Thomas: Motivationsfaktor Kita, in Ausdruck 6/2013; 
Bundeswehr und Kita: Militarisierung im Kleinen, in Ausdruck 
8/2014.

3	 Ein besonderer Dank für die Nachfrage gebührt hier dem Abge-
ordneten Norbert Müller und dem Referenten für Kinder- und 
Jugendpolitik der Linken Kolja Fuchslocher.

4	 Eine Ausnahme hiervon: Schulze, Tobias (taz, 29.1.2016): 
Uniformierte haben bessere Chancen auf Kita-Platz.

5	 Antwort auf die Kleine Anfrage der Linken: Aktivitäten der Bun-
deswehr im Bereich der frühkindlichen Förderung und Bildung in 
Kindertageseinrichtungen, Bundestagsdrucksache 18/2269, Frage 9.

6	 Drucksache 18/7021, Anlage 1.
7	 Antwort auf die Kleine Anfrage der Linken: Aktivitäten der Bun-

deswehr in Kindertageseinrichtungen und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, Bundestagsdrucksache 18/7022.

8	 Ntv (17.2.2016): Waffelbacken mit Soldaten. Bundeswehr 
umgarnt Kita-Kinder; Häfner, Rebecca (greenpeace-magazin, 
17.2.2016): Bundeswehr: Auf Kuschelkurs mit Kleinkindern; 
Lehmann, Anne (taz, 17.2.2016): Mit Soldaten in Panzer krab-
beln.

http://www.imi-online.de/2013/06/06/motivationsfaktor-kita/
http://www.imi-online.de/2014/08/07/bundeswehr-und-kita-militarisierung-im-kleinen/
http://www.taz.de/%215270331/
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Die Kampagne „Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen 
für den Frieden!“ hat neuen Wind bekommen: Für das erste 
Schuljahr 2016 hat ihr die Bewegungsstiftung einen Zuschuss 
gegeben, durch den meine halbe Stelle finanziert werden kann. 
So konnten und können unterschiedliche Aktionen gegen die 
Bundeswehr unternommen werden. 

Die geplanten Ausgaben der Bundeswehr 2016 für die reine 
Nachwuchswerbung beliefen sich auf 35,3 Millionen Euro.1 
Diese richtete sich insbesondere auf die Manipulation Jugend-
licher, vorrangig mit dem Zweck, das Image der Bundeswehr 
zu verbessern. 

Eine Betätigung für die Bundeswehr wird zu Recht von einer 
Mehrheit der Gesellschaft als unattraktiv wahrgenommen. 
Selbst 58,6% der Mitglieder der Bundeswehr würden ihnen 
nahestehenden Personen nicht den Dienst an der Waffe emp-
fehlen.2 Die kriegskritische Haltung unserer Gesellschaft, die 
sich auch in den Rekrutierungsproblemen der Bundeswehr 
niederschlägt, führt aber zu keinem Dogmenwechsel in der 
Politik. Statt auf Besatzungseinsätze und imperiales Groß-
machtgehabe zu verzichten, versteift sich die Bundesregierung 
darauf, die Bundeswehr nur noch mehr in ihrem aussichtslo-
sen Ziel des exponentiellen wirtschaftlichen Wachstums zu 
fördern. Stattdessen sollten auf dem Weg zur Abschaffung der 
Bundeswehr Gelder für Trainings zur gewaltfreien Verteidi-
gung zur Verfügung gestellt werden. Was wir bräuchten, wäre 
eine gewaltfreie Revolution in einem großen Stil: Wenn alle 
verstehen, dass sie ihre Macht nur abgegeben haben, kann eine 
Kraft freiwerden, mit dem jedes vom Menschen erdachte Übel 
überwunden werden kann, auch die Bundeswehr. Bis wir dort 
angekommen sind, ist es jedoch ein weiter Weg. 

Einen ersten Schritt konnten wir bereits mit der Kampa-
gne „Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frie-
den!“ gehen, die sich nun neu präsentiert: Eine moderne 
Web-Präsenz, Social Media und Peer-to-Peer Ansätze sollen 
Jugendliche dazu anregen, sich gegen die sie betreffende psy-
chologische Kriegsführung im Inland zur Wehr zu setzen. 
Auch Erwachsene können helfen, der Mobilmachung von Kin-
dern und Jugendlichen entgegenzuwirken: Indem sich Eltern 
und LehrerInnen zusammenschließen, können sie darauf Ein-
fluss nehmen, wie sich die Schule gegenüber Jugendoffizieren 
und KarriereberaterInnen der Bundeswehr verhält. So ist eines 
unserer zentralen Ziele der Kampagne, eine Schule in Baden-
Württemberg zu finden, die sich ähnlich wie in anderen Bun-
desländern schon geschehen, als militärfreie Zone erklärt und 
der Bundeswehr jeglichen Zutritt zum Schulgebäude und Ein-
fluss auf Lehrkräfte und Jugendliche verwehrt.

In Stuttgart konnte die Bundeswehr im letzten Quartal kein 
einziges Mal auftreten, ohne von Protest begleitet zu sein. In 
Stuttgart-Feuerbach wurden vor dem Einsatz der Karrierebea-
raterInnen an zwei Schulen mithilfe der lokalen Friedensinitia-
tive „Friedenstreff Nord“ die neuen Flyer unserer Kampagne 
verteilt. In ähnlicher Weise wurde dem Auftritt der Bundeswehr 
an der Merz-Schule begegnet. Auch vor dem Berufsinforma-

tionszentrum (BIZ) in Stuttgart 
waren wir mit einem Infostand 
präsent. Dort wurde ich von der 
Leiterin des BIZ mit den Worten 
hinausgeworfen, sie hielte den 
Werbespruch der Bundeswehr 
„Wir kämpfen auch dafür, dass du 
gegen uns sein kannst!“ für gelun-
gen. Leider kannte ich zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht das Pendant: 

„Ihr könnt aufhören zu kämpfen – wir sind schon gegen euch!“. 
Bei Protesten in Böblingen konnten Antikriegsbewegte aus 

Tübingen und Stuttgart miteinander vernetzt werden. Und in 
Konstanz führten die Ankündigung von Protest und ein Artikel 
in der Regionalzeitung Seemoz3 zu einer Ausladung der Karrie-
reberaterInnen. So war es uns möglich in Bad Saulgau, wo am 
selben Tag einE KarriereberaterIn der Bundeswehr eingeladen 
war, unseren Protest mit dem Red Hand Day, dem internationa-
len Tag gegen Kindersoldaten, zu verbinden.4 Dieser ist nötig, 
denn auch in Deutschland werden laut der Definition der Pariser 
Grundsätze und Leitlinien KindersoldatInnen rekrutiert.5

Durch diese gewaltfreien direkten Aktionen soll den Schü-
lerInnen ein positives Vorbild vorgelebt werden. Es ist dabei 
zentral, dass der Konflikt vorerst aufgeheizt wird, so dass der 
Dissens überhaupt erst wahrgenommen und Druck aufgebaut 
werden kann. Danach kann sich auch ein Dialog ergeben, in 
dem weiterreichende Forderungen geäußert und Zugeständ-
nisse erkämpft werden können.

Es ist wichtig, nicht zu viel Angst vor der Obrigkeit zu haben: 
gerade in Dreistigkeit kann positiver Kontakt zu Jugendlichen 
aufgebaut und etwas bewegt werden. Es geht darum, das Welt-
bild der Konservativen aufzurütteln. Dabei ist es wichtig, auch 
in deren Unterbewusstsein verankerte Tabus und künstliche 
Grenzen kreativ zu überschreiten. Eine klare antimilitaristische 
Haltung in Kombination mit gewaltfreier Kommunikation ist 
hierbei von Nutzen.

Es wäre wünschenswert, wenn in Zukunft weiterhin unter-
schiedlichste Methoden ausprobiert werden, um das Kriegs-
system auszuhebeln und dem Militarismus eine friedliche 
Koexistenz entgegenzuleben. Gerade im Bereich der gewalt-
freien, direkten Aktionen sehe ich hier viel Potenzial, das noch 
nicht genutzt wird. Die-Ins sind spektakulär, aber nach dem 
dritten oder vierten Mal verlieren sie ihren Witz. Wir brauchen 
neue und peppige Wege, gerade auch um Jugendliche begei-
stern zu können und abzuholen. Wenn es die Friedensbewegung 
nicht schafft, die Kluft zwischen Alt und Jung zu überbrücken, 
haben wir dunkle Zeiten vor uns. Eine Lösung des Generatio-
nenkonflikts, die humorvolle Nutzung von Erfahrung als auch 
von frischen Ideen wird die Kraft unserer Friedensbewegung 
weiter intensivieren.

Anmerkungen
1	 Haushaltsplan 2016, Deutscher Bundestag, 21.12.2015, Einzel-

plan 14, 538 01 -032.
2	 Deutscher BundeswehrVerband: Rundum zufrieden ist bloß noch 

eine Minderheit.
3	 Koch, Hans-Peter (Seemoz, 26.2.2016): Die Bundeswehr fischt 

am Bodensee.
4	 Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden 

(17.2.2016): Die Bundeswehr rekrutiert Kindersoldaten am Red 
Hand Day.

5	 Siehe Definition der Pariser Grundsätze und Leitlinien (UNICEF, 
2007, 2.1) zu Kindern, die Streitkräften oder bewaffneten Grup-
pen angeschlossen sind.

Schulfrei für die Bundeswehr 
– Lernen für den Frieden!
Gegen die psychologische Kriegsführung 
an Schulen in Baden-Württemberg
von Benno Malte Fuchs

https://www.dbwv.de/C12574E8003E04C8/Print/W27TJD7H096DBWNDE
https://www.dbwv.de/C12574E8003E04C8/Print/W27TJD7H096DBWNDE
https://www.seemoz.de/lokal_regional/die-bundeswehr-fischt-am-bodensee/
https://www.seemoz.de/lokal_regional/die-bundeswehr-fischt-am-bodensee/
http://schulfrei.bplaced.net/wordpress/2016/02/17/bundeswehr-rekrutiert-minderjaehrige-am-tag-gegen-kindersoldaten/
http://schulfrei.bplaced.net/wordpress/2016/02/17/bundeswehr-rekrutiert-minderjaehrige-am-tag-gegen-kindersoldaten/
http://www.unicef.org/emerg/files/ParisPrinciples310107English.pdf
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Am 26. Januar 2016 trat Verteidigungsministerin Ursula 
von der Leyen vor die Presse und kündigte eine regelrechte 
Rüstungsoffensive an: Bis 2030 sollen üppige 130 Mrd. Euro 
in die Neuanschaffung von Kriegsmaterial gesteckt werden. 
Am folgenden Tag wurde dann dem Verteidigungsausschuss 
eine Liste mit Beschaffungsvorhaben vorgelegt, die anschei-
nend überwiegend  auf Zustimmung stieß – auch und gerade 
Finanzminister Wolfgang Schäuble soll umgehend sein Wohl-
wollen signalisiert haben. Dies war auch dringend erforderlich, 
denn die ins Auge gefassten Rüstungsinvestitionen machten in 
Kombination mit der ebenso geplanten Erhöhung der Truppen-
anzahl eine – nochmalige – Steigerung des Rüstungshaushal-
tes zwingend erforderlich, die dann auch am 23. März 2016 
beschlossen wurde. 

Überraschend kam die Initiative allerdings nicht, sie war 
von langer Hand geplant: Schon seit Jahren jammern Politik, 
Militär und Industrie, die Bundeswehr benötige eine kräftige 
Finanzspritze. Zuletzt wurden noch unmittelbar vor von der 
Leyens Auftritt sowohl der SPD-Wehrbeauftragte Hans-Peter 
Bartels wie auch der Vorsitzende des Bundeswehrverbandes 
André Wüstner öffentlichkeitswirksam ins Feld geschickt, um 
Alarm zu schlagen. Die Bundeswehr sei ein „Sanierungsfall“, 
so Wüstner1, dem Bartels sekundierte, die Truppe wäre „am 
Limit“2, weshalb eine erneute Erhöhung des Rüstungsetats 
erforderlich sei: „Das muss weitergehen“.3

Der jüngsten Initiative ging also eine sorgfältig orchestrierte 
Propagandaoffensive voraus, die den Nährboden für von der 
Leyens ambitionierte Forderungen bereitete. Die Karten müs-
sten „klar auf den Tisch“, betonte die Verteidigungsministerin 
und löste diesen Anspruch auch durchaus ein: denn sie sprach 
nicht nur die Notwendigkeit an, mehr Rüstungsgüter anzu-
schaffen und demzufolge dauerhaft deutlich mehr Geld in die 
Hand zu nehmen. Sie räumte auch offen ein, dies sei zwingend 
erforderlich, schließlich könne Deutschland nur so gemäß 
seiner „politischen und ökonomischen Bedeutung“ militärisch 
auf der Weltbühne agieren.4

Schrotthaufen-Debatte als Wegbereiter 

In den letzten Jahren jagte eine Pannenserie die nächste – 
praktisch kein Bundeswehr-Beschaffungsprojekt kam ohne 
drastische Verzögerungen und teils regelrecht absurde Prei-
serhöhungen über die Ziellinie. Vor diesem Hintergrund zog 
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen im Februar 
2014 öffentlichkeitswirksam die Notbremse. Als Hauptverant-
wortliche für die Misere identifizierte sie den Staatssekretär für 
Ausrüstung, Stéphane Beemelmans, der von seinen Aufgaben 
entbunden – sprich: gefeuert – wurde, und seinen Abteilungs-
leiter, Detlef Selhausen, den man kurzerhand versetzte. 

Im selben Atemzug kündigte von der Leyen auch eine externe 
Überprüfung der Bundeswehr-Großprojekte an. Mit dieser 
Aufgabe wurden die Unternehmensberatung KPMG, die Inge-
nieurgesellschaft P3 und die Kanzlei Taylor Wessing betraut, 
die ihre Ergebnisse in Form des Gutachtens „Bestandsauf-

nahme und Risikoanalyse zentraler Rüstungsprojekte“ am 6. 
Oktober 2014 an die Verteidigungsministerin übergaben. Darin 
wurden auf 1.200 Seiten, von denen allerdings nur ein 51-sei-
tiges Exzerpt öffentlich einsehbar ist, neun Großprojekte mit 
einem Gesamtvolumen von 57 Mrd. Euro untersucht, wobei 
140 Probleme und Risiken identifiziert wurden. Das Gutach-
ten mahnte aus diesem Grund an, „dass eine Optimierung 
des Rüstungsmanagements in nationalen und internationalen 
Großprojekten dringend und ohne Verzug geboten ist“.5 Auch 
das Fazit der neuen Staatssekretärin für Ausrüstung, Informa-
tionstechnik und Nutzung, Katrin Suder, fiel vernichtend aus: 
„Waffensysteme kommen um Jahre zu spät, Milliarden teurer 
als geplant – und dann funktionieren sie oft nicht richtig oder 
haben Mängel.“6

Obwohl also auch die Industrie hier durchaus als Teil des 
Problems identifiziert wurde, nahm diese das Gutachten auf-
fällig positiv auf. Allerdings wird aus der Pressemitteilung 
zum Gutachten der beiden größten Rüstungslobbyverbände 
schnell ersichtlich, weshalb dies der Fall war: „Die Studie 
bestätigt die Notwendigkeit der industrieseitig bereits seit län-
gerem angemahnten ausreichenden Mittelbereitstellung.“7 Von 
diesem Zeitpunkt an wurde die Botschaft, die Bundeswehr sei 
finanziell unterversorgt, sodass dringender Handlungsbedarf 
bestehe, mit nochmals verstärkter Vehemenz in die Öffent-
lichkeit getragen. Unmittelbar nach Veröffentlichung des 
Rüstungsprojekte-Gutachtens setzte in der Presse ein, was man 
als „Schrotthaufen-Debatte“ bezeichnen könnte: „So Schrott 
ist die Bundeswehr“ (Bild8), die Truppe sei nichts anderes als 
„stahlgewordener Pazifismus“ (Die Zeit9) und das ganze Pro-
blem existiere vor allem, da die Bundeswehr seit Jahren „Chro-
nisch unterfinanziert“ (Deutschlandfunk10) sei. Damit war vor 
allem eins erreicht: ein gewisser Nährboden war geschaffen, 
um die Akzeptanz in der ansonsten gegenüber einer Erhöhung 
der Rüstungsausgaben eher kritischen Bevölkerung zu vergrö-
ßern.

Rüstungsagenda-Setting

Die von Verteidigungsministerin von der Leyen zeitgleich 
mit der Veröffentlichung des Beschaffungsprojekte-Gutach-
tens ins Leben gerufene „Agenda Rüstung“ benennt vor allem 
die „Optimierung im Management der Rüstungsprojekte“ 
sowie die „Schließung von Fähigkeitslücken“ als wesentliche 
Aufgaben der kommenden Jahre.11 Um diese Vorhaben zu kon-
kretisieren, wurde in der Folgezeit eine Reihe von Papieren 
erstellt: Die Beschaffungsprojekte sollen nun in regelmäßigen 
Abständen in ausführlichen Berichten unter die Lupe genom-
men werden, was zu einer Verringerung der Risiken und damit 
der Kosten beitragen soll. Daneben zielt das „Strategiepapier 
der Bundesregierung zur Stärkung der Verteidigungsindustrie 
in Deutschland“, das im Juli 2015 veröffentlicht wurde, vor 
allem auf die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und damit 
der Exportchancen der deutschen Industrie ab.12

Bereits kurz zuvor, im Juni 2015, und im Zusammenhang mit 

„Karten klar auf den Tisch“
Von der Leyens Rüstungsoffensive 
zugunsten deutscher Weltmachtambitionen
von Jürgen Wagner
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en den späteren Ankündigungen der Verteidigungsmi-

nisterin von besonderem Interesse, wurde das „Dia-
logpapier“ der Öffentlichkeit präsentiert. Es enthält 
die Ergebnisse des Dialogkreises, in dem sich seit 
November 2014 nicht weniger als 70 Vertreter aus 
Reihen des Verteidigungsministeriums und der 
Rüstungsindustrie mit Rüstungsfragen befassten. 
Nachdem es sich bei dem Rüstungsprojekte-Gut-
achten um eine „nach innen gerichtete Bestandsauf-
nahme“ gehandelt habe, sei nun das „konstruktive 
Gespräch mit der Industrie“ gesucht worden, um zu 
einem „gemeinsamen Verständnis“ über die „Agenda 
Rüstung“ zu gelangen und „Möglichkeiten zur Ver-
besserung der Situation zu suchen.“13 

Im Dialogpapier wird zwar durchaus die Notwen-
digkeit angedeutet, die Rüstungsindustrie künftig 
stärker darauf zu verpflichten, auch auftragsgemäß zu 
liefern – konkrete Maßnahmen in diese Richtung sind 
allerdings kaum zu finden, alles bleibt diesbezüglich 
relativ vage. Sehr detailliert wurde das Dialogpapier 
dagegen, was die Vorstellungen für den Finanzbe-
reich anbelangt: Klipp und klar wird festgehalten, es 
bestehe weiterhin die „Notwendigkeit einer graduellen Erhö-
hung des Einzelplans 14 und seines investiven Anteils.“ Der mit 
dem Eckwerte-Papier im Frühjahr 2015 bereits beschlossene 
Aufwuchs des Rüstungshaushaltes sei zwar begrüßenswert, 
aber keineswegs ausreichend: „Dieser Anstieg ist jedoch zu 
schwach.“14 

Neben der Erhöhung der Militärausgaben im Allgemeinen 
widmet sich das Dialogpapier auch der Frage der Rüstungsin-
vestitionen, die momentan bei etwa 15% des Militärhaushalts 
liegen und ebenfalls deutlich steigen sollen: „Als konkrete 
Maßnahmen werden die aufgaben- und ausrüstungsorientierte 
Erhöhung des Einzelplans 14, die Festschreibung einer Inve-
stitionsquote von 20 Prozent für Rüstungsinvestitionen und die 
Festschreibung einer F&T-Quote von 10 Prozent des Investiv-
anteils im Einzelplan 14 empfohlen.“15 

Unmittelbar darauf konnten bereits erste „Erfolge“ vermeldet 
werden: Schon für das Haushaltsjahr 2015 waren für Militäri-
sche Beschaffung (4,2 Mrd. Euro) und Materialerhaltung (2,76 
Mrd. Euro) sowie für Forschung & Entwicklung (802 Mio. 
Euro) signifikante Steigerungen zu verzeichnen. Mehr noch: 
vor allem für den Investitionsetat war gemäß der damaligen 
Planung bis 2019 gegenüber 2014 ein deutlicher Anstieg um 
knapp 35 Prozent vorgesehen. Insofern meldete das BMVg im 
Oktober 2015 in seinem Bericht an das Parlament zufrieden: 
„Mit dem Regierungsentwurf zum Haushalt 2016/49. Finanz-
plan ist es gelungen, die Voraussetzungen zur Steigerung der 
Rüstungsinvestitions-Quote zu schaffen und insofern eine 
Trendwende einzuleiten.“16

Die Forderung nach einer – deutlichen – Erhöhung der 
Rüstungsinvestitionen lag also bereits einige Zeit vor von der 
Leyens Ankündigung im Januar 2016 auf dem Tisch und sollte 
deshalb nicht sonderlich überraschen. Was daran allerdings 
überrascht, ist, dass die Ministerin nochmal erheblich über die 
im „Dialogpapier“ geforderten Erhöhungen hinausging.

Kostspielige Beschaffungsoffensive 

Viele der aktuellen Bundeswehr-Großprojekte befinden sich 
kurz vor ihrem Abschluss, allerdings steht die nächste „Waf-
fengeneration“ bereits in den Startlöchern. Dazu gehören schon 
seit einiger Zeit die sogenannten  „Big-3“, die wohl besonders 

kostspielig werden dürften: das „Taktische Luftverteidigungs-
system“ (TLV), das „Mehrzweckkampschiff“ (TKS) sowie das 
„Medium Altitude Long Endurance Unmanned Aerial System“ 
(„Male-Drohne“). Doch auch darüber hinaus wurde eine umfas-
sende Liste mit Beschaffungsvorhaben vorgelegt, die mit der 
jüngsten Initiative der Verteidigungsministerin Ende Januar 
2016 noch einmal substanziell erweitert wurde: „Beschaffen 
will das Verteidigungsministerium demnach zusätzliche Fahr-
zeuge, Schiffe und Flieger für die verschiedensten Zwecke. So 
soll der Bestand an Fennek-Spähpanzern um 30 auf dann 248 
steigen. Statt 89 soll es 101 Panzerhaubitzen geben. Außerdem 
sollen sechs Marine-Helikopter zusätzlich angeschafft werden 
und 40 schwere Transporthubschrauber als Ersatz für die alten 
CH53-Maschinen. Für einen internationalen Hubschrauberver-
bund kommen nochmal 22 NH90-Helikopter dazu. Schon vor 
neun Monaten verkündete die Ministerin den Rückkauf von 
100 ausgemusterten Leopard2-Kampfpanzern, die eigentlich 
schon zur Verwertung an die Industrie abgegeben waren. Ihre 
Gesamtzahl soll demnach von maximal 225 auf 320 steigen. 
Ebenfalls bereits verkündet ist der Kauf von zusätzlich 130 
Radpanzern Typ Boxer. Mit ihnen würde die Zahl der Fahr-
zeuge in dieser Klasse auf 1300 steigen. Überlegt wird außer-
dem, fast 200 der bereits ziemlich betagten Schützenpanzer 
Marder, die eigentlich vom Nachfolger Puma abgelöst werden 
sollten, weiter in der Truppe zu nutzen.“17

Selbstverständlich sind diese Kriegsgeräte nicht zum Null-
tarif zu haben: Bis 2030 seien Investitionen im Gesamtvolu-
men von 130 Mrd. erforderlich, so von der Leyen. Legt man 
die bis zu von der Leyens Auftritt gültige Finanzplanung bis 
2019 zugrunde, bedeutet dies zusätzliche Anschaffungen im 
Umfang von etwa 50 Mrd. Euro. Dies würde einem jährlichen 
Investitionsetat von ca. 9 Mrd. Euro jährlich entsprechen – also 
mehr als eine Verdopplung der 4,2 Mrd. Rüstungsinvestitionen 
des Jahres 2015.18 Selbst wenn es gelänge, die Rüstungsinve-
stitionsquote, wie im Dialogpapier anvisiert, auf 20 Prozent zu 
erhöhen – was im Übrigen angesichts der möglichen Wieder-
aufstockung der Truppenzahl und den wachsenden Rekrutie-
rungskosten recht fraglich ist –, war sonnenklar, dass von der 
Leyens Vorhaben mit der bis dahin gültigen Finanzplanung 
nicht refinanzierbar waren.

Grafik: IMI nach Daten von: Wiegold, Thomas: Verteidigungshaus-
halt bis 2020 mit 10 Mrd € mehr, augengeradeaus.net, 23.03.2016. Die 
Berechnung der Sparvorgabe ab 2015 erfolgte auf Grundlage einer 
geschätzten jährlichen Inflationsrate von einem Prozent.
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Rüstungshaushalt: Schluck aus der 
Finanzpulle

Es lässt einen einigermaßen fassungslos zurück, wenn von 
der Leyen ihre Rüstungsoffensive u.a. damit begründete, der 
„große Nachholbedarf“ bei der Bundeswehr-Finanzierung 
müsse behoben werden.19 Hier stellt sich doch ernsthaft die 
Frage, wovon die Verteidigungsministerin spricht. Denn unge-
achtet des seitens von Politik, Militär und Rüstungsindustrie 
sorgsam gepflegten Bildes einer drastisch unterfinanzierten 
Bundeswehr, sieht die Realität gänzlich anders aus. 

Fakt ist: der Militärhaushalt stieg von (umgerechnet) 23,18 
Mrd. Euro im Jahr 2000 selbst inflationsbereinigt um nahezu 
25 Prozent auf etwa 33 Mrd. im Jahr 2015 an. Damit liegt der 
Haushalt zudem drastisch über dem – eigentlich verbindlich 
– vereinbarten Sparziel vom Juni 2010. Damals war festge-
legt worden, dass alle Resorts bis 2014 zusammen 81,6 Mrd. 
Euro einsparen müssen und die Bundeswehr dazu 8,3 Mrd. 
Euro beitragen soll. Gemäß dem daran angelehnten Bundes-
wehrplan sollte hierfür der Rüstungshaushalt bis 2014 auf 
27,6 Mrd. Euro reduziert werden. Ganz offensichtlich wurde 
dieser Beschluss in der Folge dann stillschweigend kassiert. 
Obwohl also der offizielle Haushalt 2015 etwa 5,5 Mrd. über 
dem vereinbarten Sparziel lag, legte Finanzminister Wolfgang 
Schäuble im Frühjahr 2015 mit dem „Eckwerte-Papier“ noch 
einmal nach, in dessen Folge der Haushalt 2016 auf 34,3 Mrd. 
Euro anwuchs. Und als ob das nicht genug wäre, wurde bei 
der mittelfristigen Finanzplanung bis 2020, die am 23. März 
2016 beschlossen wurde, gegenüber dem Vorläufer noch 
einmal ordentlich aufgestockt. Laut Kabinettsbeschluss wird 
der Haushalt 2017 auf 36,6 Mrd. Euro ansteigen; 2018 sollen 
es 36,9 Mrd. sein; 2019 dann 37,92; und schließlich 2020 satte 
39,2 Mrd. Euro.20

Selbst wenn man nach Umsetzung der Sparvorgabe von einer 
jährlichen Erhöhung des Rüstungshaushaltes um eine – groß-
zügig geschätzte – Inflationsrate von einem Prozent ausgeht, 
würde er damit bis 2020 auf lediglich 29,3 Mrd. Euro stei-
gen: Es werden also real fast genau 10 Mrd. Euro mehr in den 
Rüstungssektor gepumpt, als 2010 einmal beschlossen worden 
war!

Kriegerische Verantwortung

Ganz den Schuh zieht es einem dann schlussendlich aus, dass 
von der Leyen ihre Rüstungsoffensive auch noch nassforsch 
damit begründete, sie sei erforderlich, damit Deutschland seiner 
„Verantwortung“ in der Welt gerecht werden könne; mit jenem 
Schlagwort also, das in jüngster Zeit zu einer kaum mehr ver-
klausulierten Umschreibung für deutsche Weltmachtansprü-
che geworden ist: „Es ist klar für Alle, dass wenn wir äußere 
Sicherheit haben wollen und die derzeitige Lage zeigt, dass 
wenn Deutschland sicher sein soll, innerhalb der Bündnisse, 
dann müssen wir unseren Anteil an Verantwortung auch tragen 
und tatsächlich unsere Pflichten auch leisten, es ist klar, dann 
müssen wir auch investieren. [...] Es geht nicht darum, ein Jahr 
mal eben einen großen Schluck aus der Pulle zu haben, darum 
geht es nicht, sondern dass es ganz wichtig ist, dass der Vertei-
digungsetat steigt, aber dann langfristig stetig oben bleibt.“21

Anschließend stellte die Journalistin Christiane Meier ange-
sichts von 17 Bundeswehr-Einsätzen weltweit „von der West-
sahara bis Afghanistan“ die Frage: „Müssen wir uns wirklich so 
groß aufstellen?“ Die Antwort der Ministerin fiel überaus ent-
schieden aus: „Aber ja! Das ist die Folge von Globalisierung. 

Das ist die Folge auch eines Landes, das eine große Bedeutung 
hat, politisch und ökonomisch, und das Verantwortung tragen 
muss, aber auch tragen will. Wir lernen doch gerade in der 
Flüchtlingskrise, dass wenn wir uns nicht kümmern [...], dann 
kommen die Probleme zu uns vor die Haustür. Wenn wir uns 
nicht kümmern um Syrien oder Irak oder Afghanistan, wenn 
wir uns nicht kümmern in Afrika [...], wenn wir unseren Bei-
trag nicht leisten, dann kommen die Probleme zu uns und dann 
wird es noch schlimmer. Und genau das wollen wir nicht. Wir 
wollen unseren Teil an Verantwortung tragen, dafür muss die 
Truppe gut ausgerüstet sein.“22 

Es sei „richtig, wenn man die Probleme am Ort selber 
bekämpft“, so von der Leyen weiter, das beinhalte, wenn man  
„Stabilisierung in den fragilen Ländern mit herstellt“. Weiter 
sei es „richtig für die Menschen, ihre Perspektive in der Heimat 
zu schaffen, anstatt dass wir dann Erscheinungen haben, wie 
wir sie im Augenblick bei dieser epochalen Flüchtlingskrise 
sehen.“23 Dass das Militär herzlich wenig dazu beigetragen 
hat, die von der Ministerin benannten Probleme zu beheben 
und sie in vielen Fällen überhaupt erst (mit)verursacht hat, 
wird natürlich ausgespart. Womit Deutschland wirklich seiner 
Verantwortung in der Welt halbwegs gerecht werden könnte 
wäre, wenn es z.B. eine Entwicklungsagenda im Umfang von 
mindestens 130 Mrd. Euro vorlegen würde – doch derlei Über-
legungen stehen selbstredend nicht auf der „Agenda Rüstung“.
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Allein im Jahr 2010, das heißt inmitten der internationalen 
Finanzkrise und zu Beginn der Eurokrise – zu einer Zeit also 
in der die Austeritätspolitik wohlfahrtsstaatliche Leistungen 
massiv einschränkte – machten die offiziellen Militärausgaben 
in der Europäischen Union (EU) 194 Milliarden Euro aus. Das 
ist äquivalent zu den jährlichen Staatsdefiziten von Griechen-
land, Portugal und Italien zusammen.1 Dabei ist der innereu-
ropäische Handel mit Militärausrüstung exemplarisch für die 
zugrundeliegenden Ursachen der noch immer andauernden 
Eurokrise, wie sie v.a. in den europäischen Staatsschuldenkri-
sen vorliegt. Während mitteleuropäische Länder wie Deutsch-
land eine aggressive Exportstrategie von u.a. Waffen verfolgen, 
repräsentieren Länder wie Griechenland Netto-Importeure mit 
gravierenden Handelsungleichgewichten als Folge. 

Zuerst wird die Entstehung der Schuldenkrisen in den südeu-
ropäischen Ländern wie Griechenland beleuchtet, die eine 
Folge und nicht die Ursache für die Eurokrise ist. Danach wird 
erläutert, inwiefern die Politiken, die als Reaktion auf die Krise 
implementiert worden sind, ineffektiv sind, weil sie die struktu-
rellen Handelsungleichgewichte innerhalb der EU nicht adres-
sieren. Des Weiteren geht der Artikel in dem darauffolgenden 
Abschnitt darauf ein, wie Sparmaßnahmen die Rezession in 
den südlichen EU-Ländern verschlimmert haben, während der 
Handel mit Waffen sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
EU fortgesetzt wird und destabilisierende Konsequenzen nach 
sich zieht.

Verlauf und Konsequenzen der Euro-Krise

Die Eurokrise nahm im Frühling 2009 ihren Anfang und 
stellt eine Fortsetzung der globalen Finanzkrise dar. Letztere 
wurde von der sogenannten Subprime-Krise 2007 losgetreten, 
also dem Platzen der Immobilienblase in den USA, welche 
ein Resultat von expansiver monetärer Politik in Form einer 
Niedrigzinspolitik zusammen mit Finanzialisierungsprozes-
sen2 ist. Die Kreditklemme brach aus, als Geschäftsbanken 
aufhörten, Vertrauen ineinander zu haben mit verminderten 
Interbanken-Kreditgeschäften und der Verknappung der ver-
fügbaren Liquidität in den Finanzmärkten als Folge. Wegen 
der hohen Verflechtung des finanziellen Sektors erreichte dies 
auch schnell europäische Finanzinstitutionen.3 

Wegen des gestörten Vertrauens in andere finanzielle Instru-
mente wurde der Ankauf von Staatsanleihen beliebter. Auf 
der Suche nach „sicheren Häfen“ begannen Banken aus mit-
teleuropäischen Ländern massiv in südeuropäische Länder zu 
investieren: Zwischen 2007 und 2009 erhöhte sich das Anlei-
hevolumen um 33%, was in eine höhere Staatsverschuldung 
mit dem Ausland als Gläubiger mündete.4 Die globale Rezes-
sion hatte jedoch zur Folge, dass Staatseinnahmen abnahmen, 
Staatsanleihen schlechter geratet und dadurch der Schulddienst 
erschwert wurde.5 Zusätzlich wuchs wegen der systemischen 
Risiken, die mit dem hohen Integrationsgrad des Finanzsektors 

einhergehen, auch europaweit 
der politische Druck, Banken 
zu retten.6 Regierungen europä-
ischer Staaten beschlossen, ihren 
Bankensektor mittels Finanz-
spritzen vor dem Zusammen-
bruch zu bewahren, was zu einer 
noch höheren Staatsverschul-
dung führte. Allein zwischen 
2008 und 2014 war Deutschlands 
Bankenrettungsprogramm so 

groß wie 17% seines BIP von 2013.7 In Griechenland, wo die 
Bankenrettung eine der Bedingungen für die Rettungspakete 
der Troika (d.h. der Internationaler Währungsfond, IWF, die 
Europäische Zentralbank, EZB, und die Europäische Kom-
mission) darstellte, waren die öffentlichen Schulden, die durch 
die Bankenrettung in den Fiskus gerissen wurden, so groß wie 
55,34% seines BIP von 2013.8

Die Rezession und die Rettungspakete für Banken führten 
zu einem massiven Anstieg der öffentlichen Schulden insbe-
sondere in den Ländern der europäischen Peripherie – und das 
obwohl viele von ihnen vor Ausbruch der Krise weniger hoch 
verschuldet waren als Frankreich und Deutschland.9 Die grie-
chische Schuldenkrise begann im Herbst 2009 und am Ende 
2014 machte der Schuldenberg schon 317 Milliarden Euro 
aus.10 Weil zentraleuropäische Banken einen hohen Anteil an 
griechischen Staatsanleihen hielten, waren sie auch im beson-
deren Maße dem Risiko eines griechischen Staatsbankrotts 
ausgesetzt und hatten ein entsprechend großes Interesse daran, 
diesen nicht zu zulassen.11 Es folgte der Versuch, griechische 
Banken und den griechischen Staat zahlungsfähig zu halten. 
Gebunden an Austeritätspolitik wurden zwei Rettungspakete 
von der Troika 2010 und 2011 geschnürt, die insgesamt 240 
Milliarden Euro umfassten.12 Mit 56 Milliarden Euro Schul-
den ist Deutschland Griechenlands wichtigster Gläubiger.13 Es 
wird geschätzt, dass ca. 90% der Rettungspaketgelder wieder 
zurück in den Finanzsektor flossen, um den Schuldendienst der 
griechischen Regierung und griechischer Banken zu bedienen. 
Nachdem Griechenland im Juli 2015 erneut seine Schulden 
nicht bedienen konnte, wurde im August ein weiteres Paket 
mit einem Umfang von 86 Milliarden Euro beschlossen.14 Die 
fatalste Konsequenz dieser Rettungspakete ist, dass ehemals 
private Schulden von griechischen Banken vergesellschaftet 
wurden – mit dem griechischen öffentlichen Sektor als Schuld-
ner und der Troika als Gläubiger.15

Öffentliche Schulden sind sehr geläufig und nicht notwen-
digerweise problematisch. Die meisten Länder refinanzieren 
sich, indem sie den Schuldenberg vor sich herschieben und 
neue Einnahmen und Kredite dazu nutzen, alte Kredite teil-
weise (aber nie vollständig) zurückzuzahlen.16 Diese Logik 
beruht jedoch auf positivem Wachstum, hängt aber auch 
von dem Vertrauen der internationalen Finanzmärkte in die 
Fähigkeit ab, die Schulden zu bedienen. Dieses Vertrauen 
entscheidet fundamental darüber, wie kostspielig sich die 
Schuldenaufnahme gestaltet, also zu welchen Zinsen Länder 
ihre Staatspapiere emittieren können. Dabei darf jedoch nicht 
unerwähnt bleiben, dass diese Ratingagenturen oft absolu-
ten Fehleinschätzungen erliegen bzw. Risikoeinschätzungen 
erst ex-post, z.B. nach Ausbruch einer Krise adjustieren und 
damit die Krisen noch verschlimmern.17 Hier tritt der Teufels-
kreis von öffentlichen Schulden und Ratings zutage. Wenn 
ein Land hochgradig verschuldet ist und eine nationale oder 
internationale Rezession den Optimismus unter finanziellen 
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Akteuren trübt, hat das höhere Zinsen auf Staatsanleihen zur 
Folge, d.h. Staatsfinanzierung über Schuldenaufnahme wird 
teurer, bei gleichzeitig sinkenden Einnahmen. Die resultieren-
den Schwierigkeiten der Regierung, die Schulden zu bedienen, 
führen zu einer höheren Risikoeinschätzung der Staatsanleihen 
und damit erneut zu höheren Zinsen. Ratingagenturen wie JP 
Morgan und Moody‘s haben während der Eurokrise begonnen, 
Staatspapiere der europäischen Peripheriestaaten downzugra-
den, was den Zugang zu billigen Krediten erschwert und damit 
die staatliche Schuldenkrise noch verschlimmert hat.18 Als 
Folge wurde z.B. 2010 das Risiko griechischer Staatsanleihen 
250 Basispunkte höher als das deutscher Staatspapiere bewer-
tet, obwohl vor Ausbruch der Finanzkrise beiden ungefähr das 
gleiche Rating zukam.19

Manche Autoren haben des Weiteren argumentiert, dass die 
Eurokrise nicht so fatale Ausmaße angenommen hätte, wenn 
die Rettungspakete zeitiger bzw. anders (z.B. mittels Finanz-
spritzen direkt an die griechischen Banken, anstatt den Umweg 
über den griechischen Staat zu nehmen) implementiert worden 
wären.20 Tatsächlich wurde im Februar 2010 von der Deut-
schen Bank ein Rettungspaket entworfen, das jedoch von der 
deutschen Regierung abgelehnt wurde, woraufhin sich Grie-
chenland an die Troika wenden musste.21 Die Verlängerung der 
Eurokrise war jedoch sehr profitabel für viele mittel- und nor-
deuropäische Länder. Als ein Resultat der Quantative-Easing-
Politik,22 die seit März 2015 von der EZB mit dem Ziel, das 
Anleihevolumen zwischen Banken wieder zu erhöhen und die 
Wirtschaft zu stimulieren, implementiert wird, waren im April 
2015 in der Eurozone Staatsanleihen im Wert von zwei Trillio-
nen Euro zu negativen Realzinsen im Umlauf.23 

Dadurch kann sich beispielsweise Deutschland nicht nur 
extrem billig refinanzieren, sondern macht mit der Ausgabe 
von Staatsanleihen auch noch Profite.24 Aber günstige Refinan-
zierung herrschte auch schon vor dem Quantative Easing vor. 
Zwischen 2010 und 2012 hat der deutsche Fiskus 10,2 Mil-
liarden Euro wegen der erhöhten Nachfrage nach deutschen 
Staatsanleihen und den extrem niedrigen Leitzinsen der EZB 
gespart, die als Reaktion auf die Eurokrise gesenkt wurden. 
Das ist äquivalent zu einer Reduktion der deutschen Staats-
schulden um 3%. Die Krise habe allein in Deutschland zu Zin-
seinsparungen im Umfang von 100 Mrd. Euro geführt, ergaben 
Berechnungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle 
(IWH).25 Andere Länder wie Frankreich, Finnland, Österreich 
und die Niederlande haben ebenfalls in erheblichem Maße pro-
fitiert.26

Sparpolitik und Handel

Gigantische Liquiditätsmengen, die im Zuge des Quantative 
Easing ausgeschüttet worden sind, die enormen Rettungspa-
kete der Troika und die harte Sparpolitik, die im Austausch für 
die Rettungspakete implementiert worden sind, haben nichts 
dazu beigetragen, die Eurokrise zu bewältigen.28 Dabei ist ins-
besondere die Austeritätspolitik fragwürdig. Der Wirtschafts-
weise Peter Bofinger entlarvt die Heuchelei der umgesetzten 
Politiken, wenn er hervorhebt, dass einerseits anti-zyklische 
Fiskalpolitiken, die während der Finanzkrise im Zentrum 
Europas und den USA durchgeführt wurden, wie z.B. die Kon-
junkturpakete I und II in Deutschland, desaströse Konsequen-
zen wie die der Weltwirtschaftskrise der 1920er verhinderten. 
Andererseits wurde in den europäischen Peripheriestaaten 
Sparpolitik zur Doktrin ernannt, die jetzt die Erholung von der 
Krise hemmt.29 Sparmaßnahmen, als Bedingungen der Ret-
tungspakete und wie sie vom europäischen Fiskalpakt30 vorge-
schrieben werden, zielen darauf ab, Löhne und Staatsausgaben 
zu drücken, führen aber zu höherer Arbeitslosigkeit und unter-
minieren die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes.31

Schuldenabbau wirkt jedoch nur dann stimulierend auf die 
Wirtschaft, wenn er mit erhöhter effektiver Nachfrage ein-
hergeht.32 Als geschichtlicher Beleg dafür dient das Beispiel 
Deutschland: Im Zuge der Streichung deutscher Schulden der 
Nachkriegsjahre im Londoner Schuldenabkommen wurde 1953 
beschlossen, dass Deutschland diese nur im Falle von Handels-
überschüssen zurückzahlen muss. Europäische Schuldner, u.a. 
Griechenland, hatten so den Anreiz, deutsche Exporte nachzu-
fragen und trugen so zu einer Erhöhung der effektiven Nach-
frage nach deutschen Produkten und dem Wirtschaftswunder 
der Nachkriegsjahre bei.33 Im Gegensatz dazu hat sich heute in 
Griechenland trotz – oder gerade wegen – der jahrelangen Ein-
schnitte in die Staatsausgaben die Rezession vertieft mit exor-
bitanter Arbeitslosigkeit und Leistungsdefiziten als Folgen. 
Abbildung 1 zeigt einen positiven Zusammenhang zwischen 
Staatsausgaben und Konjunktur und deren inverse Beziehung 
zu Arbeitslosigkeitsraten. Während Deutschlands Staatsaus-
gaben und BIP kontinuierlich in den 2000er Jahren stiegen, 
war in Griechenland zwar bis zum Ausbruch der Krise auch 
solch ein positiver Trend zu verzeichnen, dieser wurde danach 
jedoch dramatisch umgekehrt, mit grassierender Arbeitslosig-
keit als Resultat.

Austerität als Politikempfehlung geht auf die (neo-klassi-
sche) wirtschaftswissenschaftliche Theorie der Zwillingsde-

Abbildung 1: Regierungsausgaben, BIP und Arbeitslosigkeit in Griechenland und Deutschland, 2003–2014. Quelle: Eigene 
Repräsentation von Eurostat-Daten.27
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fizite zurück, die sich seit der Eurokrise erneuter Beliebtheit 
erfreut.34 Darin werden Staatsdefizite für Leistungsbilanzde-
fizite verantwortlich gemacht.35 Folglich wären durch Spar-
maßnahmen verringerte Staatsschulden eine Lösung für 
Leistungsbilanzdefizite und wirtschaftliche Rezession. Auste-
ritätspolitik ist jedoch ineffektiv, da sie nur kosmetisch durch 
reduzierte Importe zyklische Handelsdefizite verringert, nicht 
aber deren strukturelle Ursachen löst. Diese liegen vielmehr in 
verschiedenen Niveaus von Wettbewerbsfähigkeit, wie sie in 
Form von Produktivität, Technologie und Komplexität der pro-
duzierten Güter vorliegen. Dabei dient der Vergleich zwischen 
Deutschland und Griechenland erneut als treffendes Beispiel. 
Während Deutschland technologieintensive Güter wie Autos 
und andere Fahrzeuge exportiert, sind Griechenlands Hauptex-
porte raffiniertes Benzin und Aluminiumbeschichtungen.36 Im 
Gegensatz zur in der Zwillingsdefizithypothese behaupteten 
Kausalitätsrichtung scheint es plausibler, dass eine schlechte 
Handelsstruktur in eine schlechte Wirtschaftsleistung mündet, 
die in Staatsschulden resultiert, bzw. es für den Staat erschwert, 
Letztere zu bedienen. Deutschland z.B., als einer der weltweit 
führenden Exporteure, widersteht den aktuellen Krisen, die 
die Welt nun schon seit vielen Jahren in Atem hält, ohneglei-
chen.37 Auf der anderen Seite steht Griechenland, das massive 
Handelsdefizite aufweist. In Abbildung 2 wird ersichtlich, wie 
Handelsüberschüsse Handelsdefizite andernorts generieren. 

Diese strukturellen Handelsungleichgewichte werden noch 
durch die Währungsunion des Euro-Raumes verschlimmert. 
Wie schon im Maastrichter Vertrag beschlossen, ist das pri-
märe Ziel der EZB – zumindest bis das Risiko von Deflation 
in unheilverkündende Nähe rückte – die Inflation niedrig zu 
halten. Inflation würde in Relation zu anderen Währungen 
einer Aufwertung gleichkommen, also einem Verlust von 
Wettbewerbsfähigkeit.39 Innerhalb der Währungsunion haben 
Nettoexporteure große Handelsüberschüsse durch einen rela-
tiv schwachen Euro akkumuliert, während dieser bei Nettoim-
porteuren des Euroraumes zu einer Verteuerung ihrer Importe 
geführt hat. Der Wirtschaftsnobelpreisträger Paul Krugman 
hat die deutsche Wirtschaftspolitik u.a. dafür kritisiert, dass 
Deutschland eine zu aggressive Exportstrategie verfolgt – 
gekoppelt mit einem zu geringen Investitionsniveau und einer 
zu hohen Sparquote.40 Da dies innerhalb einer Währungsunion 
geschieht, wo Anpassungsmechanismen durch Aufwertung 
nicht möglich sind, tragen Arbeitnehmer die Hauptlast der 
Anpassung.41 Die Persistenz der Verschuldungskrisen der 
Eurokrise kann folglich als Folge von chronischen Handels-

ungleichgewichten zwischen Ländern der europäischen Peri-
pherie und des europäischen Zentrums gelesen werden. Diese 
gehen sowohl auf strukturelle Unterschiede der Wettbewerbs-
fähigkeit und auf die Unfähigkeit, Wettbewerbsfähigkeit durch 
Währungsabwertung in einer Währungsunion zu erzeugen, 
zurück.

Zusammenfassend kann man sagen, dass der Fall Grie-
chenland demonstriert, dass die Zwillingsdefizithypothese 
und seine Politikempfehlung der Sparpolitik fehlerhaft sind. 
Der extreme Anstieg der griechischen Staatsverschuldung zu 
Beginn der Krise liegt in der politischen Entscheidung, private 
Schulden zu vergesellschaften, begründet und nicht in exzes-
siven Staatsausgaben. Des Weiteren hat der Handel eines öko-
nomisch kleinen Landes wie Griechenland in der Eurozone 
keinen Effekt auf den Wechselkurs des Euros, was die Theorie 
für die Eurozone ungeeignet macht – Versuchen dies dennoch 
zu tun zum Trotz.42 Auch sind Sparmaßnahmen, wie sie von der 
Zwillingsdefizitthese gerechtfertigt werden, keine tragfähige 
Lösung für die Krise. Austeritätspolitik hat zwar durch ver-
minderte Importe zu einer schwachen Senkung von zyklischen 
Handelsdefiziten geführt, aber strukturelle Handelsdefizite und 
die hohe Staatsverschuldung Griechenlands blieben unangeta-
stet. Es scheint vielmehr der Fall zu sein, dass das Ausmaß der 
griechischen Schuldenlast, verbunden mit der grassierenden 
Rezession – die nicht zuletzt von der Austeritätspolitik ausge-
löst wurde – und anhaltende strukturelle Handelsdefizite in der 
Unmöglichkeit münden, diese Schulden zu bedienen und das 
Vertrauen der Finanzmärkte wiederzugewinnen. Als gutes Bei-
spiel für diese dauerhaften Handelsungleichgewichte dient der 
innereuropäische Handel mit Rüstungswaren, wie im nächsten 
Abschnitt demonstriert wird.

Waffenhandel in Europa

Rüstungsexporte sind auf der internationalen Ebene kaum 
reguliert. Zwar wurde der UN-Vertrag über den Waffenhan-
del (Arms Trade Treaty, ATT) im April 2014 von den meisten 
EU-Ländern ratifiziert – allerdings nicht von Griechenland. 
Dieser geht aber ohnehin kaum über Offenlegungspflichten 
hinaus und nimmt auch Aspekte wie wirtschaftliche Nachhal-
tigkeit von Importen nicht in den Blick.43 Auf europäischer 
Ebene ist der seit 2008 bindende Gemeinsame Standpunkt 
der EU zum Export von Rüstungswaren die wichtigste Leitli-
nie mit dem Ziel, den europäischen Export von militärischen 
Gütern zu harmonisieren. Er verbietet u.a. die Erteilung von 

Abbildung 2: Leistungsbilanz des inner- und außereuropäischen Handels von Deutschland und Griechenland, 2000–2014. 
Quelle: Eigene Repräsentation von Daten von Eurostat.38
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Rüstungsexportlizenzen an Länder in Krisengebieten und 
beinhaltet diverse Offenlegungspflichten. Gegen beides wird 
aber von Rüstungsexporteuren wie Frankreich, Großbritannien 
und Deutschland oft verstoßen, u.a. weil für einen solchen 
Fall keine Sanktionsmechanismen existieren.44 Der Gemein-
same Standpunkt enthält auch einen Passus, demzufolge 
eine „Vereinbarkeit der Ausfuhr von Militärtechnologie oder 
Militärgütern mit der technischen und wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit des Empfängerlandes“ gegeben sein müsse 
(„Entwicklungsverträglichkeit“).45 Doch auch diese Vorschrift 
wird bekanntlich notorisch ignoriert, wobei sie ohnehin auch 
„nur“ für Länder außerhalb der EU vorgesehen ist. Versuche, 
die Entwicklungsverträglichkeit auch auf innereuropäische 
Exporte wie etwa nach Griechenland zu erweitern, wurden 
bislang kategorisch abgeblockt.46 In Deutschland müssen deut-
sche Rüstungsexporte von der Bundesregierung abgesegnet 
werden. Dabei wird betont, dass „[d]ie Bundesregierung [...] 
eine zurückhaltende Rüstungsexportpolitik [verfolgt].“47 Aber 
tatsächlich handelt es sich bei Deutschland um einen der welt-
weit größten Rüstungsexporteure. 2008 rangierte Deutschland 
hinter den USA und Russland auf Platz drei.48 Als Reaktion auf 
Kritik hat die deutsche Regierung eine Reduktion von Export-
genehmigungen angekündigt. Zwar hat die Anzahl der von der 
Regierung abgelehnten Sammelausfuhrgenehmigungen49 mar-
ginal zugenommen, aber ihr monetärer Gegenwert unterschei-
det sich nur geringfügig: 9,72 Milliarden Euro im Jahr 2013 
verglichen mit 10,04 Milliarden Euro 2014.50 Während die 
Bundesregierung im Jahr 2012 noch Exportlizenzen (Sammel- 
und Einzelgenehmigungen) im Umfang von 8,87 Milliarden 
Euro erteilte, sank dieser Wert im Folgejahr tatsächlich auf 8,34 
Milliarden Euro und 2014 sogar auf 6,51 Milliarden Euro (vgl. 
Abbildung 3).51 Allerdings liegt hier kein konstanter Abwärt-
strend vor. Die Einzel- und Sammelgenehmigungen erreichten 
im ersten Halbjahr 2015 mit 6,35 Milliarden Euro schon fast 
das Niveau des gesamten Vorjahres.52 Auch gehen seit 2010 ca. 
60% der Exporte in sogenannte Drittstaaten, d.h. Staaten, die 
weder NATO-Anhänger noch NATO-assoziierte Länder sind, 
was nicht zuletzt – als Konsequenz der Eurokrise – auf die ver-
ringerte innereuropäische Nachfrage zurückzuführen ist.53 Im 
Hinblick auf die aktuellen Daten ist es auffallend, dass viele 
Exporte in Länder unmittelbar vor (z.B. Jemen) oder nach (z.B. 
Ägypten) politisch destabilisierende Coup d‘Etats gingen, 

bzw. in autoritäre Länder 
wie Saudi Arabien und die 
Vereinigten Arabischen 
Emirate.54 Im Ergebnis 
spielen Deutschland und 
zahlreiche andere EU-Län-
der beim internationalen 
Waffenhandel weiter eine 
führende Rolle: „Deutsch-
land gehört weiterhin zu 
einem der weltweit größten 
Rüstungsexporteure und 
ist zusammen mit ande-
ren EU-Staaten, die ins-
gesamt einen Exportanteil 
von etwa 25 Prozent auf 
dem Weltmarkt erreichten 
(2010-2014), mit einer der 
zentralen Akteure auf dem 
Weltrüstungsmarkt.“55

 Griechenland befindet 
sich am anderen Ende des Spektrums. Während Deutschland 
relativ zum BIP einen der größten Waffenlieferanten darstellt, 
ist Griechenland einer der größten Nachfrager von Rüstungs-
gütern in Europa – mit Militärausgaben, die relativ zum BIP 
fast zweimal so hoch sind wie der europäische Durchschnitt.56 
Zwischen 1996 und 2006 wurden in Griechenland 49 Milli-
arden Euro öffentlicher Gelder für das Militär ausgegeben.57 
Sogar der Ausbruch der Krise, mit massiven Einschnitten in 
die Bereitstellung von öffentlichen Gütern, hatte nur gering-
fügig Einfluss auf die Militärausgaben in Griechenland rela-
tiv zu seiner Wirtschaftsleistung.58 Allein im Jahr 2010 hat 
Griechenland ca. 7,1 Milliarden Euro für Waffenimporte aus-
gegeben, von denen 58% aus Deutschland kamen.59 Dabei 
lieferte Deutschland auch das dafür notwendige Geld in Form 
des ersten Rettungspakets. Yanis Varoufakis, Griechenlands 
ehemaliger Finanzminister, hat sogar provokant gemutmaßt, 
dass die Bereitschaft der Troika, Griechenland zahlungsfä-
hig zu halten, nicht zuletzt mit der Lobbyarbeit der deutschen 
Rüstungsindustrie zusammenhängt.60 Auch ein Berater des im 
anderen politischen Lager verorteten Giorgos A. Papandreou, 
der von Oktober 2009 bis November 2011 griechischer Mini-
sterpräsident war, wird mit den Worten zitiert: „Niemand 
sagt‚ ‚Kauft unsere Kriegsschiffe oder wir werden euch nicht 
retten.‘ Aber die eindeutige Implikation besteht darin, dass sie 
entgegenkommender sein werden, wenn man es tut.“61  

Aber auch schon vor der Krise ist der Rüstungshandel zwi-
schen Deutschland und Griechenland exemplarisch für die 
bestehenden Handelsungleichgewichte. So war Deutschland 
zwischen 1990 und 2011 nach den USA Griechenlands zweit-

Abbildung 3: Monetärer Wert der von der deutschen Regierung genehmigten Ausfuhren von 
Rüstungsgütern, 1996–2014. Quelle: Eigene Repräsentation von Daten des BMWi.

Exportschlager Leopard 2, Quelle: Wikipedia.
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en größter Waffenlieferant. Waffenimporte von Deutschland nach 

Griechenland, oft verbunden mit Schmiergeldern, macht in 
der Summe 5,075 Milliarden US-Dollar aus, wobei diese Zahl 
auch militärische Hilfe aus der ehemaligen DDR beinhaltet.62

In Abbildung 4 kann man die jährlichen Exporte Deutsch-
lands nach Griechenland ablesen, obwohl diese in Wirklichkeit 
wahrscheinlich viel höher liegen. Da in den Sammelausfuh-
ren keine individuellen Zielländer aufgeführt werden, kann 
man nicht mit Sicherheit sagen, wie viel deutsche Exporte auf 
diesem Wege nach Griechenland geliefert worden sind. Abge-
sehen von Deutschland hat auch Frankreich massiv von dem 
Handel mit Rüstungsgütern nach Griechenland profitiert. Grie-
chenland war zwischen 2005 und 2010 Deutschlands bester 
Kunde, der ca. 15% deutscher Militärexporte abgenommen 
hat und der zwischen 2010 und 2014 immerhin noch 7% der 
gesamten deutschen Rüstungsausfuhren kaufte.63 Für Frank-
reich war Griechenland zwischen 2005 und 2010 der drittbeste 
Abnehmer, mit ca. 12% aller französischen Rüstungsexporte.64 
2008, also ein Jahr vor dem Ausbruch der griechischen Schul-
denkrise, gingen ca. ein Drittel deutscher Militärexporte, 
hauptsächlich Panzer und U-Boote, an die Türkei und Grie-
chenland.65

Fazit

Dieser Artikel nutzte den europäischen Handel mit Rüstungs-
gütern als Fallbeispiel für die vorherrschenden Handels-
ungleichgewichte zwischen europäischen Zentrums- und 
Peripherieländern, repräsentiert von Deutschland und Grie-
chenland. Diese Ungleichgewichte sind exemplarisch für eine 
der Ursachen für die anhaltende Eurokrise. Obwohl giganti-
sche Schuldenberge zuerst durch Rettungsprogramme für 
den Finanzsektor angehäuft worden sind, was zu einer Ver-
gemeinschaftung von ehemals privaten Schulden geführt hat, 
liegt die Unmöglichkeit, diese Schulden zu bezahlen, in ihrem 
bloßen Ausmaß relativ zur Wirtschaftsleistung begründet. 
Hierbei wird argumentiert, dass die schwache Wirtschaft ihren 
Ursprung in einer schwachen Handelsstruktur hat und nicht 
vice versa, wie von der Zwillingsdefizit-These der Mainstream-
Wirtschaftswissenschaften angenommen. Des Weiteren ist 
deutlich geworden, dass während Austeritätsmaßnahmen, wie 
sie von der Troika aufoktroyiert wurden, verheerende Folgen 
für die griechische Wirtschaft hatten, der exzessive Handel mit 
Rüstungsgütern weitestgehend unangetastet blieb. Griechische 
Importe von Militärausrüstung wurde weder von der deutschen 
noch der vorherigen griechischen Regierung mit dem Ziel des 
Schuldenabbaus unterbunden und blieben auch während der 
Krise bestehen. Die implementierten Sparmaßnahmen haben 
die zugrundeliegenden Ursachen für die Schuldenkrise und 
Handelsungleichgewicht nicht bewältigt, sondern vielmehr 
verschlimmert. Während Länder der EU effektiv vermochten, 
sich auf ökonomisch fragwürdige Verträge wie den Fiskal-
pakt zu einigen, sind ihre Versuche, destruktiven Handel mit 
Rüstungsgütern zu regulieren, noch in den Kinderschuhen und 
gehen kaum über Offenlegungspflichten hinaus.
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Der Finanzierung militärischer Maßnahmen aus dem EU-
Haushalt sind durch die geltenden Verträge – eigentlich – enge 
Grenzen gesetzt. Zwar wird seit Jahren auf verschiedenste 
Weise versucht, hierfür Gelder loszueisen, aber bis kürzlich 
war eine offene Verwendung von EU-Mitteln für militärische 
Belange nahezu undenkbar. Es liegt auf der Hand, dass es ein 
lange gehegter Traum zahlreicher Politiker, Militärs und der 
Rüstungsindustrie ist, diesen „Missstand“ zu beheben. Und 
als das erste große Einfallstor dürfte sich in diesem Zusam-
menhang die Rüstungsforschung erweisen, die künftig einen 
eigenen EU-Haushaltstitel unter Umgehung des zivilen Finan-
zierungsvorbehalts erhalten soll. Nahezu parallel dazu wird 
derzeit auch über die Einrichtung eines „Ertüchtigungsinstru-
mentes“ diskutiert, um hierüber die Ausbildung und Aufrüstung 
ausländischer Truppen künftig ebenfalls über den EU-Haushalt 
abwickeln zu können. Die Tragweite dieser beiden Initiativen 
kann nur schwer überschätzt werden: Haben sie „Erfolg“, so 
ist damit zu rechnen, dass der nahezu schrankenlosen Verwen-
dung von EU-Haushaltsgeldern zugunsten von Militär- und 
Machtpolitik Tür und Tor geöffnet werden. 

1. Rüstungsforschung als Meilenstein der 
EU-Militärpolitik

Bislang stünde alles in der EU unter „zivilem Vorbehalt“, 
beklagte sich das Handelsblatt über die bisherige Praxis bei der 
Finanzierung von EU-Projekten, gerät dann aber angesichts 
der jüngsten Aktivitäten im Forschungsbereich regelrecht aus 
dem Häuschen: Sie seien ein „Meilenstein für Europas Ver-
teidigungspolitik“ und der „Anstoß für einen Zeitenwechsel“.1 
Nachdem bislang mühsame Umwege über die Sicherheits- 
und Dual-use-Forschung genommen werden mussten, ist hier 
ein Pilotprojekt gemeint, das den Weg für einen voll ausge-
wachsenen EU-Rüstungsforschungshaushalt ebnen soll. „Das 
Pilotprojekt bedeutet den Einstieg in eine EU-Verteidigungs-
forschung“, ist auch der CDU-Europaabgeordnete Michael 
Gahler begeistert.2 Der Abgeordnete ist auch Mitglied der mit 
der Ausgestaltung des Vorhabens beauftragten „Group of Per-
sonalities“, die aus interessierten Lobbyisten und Militärpoli-
tikern besteht. Die Gruppe veröffentlichte Ende Februar 2016 
ihren Abschlussbericht, in dem bereits eine konkrete, milliar-
dengroße Hausnummer eines künftigen Rüstungsforschungs-
haushaltes benannt wurde. Hierdurch wird zudem der zivile 
Finanzierungsvorbehalt des EU-Haushalts ganz generell in 
Frage gestellt.

1.1 Verbot der Militärfinanzierung – und seine 
Umgehung

Auf EU-Ebene ist ein komplexes Geflecht zur Finanzierung 
von Maßnahmen im Militärbereich entstanden. Geschuldet ist 
dies dem zivilen Finanzierungsvorbehalt in Artikel 41, Absatz 
2 des EU-Vertrages, in dem es heißt: „Die operativen Ausga-
ben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Kapi-

tels gehen ebenfalls zulasten des 
Haushalts der Union, mit Aus-
nahme der Ausgaben aufgrund 
von Maßnahmen mit militäri-
schen oder verteidigungspoliti-
schen Bezügen und von Fällen, in 
denen der Rat einstimmig etwas 
anderes beschließt.“ Lange wurde 
dieser Passus mehrheitlich derart 

interpretiert, dass auf dieser Grundlage keine militärrelevanten 
Ausgaben aus dem EU-Haushalt bestritten werden dürfen. 

Aus diesem Grund wurde eine beachtliche Kreativität an 
den Tag gelegt, diesen Finanzierungsvorbehalt auf die ein 
oder andere Weise zu umgehen, wie der folgende, keineswegs 
Vollständigkeit beanspruchende Überblick zeigt:  So werden 
rund 10% der Kosten von EU-Militäreinsätzen über einen 
ATHENA genannten Schattenhaushalt finanziert, in den sämt-
liche Mitgliedsstaaten – unabhängig davon, ob sie sich an einer 
bestimmten Operation beteiligen oder nicht – einzahlen.3 Auch 
ist es Usus, Militäreinsätze hin und wieder einfach als „zivil“ 
zu deklarieren, weil sie so über den Budgetitel der „Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP) finanziert werden 
können.4 Um besonders krasse Fälle – auch was die Höhe der 
Beträge anbelangt – handelt es sich bei den beiden EU-Welt-
raumprojekten Galileo und Copernicus. Obwohl beide ein-
deutig in nicht zu vernachlässigendem Ausmaß militärischen 
Zwecken dienen5, werden sie aus dem EU-Haushalt finanziert. 
Für Galileo sind im mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 
etwas über 7 Mrd. Euro eingestellt, Copernicus erhält knapp 
4,3 Mrd.6 Dreist ist auch die „African Peace Facility“ – ihr 
wurden seit 2004 vor allem für den Aufbau afrikanischer Inter-
ventionstruppen und zur Finanzierung von Militäreinsätzen 
der Afrikanischen Union 1,9 Mrd. Euro entnommen.7 Dabei 
handelt es sich um Gelder, die aus dem „Europäischen Ent-
wicklungsfonds“ stammen!

So „erfolgreich“ man jedoch damit war, sich ressortfremd zu 
bedienen, so mühsam ist dies doch aus Sicht derjenigen, die 
möglichst viele Gelder in den Rüstungssektor pumpen wollen. 
Schließlich neigen andere Politikbereiche dazu, ihre Gelder 
in der Regel für die eigenen Projekte verwenden zu wollen. 
Außerdem existiert eine gewisse Sensibilität dafür, wenn 
Gelder für militärische Belange regelrecht zweckentfremdet 
werden, was dem ganzen Prozedere doch gewisse Grenzen 
auferlegt. Ein offizieller EU-Militärhaushalt hätte also enorme 
„Vorteile“, zumal sich hierüber Gelder akquirieren ließen, die 
nicht mühsam national gegenüber einer diesbezüglich zumeist 
skeptischen Bevölkerung gerechtfertigt werden müssten. 

Offen bleibt, wie dieses Vorhaben mit dem oben beschriebe-
nen Finanzierungsvorbehalt vereinbar ist – und genau diese 
Frage stellte die Linken-Abgeordnete Nicole Gohlke dem Wis-
senschaftlichen Dienst des Bundestages (WD). Der Sachstand 
„Zur Zulässigkeit der Haushaltsfinanzierung von Forschung 
im GSVP-Kontext vor dem Hintergrund des Verbots des Art. 
41 Abs. 2 EUV“ gibt einen Einblick, wie ein künftiger EU-
Rüstungsforschungshaushalt als rechtskonform zurechtgebo-
gen werden soll. 

Der WD argumentiert hier zweigleisig: Einmal stellt er die 
reichlich weit hergeholte Behauptung auf, bei den drei wesent-
lichen aktuellen Forschungsvorhaben – Pilotprojekt, vorberei-
tende Maßnahme und Rüstungsforschungshaushalt – handele 
es sich um Dual-use-Projekte. Aus diesem Grund seien sie 
nicht Teil der „Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik“ (GSVP) und wären demzufolge auch nicht vom Finan-
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zierungsvorbehalt betroffen. Vielmehr müsse Artikel 179 des 
„Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ 
(AEUV) zur Anwendung kommen, dem unter dem Titel XIX 
„Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt“ die 
Kompetenz für die EU-Forschung zukomme und der bei Dual-
use-Projekten eindeutig Vorrang habe: „Den offiziellen Doku-
menten zu diesen Maßnahmen ist zu entnehmen, dass alle drei 
Vorhaben nicht ‚reine‘ Rüstungsforschung darstellen, sondern 
Maßnahmen mit sog. dual-use-Charakter sind. Es handelt sich 
also um Forschung, deren Ergebnisse sowohl auf zivilem als 
auch auf militärischem Gebiet genutzt werden können. [...] 
Wird Forschung im GSVP-Kontext mit doppeltem Verwen-
dungszweck somit auf den Kompetenztitel des Art. 179 AEUV 
gestützt, greift das Verbot aus Art. 41 Abs. 2 EUV nicht.“8

Nur für den Fall aber, dass jemand nachvollziehbarerweise 
den Dual-use-Charakter dieser Maßnahmen anzweifelt, sichert 
der WD das ganze Unterfangen gleich noch mit einem zweiten 
Argumentationsstrang ab: Artikel 41 (2) beziehe sich lediglich 
auf „operative“ Maßnahmen. Demzufolge sei hier so oder so 
Artikel 179 AEUV anzuwenden, für den der zivile Vorbehalt 
ohnehin nicht greife: „Bereits der Wortlaut ‚operative Maß-
nahme‘ erfasst nach allgemeinem Sprachgebrauch schon nicht 
Forschungstätigkeiten.“9 Über die Frage, was alles unter einer 
„operativen Maßnahme“ zu verstehen ist, lässt sich augen-
scheinlich mit dem WD nicht streiten. Und auch die Antwort 
auf die Frage, weshalb der „allgemeine Sprachgebrauch“ bis 
kürzlich noch so interpretiert wurde, dass Artikel 41 (2) sämt-
liche militärrelevanten Ausgaben mit einbezieht und verbietet, 
bleibt der WD leider schuldig. Obwohl mit der Querfinanzie-
rung militärischer Forschung schon länger begonnen wurde, 
soll die EU-Rüstungsforschung auf Grundlage dieser Argu-
mentation künftig ganz andere Dimensionen annehmen.

1.2 Sicherheit und Dual-use: Verdeckte 
Rüstungsforschung 

Mit dem 7. EU-Forschungsrahmenprogramm (7FRP) von 
2007 bis 2013 wurde erstmals ein eigener Budgetstrang 
„Sicherheitsforschung“ mit einem Umfang von 1,4 Mrd. 
Euro etabliert.10 Dahinter stand u.a. die Absicht, die Fähig-
keiten für die interne Repression sowie für die Abschottung 
der Außengrenzen zu „verbessern“.11 Ferner sollte der europä-
ischen „Sicherheitsindustrie“ bei der Eroberung dieses milli-
ardenschweren Wachstumsmarktes unter die Arme gegriffen 
werden.12 Und schließlich bot das Sicherheitsforschungspro-
gramm auch eine Möglichkeit, den leidigen Finanzierungsvor-
behalt zu umgehen: „‘Sicherheit‘ ist ein politisch akzeptablerer 
Weg etwas zu beschreiben, was früher traditionelle Verteidi-
gung war“, äußerte sich etwa Tim Robinson, der als damali-
ger Vizepräsident der Sicherheitsabteilung von Thales und 
Mitglied des „European Research Advisory Boards“ (ESRAB) 
maßgeblich an der Ausarbeitung des Sicherheitsforschungs-
programms beteiligt war.13 

Um die Ausgestaltung des 7FRP zu konkretisieren und erste 
Projekte auf den Weg zu bringen, wurde neben einer „Group 
of Personalities“ u.a. besagtes ESRAB einberufen. Geradezu 
typisch war dabei sowohl die Zusammensetzung des aus 65 
Personen bestehenden ESRAB-Direktoriums als auch seiner 
660 Berater: Beide setzten sich etwa je zur Hälfte aus Indu-
strievertretern (vorrangig von Rüstungsunternehmen) und aus 
Repräsentanten staatlicher Sicherheitsorgane zusammen. Weit 
und breit waren keine Vertreter der Bürgerrechts- oder der 
Friedensbewegung oder wenigstens der ein oder andere Daten-

schutzbeauftragte zu finden. Überraschend ist es deshalb also 
nicht, dass vor allem die großen Rüstungsunternehmen hiervon 
profitiert haben.14 So kam eine erste Analyse von 91 7FRP-
Projekten im Umfang von knapp 500 Mio. Euro des „Policy 
Department Citizens‘ Rights and Constitutional Affairs“ der 
EU-Kommission zu dem Ergebnis, 57% der Gelder seien 
an Rüstungskonzerne gegangen: „Es sind hauptsächlich die 
großen Verteidigungsunternehmen, dieselben, die an der Aus-
arbeitung des EU-Sicherheitsforschungsprogramms beteiligt 
waren, die die wesentlichen Profiteure der Sicherheitsfor-
schung des 7FRP sind.“15 

Für das aktuell laufende 8FRP namens „Horizon 2020“ sind 
insgesamt 77 Mrd. Euro vorgesehen. Für Sicherheitsforschung 
sind geschätzt 2 Mrd. Euro eingeplant, die sich allerdings 
auf mehrere Budgetstränge verteilen, der Löwenanteil davon 
findet sich im Topf „Sichere Gesellschaften“, der zwischen 
2014 und 2020 mit 1,65 Mrd. Euro gefüllt ist.16 Ein Erfolg 
war, dass es trotz diverser Versuche gelang, den zivilen Finan-
zierungsvorbehalt auch in Horizon 2020 wenigstens auf dem 
Papier zu erhalten. In der entsprechenden Verordnung vom 
11. Dezember 2013 heißt es: „Die im Rahmen von ‚Horizont 
2020‘ durchgeführten Forschungs- und Innovationstätigkeiten 
sind ausschließlich auf zivile Anwendungen ausgerichtet.“17 

Allerdings steht dieser Satz in eklatantem Widerspruch zu 
dem, was die EU-Kommission im zentralen Dokument zu 
Horizon 2020 über den Budgetstrang „Sichere Gesellschaften“ 
schreibt: „Die Tätigkeiten folgen einem auftragsorientierten 
Konzept und tragen der entsprechenden gesellschaftlichen 
Dimension Rechnung. Sie unterstützen die Unionsstrategien 
für die interne und externe Sicherheit und die Verteidigung“. 
Weiter wird dort im selben Kapitel gefordert: „Bei den Tätig-
keiten in allen Gegenstandsbereichen werden auch Integration 
und Interoperabilität der Systeme und Dienste behandelt [...]. 
Hierfür müssen bei Aufgaben wie Katastrophenschutz, huma-
nitäre Hilfe, Grenzschutz oder Friedensmissionen auch zivile 
und militärische Kompetenzen vereint werden.“18

Besonders wird im Zusammenhang von Horizon 2020 der 
„Nutzen“ von Dual-use-Forschung betont. So werden die Kern-
aussagen von Slawomir Tokarski von der Generaldirektion 
Handel und Industrie bei einer Anhörung des Unterausschusses 
Sicherheit und Verteidigung des Europäischen Parlamentes am 
13. Oktober 2014 folgendermaßen beschrieben: „Der Großteil 
der zivilen und militärischen technologischen Forschung ent-
stammt zu 60% bis 70% derselben Basis, argumentierte er. Er 
[Tokarski] räumte ein, dass Horizon 2020 nur zivile Projekte 
finanziert, aber er erklärte, dass die Kommission eine Reihe 
von Dual-use-Projekten ins Blickfeld der Industrie rücken 
könnte.“19 Andererseits bemängelte u.a. eine Studie der Gene-
raldirektion Außenbeziehungen des Rates schon im Sommer 
2013, dass sich viele der relevantesten Teile des militärischen 
Forschungsbedarfs nicht über dual-use abdecken ließen, wes-
halb Handlungsbedarf bestehe.20 

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung waren die Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates im Dezember 2013, in 
denen nicht nur gefordert wurde, Horizon 2020 für militäri-
sche Zwecke „besser“ nutzbar zu machen. Der eigentliche 
Dammbruch war vielmehr die explizite Forderung nach einer 
„vorbereitenden Maßnahme“, mit der ein künftiger Rüstungs-
forschungshaushalt auf den Weg gebracht werden soll: „Um 
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsin-
dustrie auf lange Sicht sicherzustellen und zu garantieren, dass 
die notwendigen modernen Fähigkeiten verfügbar sind, ist es 
von wesentlicher Bedeutung, das Fachwissen auf dem Gebiet 
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der Verteidigungsforschung und -technologie, insbesondere für 
den Bereich kritischer Verteidigungstechnologien, aufrechtzu-
erhalten. [...] Der Europäische Rat begrüßt deshalb die Absicht 
der Kommission, zu evaluieren, wie die unter dem Programm 
‚Horizont 2020‘ erzielten Ergebnisse auch für die industriellen 
Fähigkeiten im Sicherheits- und Verteidigungssektor nutzbar 
gemacht werden könnten. Er ersucht die Kommission und die 
Europäische Verteidigungsagentur, eng mit den Mitgliedstaa-
ten zusammenzuarbeiten, um Vorschläge auszuarbeiten, wie 
die Dual-Use-Forschung noch stärker angekurbelt werden 
kann. Eine vorbereitende Maßnahme für im GSVP-Kontext 
betriebene Forschung wird auf den Weg gebracht; dabei sollen 
Synergien mit nationalen Forschungsprogrammen angestrebt 
werden, wo immer dies möglich ist.“21

1.3 Rüstungsforschung: Der Schritt über den 
Rubikon 

Dass das Ziel der vorbereitenden Maßnahme tatsächlich 
primär darin besteht, einen künftigen Rüstungsforschungs-
hauhalt auf die Schiene zu setzen, bestätigte die Kommission 
in ihrem Bericht „Ein New Deal für die europäische Verteidi-
gung“ vom Juni 2014: „Mit einer vorbereitenden Maßnahme 
soll aufgezeigt werden, welchen Mehrwert ein Beitrag der EU, 
der die zivile Forschung ergänzt, die derzeit im GSVP-Kontext 
im Rahmen von Horizont 2020 betrieben wird, in neuen For-
schungsbereichen bringt. [...] Diese vorbereitende Maßnahme 
könnte, falls sie ein Erfolg wird, die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass ein Themenbereich für Forschung im GSVP-
Kontext eingerichtet wird, der im Rahmen des nächsten mehr-
jährigen Finanzrahmens finanziert werden könnte.“22

Auf Initiative des CDU-MdEP Michael Gahler ist der vorbe-
reitenden Maßnahme, die 2017 beginnen soll, ein  Pilotprojekt 
vorgeschaltet, das vom Europäischen Parlament und dem Rat 
im Dezember 2014 bewilligt wurde. Über die Signalwirkung 
dieser Entscheidung war u.a. der „Bundesverband der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie“ hocherfreut: „Mit diesem 
Pilotprojekt wird vom Europäischen Parlament vor allem das 
politische Zeichen gesetzt, EU geförderte Verteidigungsfor-
schung etablieren zu wollen. Im Erfolgsfall wäre es das erste 
Mal, dass Geld aus dem EU-Haushalt in den Verteidigungssek-
tor fließt.“23

Im März 2015 berief Industriekommissarin Elżbieta 
Bieńkowska dann eine „Group of Personalities“ (GoP), die 
Vorschläge für die vorbereitende Maßnahme erarbeiten sollte. 

Wie zu erwarten war, setzt sich die 16-köpfige Gruppe knapp 
zur Hälfte aus Vertretern der großen Rüstungsunternehmen 
zusammen. Hinzu kommen interessierte Forschungsinstitutio-
nen wie die Frauenhofer-Gesellschaft sowie diverse rüstungs-
nahe Politiker wie der bereits erwähnte Michael Gahler. Diese 
illustre Gesellschaft veröffentlichte schließlich Ende Februar 
2016 ihre Vorschläge zur Ausgestaltung der künftigen EU-
Rüstungsforschung.24 

Die GoP begründet ihre Schlussfolgerungen damit, umfang-
reiche rüstungstechnologische Kapazitäten seien notwen-
dig, um als weltpolitischer Akteur ersten Ranges agieren zu 
können: „Die Europäische Union ist ein globaler Akteur mit 
globalen Interessen und Verantwortlichkeiten. Aber um ein 
effektiver Akteur zu sein, sind Kapazitäten in kritischen militä-
rischen Bereichen und ein angemessenes Maß an strategischer 
Autonomie, Handlungsfreiheit und Versorgungssicherheit 
erforderlich.“ (S. 75) Der Wunsch nach „strategischer Auto-
nomie“ zieht sich wie ein roter Faden durch das Dokument, 
er taucht nicht weniger als 24 Mal auf. Gemeint ist damit die 
Sorge, ohne massive Unterstützung auf den Exportmärkten sei 
eine – machtpolitisch aber als zwingend notwendig erachtete – 
eigenständige EU-Rüstungsindustrie dem Untergang geweiht: 
„Die Steigerung der Exporte trägt wesentlich dazu bei, die kri-
tische Masse europäischer Rüstungsunternehmen zu erhalten. 
[...] Ohne Exporte würden viele EU-Unternehmen aktuell auf-
grund der tiefen Einschnitte in den nationalen Rüstungsausga-
ben ums Überleben kämpfen.“ (S. 44f.) 

Was die „tiefen Einschnitte“ in die Rüstungshaushalte anbe-
langt, wird hier zwar reichlich übertrieben, dass die EU-
Rüstungsindustrie ohne Exporte aber nicht überlebensfähig 
wäre, trifft zu. Deshalb argumentiert nun der GoP-Bericht, 
die EU-Firmen hätten aufgrund der vergleichsweise geringen 
nationalen Forschungsausgaben gegenüber der Konkurrenz 
einen „kompetitiven Wettbewerbsnachteil“, der ihre Expor-
taussichten behindere (S. 43). Weiter wird bemängelt, es sei 
nicht gelungen, wie beabsichtigt, über die Dual-use-Forschung 
in Horizon 2020 substantiell Gelder in den Rüstungsbereich 
umzuleiten (S. 56), weshalb zusammenfassend der Bedarf 
nach einem eigenen EU-Rüstungsforschungshaushalt auf der 
Hand liege.

Während das Budget des Pilotprojektes mit 1,5 Mio. Euro 
noch relativ überschaubar ausfällt, schlagen die GoP-Mit-
glieder für die vorbereitende Maßnahme einen Haushalt von 
75 bis 100 Mio. Euro vor (S. 26). Und auch was das künftige 
Rüstungsforschungsprogramm anbelangt, wird eine konkrete 

Quelle: Europäische Union.

Group of Personalities:

Fernando Abril-Martorell (CEO Indra*); Carl Bildt (Ex-Pre-
mierminister Schweden); Antoine Bouvier (CEO MBDA*); 
Håkan Buskhe (CEO Saab*); Paul de Krom (CEO TNO); 
Tom Enders (CEO Airbus Group*); Michael Gahler (MEP); 
Elisabeth Guigou (Präsidentin der Außenpolitikkommission 
der franzöischen Assemblée Nationale); Ian King (CEO 
BAE Systems*); Bogdan Klich (Ex-Verteidigungsminister 
Polen); Federica Mogherini (EU-Außenbeauftragte); Mauro 
Moretti (CEO Finmeccanica*); Reimund Neugebauer (Prä-
sident Frauenhofer-Gesellschaft); Arndt Schoenemann (Vor-
sitzender ASD); Teija Tiilikainen (Chefin Finnish Institute of 
International Affairs); Nick Witney (Ex-Chef EU-Verteidi-
gungsagentur)

* Vertreter der Rüstungsindustrie
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Hausnummer genannt. Im nächsten EU-Haushalt von 2021 
bis 2027 sollen hierfür mindestens 3,5 Mrd. Euro eingestellt 
werden (S. 27). Dabei sollen Forschungsprojekte zu 100% 
finanziert werden, bei Horizon 2020 sind es derzeit durch-
schnittlich lediglich 70% (S. 71). Ferner solle das vorrangige 
Ziel darin bestehen, zur Schließung der im „Capability Deve-
lopment Plan“ identifizierten militärischen Fähigkeitslücken 
beizutragen - soviel im Übrigen zum vermeintlichen Dual-use-
Charakter der Forschungsprojekte (S. 63). Selbstredend dürfe 
die Einrichtung eines EU-Rüstungsforschungshaushaltes aber 
„die Mitgliedsländer nicht dazu verleiten, ihre nationalen Ver-
teidigungsausgaben weiter zu reduzieren“, das Programm solle 
„komplementär und supplementär“ zur nationalen Forschung 
sein (S. 57).

Schließlich bieten sich die GoP-Mitglieder abschließend 
gleich noch als künftige Berater an und schlagen vor, aus ihrer 
Gruppe ein „European Defence Advisory Board“ (EDAB) zu 
machen: „Dieses Beratungsgremium hätte den Auftrag, [...] 
strategische Beratung über die Prinzipien, Strukturen und 
Modalitäten des europäischen Rüstungsforschungsprogram-
mes anzubieten und Einfluss auf seine Forschungsagenda zu 
nehmen.“ (S. 77)

1.4 Präzedenzfall Rüstungsforschung?

Aktuell ist wenig Widerstand gegen die Etablierung eines 
Rüstungsforschungshaushaltes erkennbar – dies ist umso 
problematischer, weil nicht davon auszugehen ist, dass dies 
dann der einzige Militärbereich bleiben wird, für den künftig 
der EU-Haushalt herangezogen werden wird. Die Bundesre-
gierung steht beispielsweise schon in den Startlöchern und 
argumentiert, auch ein derzeit in der Diskussion befindliches 
„EU-Ertüchtigungsinstrument“ zur Ausbildung und Aufrü-
stung „befreundeter“ Armeen würde nicht unter den Finanzie-
rungsvorbehalt fallen. 

2. EUropas Ertüchtigungsoffensive

Die militärische „Ertüchtigung“ befreundeter Staaten oder 
Aufstandsbewegungen ist in den letzten Jahren zu einem der 
wichtigsten militärpolitischen Instrumente der Bundesregie-
rung avanciert. Zu diesem Zweck wurde unlängst ein eigener 
nationaler Haushaltstitel eingeführt, vor allem wird sich aber 
darum bemüht, fremde Finanzierungsquellen hierfür anzuzap-
fen. Eine Option, die in diesem Zusammenhang unlängst ins 
Spiel gebracht wurde, besteht darin, sich künftig noch stärker 
bei der Entwicklungshilfe zu bedienen, als dies ohnehin bereits 
der Fall ist. Allerdings war der diesbezügliche Versuch beim 
letzten OECD-Gebertreffen Ende Februar 2016 nur bedingt 
von „Erfolg“ gekrönt. Umso prominenter dürfte deshalb künf-
tig die zweite Option verfolgt werden: Die Einrichtung eines 
„EU-Ertüchtigungsinstrumentes“, was es allerdings erforder-
lich macht, den zivilen Finanzierungsvorbehalt des EU-Vertra-
ges weitgehend ad acta zu legen.

2.1 Allzweckwaffe Ertüchtigung

Vor dem Hintergrund der desaströs verlaufenen Kriege im Irak 
und Afghanistan, wo auch zeitweise weit über 100.000 Solda-
ten die faktischen Niederlagen nicht abwenden konnten, setzte 
in den westlichen Hauptstädten eine fieberhafte Suche nach 
alternativen Interventionsoptionen ein. Neben dem sprung-
haft gestiegenen Einsatz von Drohnen und Spezialeinheiten, 

gehört hierzu auch der verstärkte Rückgriff auf die Aufrüstung 
und Ausbildung lokaler Akteure. Bei dem Versuch, dem Vorha-
ben einen Namen zu geben, herrscht allerdings eine geradezu 
babylonische Sprachverwirrung: Mal ist die Rede von „Enable 
& Enhance Initiative“ (E2I), dann wieder von „Train and Equip“ 
(TaE) und ganz besonders griffig ist die Bezeichnung „Kapa-
zitätsaufbau zur Förderung von Sicherheit und Entwicklung“ 
(CBSSD). Aus Sicht der Bundesregierung sollen Ertüchtigungs-
maßnahmen ganz offensichtlich nicht „nur“ auf die Ausbildung, 
sondern auch auf die direkte Aufrüstung abzielen, wie Staats-
sekretär Stephan Steinlein im Mai 2015 verdeutlichte: „Befähi-
gung (‚Enable’) durch Beratung, Training und Ausbildung wird 
ergänzt durch Stärkung (‚Enhance‘) von Sicherheitskräften und 
-strukturen durch adäquate und moderne Ausrüstung. [...] Der 
Begriff Ausrüstung sollte in diesem umfassenden Ansatz nach 
Auffassung der Bundesregierung Waffen und Munition nicht 
grundsätzlich ausschließen.“25

In Deutschland sind Ertüchtigungsmaßnahmen schon länger 
prominent im Gespräch, nämlich spätestens seit einer Rede der 
Bundeskanzlerin aus dem Jahr 2011, deren Inhalt seither als 
Merkel-Doktrin bezeichnet wird: „Wenn die Bundesrepublik 
davor zurückschreckt, militärisch zu intervenieren‚ dann reicht 
es in der Regel nicht, an andere Länder und Organisationen 
Worte der Ermutigung zu richten. [...] Wir müssen die Staaten, 
die bereit sind, sich zu engagieren, auch dazu befähigen. Ich 
sage ausdrücklich: Das schließt auch den Export von Waffen 
mit ein – dies selbstverständlich nur nach klaren und weithin 
anerkannten Prinzipien.“26 In den letzten Jahren hat das Konzept 
immer weiter an Prominenz gewonnen: „Die Praxis der Ausbil-
dung und Ausrüstung von Sicherheitskräften in Drittstaaten ist, 
ebenso wenig wie die Kritik daran, in Deutschland nicht neu. 
Allerdings ist sie für die deutsche Politik zunehmend zu einer 
Art Allzweckwaffe geworden, die sich im Rahmen des neuen 
«Verantwortungsdiskurses» legitimieren lässt und die sowohl 
militärische Machtprojektion und Rüstungsexporte als auch 
Kontrolle über andere Länder ermöglicht, ohne sich auf langfri-
stige, teure und personalintensive Einsätze einlassen zu müssen 
– auch wenn sie sich gegenseitig nicht ausschließen müssen!“27

Schon seit einiger Zeit drängt Deutschland darauf, dass der 
Ertüchtigung auch auf europäischer Ebene eine prominente 
Rolle zukommt. Weil dies aber bislang noch nicht in dem Tempo 
geschah, wie gewünscht, ging man bereits in Vorleistung und 
schuf eigens einen nationalen Haushaltstitel für Ertüchtigung, 
um die Sache voranzutreiben: „Die Bundesregierung hat aus 
der Debatte in Brüssel und der zögerlichen Umsetzung der 
Initiative mittlerweile ihre eigenen Schlüsse gezogen. Sie hat 
auf nationaler Ebene einen neuen Haushaltstitel geschaffen, 
der ab 2016 zur Finanzierung von ‚Ertüchtigungsmaßnahmen‘ 
dienen soll. Dieser Topf mit 100 Millionen Euro pro Jahr, 
gemeinschaftlich verwaltet vom Auswärtigen Amt und Ver-
teidigungsministerium, ist ein nationales Instrument, um die 
Probleme bei der Finanzierung und Bereitstellung auch mili-
tärischer Ausrüstungs- und Ausbildungsunterstützung angehen 
zu können. [...] Der ‚Ertüchtigungstitel‘, verankert im Einzel-
plan 60 des Finanzministeriums, ist von bisherigen Haushalts-
titeln unabhängig; die Mittel können inhaltlich, geografisch 
und zeitlich völlig frei eingesetzt werden.“28

2.2 Ein europäisches Ertüchtigungsinstrument? 

Als wichtiges Signal, dass Ertüchtigung künftig weit oben 
auf der Agenda rangieren soll, wurden die Schlussfolgerun-
gen des EU-Rüstungsgipfels im Dezember 2013 gewertet, 
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in denen es hieß: „Der Europäische Rat betont, wie wichtig 
es ist, Partnerländer und regionale Organisationen durch die 
Bereitstellung von Schulungen, Beratung, Ausrüstung und 
gegebenenfalls Ressourcen zu unterstützen, so dass sie zuneh-
mend selbst in der Lage sind, Krisen vorzubeugen oder sie zu 
bewältigen. Der Europäische Rat ersucht die Mitgliedstaaten, 
die Hohe Vertreterin und die Kommission, für größtmögliche 
Kohärenz zwischen den diesbezüglichen Maßnahmen der EU 
und der Mitgliedstaaten zu sorgen.“29

Obwohl die EU bereits 2010 im Rahmen von EUTM Somalia 
begann, Militär auszubilden und dann 2013 mit EUTM Mali 
sowie 2015 mit EUMAM ZAR zwei weitere Missionen hinzu-
kamen, kam die Ertüchtigung aus Sicht der Bundesregierung 
nur schleppend voran. Im „Reader Sicherheitspolitik“ der Bun-
deswehr wird dies auf zwei Phänomene zurückgeführt: „Es gibt 
derzeit kein EU-Haushaltsinstrument, das darauf zugeschnitten 
wäre, den Aufbau militärischer Kapazitäten in Drittstaaten zu 
unterstützen. [Es] offenbart sich ein großes, funktionales Pro-
blem bei der konkreten Umsetzung der europäischen Ertüch-
tigungsinitiative: Offenbar gelten innerhalb der EU sehr viel 
größere Hürden für die materielle Ausstattung ausländischer 
Sicherheitskräfte als für deren Ausbildung. Ein primärrecht-
liches Hindernis stellt schon der Lissabon-Vertrag von 2009 
dar, der die Finanzierung von ‚Maßnahmen mit militärischen 
oder verteidigungspolitischen Bezügen’ aus dem EU-Haushalt 
für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
ausschließt (Artikel 41, Absatz 2, EUV). Prinzipiell kann zwar 
das EU-Instrument für Entwicklungszusammenarbeit (Deve-
lopment and Cooperation Instrument/DCI) Kapazitätsaufbau 
im zivilen wie militärischen Sicherheitssektor finanzieren. 
Die Bestimmungen für Ausgaben, die als öffentliche Entwick-
lungshilfe deklariert werden können (Official Development 
Assistance/ODA-Kriterien), lassen in der Regel aber ebenso 
keine Unterstützung der Militärausgaben im Partnerland zu.“30

Diese Überlegungen flossen auch in das Papier „Kapazitäts-
aufbau zur Förderung von Sicherheit und Entwicklung“ ein, 
das die EU-Außenbeauftragte und die EU-Kommission im 
April 2015 veröffentlichten.31 Darin wird zunächst ebenfalls 
die Bedeutung von Ertüchtigungsmaßnahmen hervorgehoben: 
„Eine der wichtigsten Aufgaben der EU hierbei ist es, Partner-
länder und regionale Organisationen durch tatkräftige Unter-
stützung beim Aufbau ihrer Sicherheitskapazitäten in die Lage 
zu versetzen, Krisen selbst zu verhüten bzw. zu bewältigen.“ 
(S. 13)

Gleichzeitig wird in dem Papier nahezu wortgleich wie im 
Reader Sicherheitspolitik bemängelt, dass der EU-Vertrag die 

Finanzierung derartiger „Ertüchtigungsmaßnahmen“ aus dem 
EU-Haushalt erschwert, weshalb verstärkt auf die seit 2004 
operierende „African Peace Facility“ (APF) zurückgegriffen 
wird: „Die Verträge schließen die Möglichkeit aus, Ausgaben 
aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder verteidi-
gungspolitischen Bezügen aus dem EU-Haushalt zu finanzie-
ren (Artikel 41 Absatz 2 EUV). [...] Dementsprechend gibt es 
derzeit kein EU-Haushaltsinstrument, das für die umfassende 
Finanzierung des Aufbaus von Sicherheitskapazitäten – und 
insbesondere von militärischen Kapazitäten – in Partnerlän-
dern konzipiert wäre. [...] Daher kommt dem Europäischen 
Entwicklungsfonds und der Friedensfazilität für Afrika, die 
außerhalb des EU-Haushalts angesiedelt sind, bei den derzeiti-
gen Bemühungen um ‚Überbrückung‘ der Kluft zwischen der 
GSVP und den verschiedenen Instrumenten der Entwicklungs-
zusammenarbeit besondere Bedeutung zu, wenn es um eine 
umfassende Herangehensweise an Fragen der Verknüpfung 
von Sicherheit und Entwicklung geht.“ (S. 9f.)

Doch auch diese Option stößt aktuell an ihre Grenzen: „Die 
Möglichkeiten der Finanzierung des Aufbaus von Sicher-
heitskapazitäten könnten zudem aufgrund der Definition der 
öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA) begrenzt sein, denn 
die ODA-Kriterien schließen Militärausgaben in der Regel 
aus. Diese Beschränkung ist im Kontext des MFR [Mehrjäh-
rigen Finanzrahmens] besonders relevant, denn die EU soll 
sicherstellen, dass im Zeitraum 2014-2020 mindestens 90 % 
ihrer gesamten externen Hilfe als ODA gezählt werden. [...] 
Darüber hinaus wird in dem mehrjährigen APF-Aktionspro-
gramm 2014-2016 die Finanzierung von Munition, Waffen 
und bestimmten militärischen Ausrüstungsgütern, Ersatztei-
len, Gehältern und Ausbildungsmaßnahmen für Soldaten aus-
geschlossen. Weitere Beschränkungen betreffen die rechtliche 
Vorgabe, dass die Mittel aus dem 11. EEF ‚soweit irgend mög-
lich‘ als ODA erfasst werden sollen.“ (S. 9ff.)

Weil dies alles die militärische „Ertüchtigung“ erheblich 
erschwert, wird anschließend vorgeschlagen, die Finanzie-
rungsoptionen der African Peace Facility zu erweitern und ein 
eigenes „Ertüchtigungsinstrument“ ins Leben zu rufen. Geflis-
sentlich ausgeblendet wird dabei die Frage, wie ein solches 
Instrument mit dem im selben Papier beschriebenen Finanzie-
rungsvorbehalt vereinbar sein soll: „Angesichts des Umfangs 
der Problematik sollten für die bestehenden Beschränkungen 
nicht nur Ad-hoc-Lösungen gefunden werden. Die Europä-
ische Kommission und die Hohe Vertreterin sind vielmehr der 
Ansicht, dass die praktische Durchführbarkeit der drei folgen-
den Maßnahmen geprüft werden sollte:
1.	Vorschlag zur Anpassung der Friedensfazilität für Afrika, um 

deren Beschränkungen abzubauen;
2.	Einrichtung einer Fazilität für die Verknüpfung von Frieden, 

Sicherheit und Entwicklung im Rahmen eines oder mehrerer 
bestehender Instrumente;

3.	Einrichtung eines spezifischen Instruments zu diesem 
Zweck“. (S. 13) 

2.3 Ertüchtigung statt Armutsbekämpfung?

Der generöse Duktus, mit dem in den Geberländern gerne 
über die scheinbar so großzügig geleistete Entwicklungshilfe 
gesprochen wird, ist mehr als scheinheilig: „Im Jahr 2013 
betrug die gesamte Entwicklungshilfe der Industrieländer für 
alle Dritte-Welt-Länder 103 Mrd. US-Dollar – größtenteils 
Kredite. Gleichzeitig macht der jährliche Schuldendienst (153 
Mrd. Zinsen + etwa 350 Mrd. Tilgung bei vier Billionen Schul-

Französischer General bei der Ertüchtigungsmission EUTM 
Mali. Quelle: Wikipedia. 
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den) der Länder des Südens gut 500 Milliarden aus. Diese 
Länder zahlen so per Saldo jährlich rund 400 Mrd. Dollar an 
die Banken und Finanzinstitute der reichen Länder.“32

Trotzdem – oder wohl besser: deswegen – bleiben die Geber-
länder bis heute weit hinter der mit der UN-Resolution 2626 
vom 24. Oktober 1970 geleisteten Zusage zurück, wenigstens 
0,7% ihres Bruttonationaleinkommens für Entwicklungshilfe 
aufzuwenden. Gerade deshalb ist es eine entscheidende Frage, 
welche Ausgaben als „Öffentliche Entwicklungshilfe“ (ODA) 
verrechnet werden können. Die Relevanz der ODA-Zahlen ist 
somit beträchtlich, geben sie doch Aufschluss darüber, inwie-
weit die Geberländer ihrer – ohnehin schon sehr bescheidenen 
– Zusage aus Res. 2626 (1970) nachkommen.

Um die Höhe der Öffentlichen Entwicklungshilfe zu bestim-
men, richtete die OECD bereits im Jahr 1969 ein einheitliches 
Erfassungssystem ein. Seither legt der OECD-Entwicklungs-
hilfeausschuss (OECD-DAC), dem die wichtigsten Geberlän-
der plus die Europäische Kommission angehören, nach dem 
Einstimmigkeitsprinzip verbindliche Kriterien fest, was als 
ODA bezeichnet und abgerechnet werden kann. Nachdem mili-
tärische Aspekte jahrzehntelang kategorisch ausgeschlossen 
wurden und Entwicklungshilfe sich – zumindest formell – auf 
Armutsbekämpfung im engeren Sinne konzentrieren musste, 
liegt es auf der Hand, dass jede Öffnung der ODA-Kriterien 
zugunsten sicherheits- bzw. militärrelevanter Ausgaben die 
Rüstungsetats entlastet, eine Erhöhung der Entwicklungshilfe 
lediglich vorgaukelt und so gleichzeitig die miserable Bilanz 
der Gebeländer schönt.

Der erste Dammbruch erfolgte in den Jahren 2004 und 2005 
auf den alljährlichen Treffen des zuständigen OECD-Ent-
wicklungshilfeausschusses. Dort beschlossen die jeweiligen 
Fachminister, die ODA-Kriterien um verschiedene sicher-
heitsrelevante Aspekte zu erweitern. Dies hatte zur Folge, dass 
zwischen 2005 und 2014 30 Mrd. Dollar ODA-Gelder in den 
Bereich „Frieden und Sicherheit“ gepumpt worden sind. Der 
Löwenanteil davon stammte im Jahr 2014 aus der EU (0,62 
Mrd. Dollar), den USA (0,56), Deutschland (0,41) und Groß-
britannien (0,29).33 Allerdings waren und sind die Ausbildung 
oder gar Aufrüstung von Militär weiterhin nahezu vollständig 
ausgeschlossen. Dennoch ging schon im Jahr 2004 die bereits 
erwähnte African Peace Facility an den Start, der bislang 
vor allem für den Aufbau afrikanischer Interventionstruppen 
und zur Finanzierung von Militäreinsätzen der Afrikanischen 
Union 1,9 Mrd. Euro Entwicklungshilfegelder entnommen 
wurden.

Da diese Gelder ebenso wie in anderem Rahmen durchge-
führte Ertüchtigungsmaßnahmen bis heute größtenteils nicht 
als ODA abrechenbar sind, ist es von erheblicher Bedeutung, 

dass im Vorfeld des Treffens des OECD-Entwicklungshil-
feausschusses im Februar 2016 Berichte auftauchten, denen 
zufolge die ODA-Kriterien um weitere sicherheitsrelevante 
Bereiche erweitert werden sollten.34 „Erfolgreich“ war dieser 
Vorstoß aber vor allem dort, wo die Ertüchtigung nicht betrof-
fen ist: „Die Regeln, die definieren, welche Ausgaben als ODA 
angerechnet werden können, wurden im Bereich ‚Frieden und 
Sicherheit‘ erweitert. Unter die ‚offizielle Entwicklungshilfe‘ 
(ODA) fallen nun auch Maßnahmen, um gewalttätigen Extre-
mismus zu bekämpfen sowie Polizeimissionen, die über das 
Routinetraining für zivile Polizeifunktionen hinausgehen.“35 

Nachvollziehbarerweise stieß diese Initiative nicht über-
all auf ungeteilte Begeisterung: „Wir bewegen uns hier auf 
Glatteis. Es ist extrem enttäuschend, wie Regierungen ver-
suchen, Hilfsgelder für ihre eigenen Sicherheitsagendas zu 
instrumentalisieren. Sie sollten Antiterrormaßnahmen über 
ihre Sicherheitsbudgets finanzieren – nicht, indem sie ihre Ent-
wicklungshilfekassen plündern“, kritisiert etwa Sara Tesorieri, 
die stellvertretende Leiterin des Oxfam-EU-Büros.36

Ein kleiner Lichtblick ist deshalb, dass es, was Ertüchtigungs-
maßnahmen anbelangt, „nur“ gelang, Maßnahmen zur Verbes-
serung der zivilen Kontrolle ausländischen Militärs sowie die 
Ausbildung von Soldaten in Menschenrechtsfragen neu in den 
Katalog aufzunehmen.37 Da es sich hier um vergleichsweise 
niedrige Kosten handelt, sind damit der Verwendung von Ent-
wicklungshilfegeldern zur Querfinanzierung von Ertüchti-
gungsmaßnahmen bis auf Weiteres gewisse Grenzen gesetzt.

2.4 Deutschland prescht voran

Aufgrund der Schwierigkeiten, die Entwicklungshilfe vor 
den Militärkarren zu spannen, dürfte die zweite seitens der 
EU-Kommission und der EU-Außenbeauftragten angedachte 
Option in nächster Zeit weiter Rückenwind erhalten: Die Schaf-
fung eines „Ertüchtigungsinstrumentes“. Hier stellt sich das 
Problem, wie ein solches Instrument mit dem zivilen Finanzie-
rungsvorbehalt des EU-Vertrages in Einklang gebracht werden 
kann. Bislang wurden die EU-Verträge schließlich in der Regel 
stets dahingehend interpretiert, dass durch sie die Finanzie-
rung sämtlicher militärrelevanten Ausgaben verboten ist. 
Hier grätscht nun die Bundesregierung dazwischen und argu-
mentiert, wie schon im Falle der EU-Rüstungsforschung, das 
Verbot erstrecke sich auch nicht auf Ertüchtigungsmaßnahmen: 
„Dreh- und Angelpunkt ist die Frage, wie die fehlende Ausrü-
stung für die Partnerländer beschafft werden kann. In Betracht 
käme zunächst der GSVP-Finanzierungsmechanismus. Art. 
41, Abs. 2 des Lissabon-Vertrags schließt die Finanzierung 
von ‚Maßnahmen mit militärischen oder verteidigungspoliti-
schen Bezügen’ aus dem EU-Haushalt aus. Hier gilt das Prin-
zip ‚costs lie where they fall‘, d.h. die Mitgliedstaaten, die sich 
an einer Militäroperation beteiligen, müssen die Kosten dafür 
selbst tragen. [...] Deutschland [...] verweist auf die vielen 
Aktivitäten ‚mit militärischen Bezügen’, die bereits durch das 
Budget der Union finanziert werden.“38

Kommt die Bundesregierung mit dieser Argumentation 
durch, dürfte es künftig erheblich einfacher fallen, Stellver-
treterkriege mit EU-Geldern zu finanzieren, statt hierfür die 
nationalen Haushalte „bemühen“ zu müssen.

3. Ende des zivilen EU-Haushalts? 

Der viel beklagte „Kahlschlag“ bei den westlichen Rüstungs-
ausgaben fällt tatsächlich weit moderater aus, als allenthalben 

Quelle: Dalrymple, Sarah: Investments in peace and security. 
An overview, Development Initiatives, März 2016, S. 12.
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en suggeriert wird. Zufrieden meldete die NATO etwa, die Aus-

gaben hätten sich im Jahr 2015 stabilisiert – einige Mitglieder, 
allen voran Deutschland, haben ihre Haushalte sogar spürbar 
angehoben.39 

Von dem ehrgeizigen Ziel, 2% des Bruttoinlandsprodukts 
für das Militär auszugeben, auf das sich die NATO-Mitglieder 
zuletzt noch einmal beim Gipfeltreffen in Wales im September 
2014 geeinigt hatten, ist man aber derzeit – und auch auf län-
gere Sicht – meilenweit entfernt.40 Doch ohne üppig gefüllte 
Kriegskassen wird es der Europäischen Union sehr schwer 
fallen, dem Anspruch als globaler Akteur ersten Ranges 
gerecht zu werden – so zumindest die Meinung in Brüssel und 
den anderen EU-Hauptstädten. Gleichzeitig sind die Menschen 
in der Europäischen Union extrem skeptisch, was Erhöhungen 
der Rüstungsausgaben anbelangt41, weshalb sich der Umweg 
über den EU-Haushalt geradezu anbietet.

Traditionell wird den Geschehnissen in Brüssel relativ wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt, obwohl dort nicht zuletzt über-
aus relevante Weichen für die künftige Militärpolitik (und 
die Geldflüsse) gestellt werden. Insofern liegt der Gedanke 
von Rüstungslobby und Militärpolitikern nahe, sich am EU-
Haushalt zu bedienen. Bislang wirkt der Finanzierungsvor-
behalt hier noch als ein erhebliches Hindernis, ist dieses aber 
erst einmal aus dem Weg geräumt, ist die Bahn frei, sich hem-
mungslos aus EU-Töpfen zu bedienen.

Anmerkungen
1	 Ludwig, Thomas: Meilenstein für Europas Verteidigung, Han-

delsblatt, 05.01.2015.
2	 Ebd.
3	 Zwar gibt es immer wieder Versuche, ATHENA auf weitere 

Bereiche auszuweiten, die aber allesamt bislang scheiterten.
4	 Im Haushaltsplan 2007 bis 2013 waren für die GASP insgesamt 

etwa 2 Mrd. Euro vorgesehen. Für den Zeitraum 2014 bis 2020 
sind 2,338 Mrd. Euro eingestellt. Konkret in Mio. Euro: 314 
(2014); 321 (2015); 327 /2016); 334 (2017); 341 (2018) 247 
(2019); 254 (2020). Siehe EUISS Yearbook of European Security 
2015, Paris 2015, S. 44.

5	 Wagner, Jürgen: Galileo: Erzteures Militaristenprojekt entpuppt 
sich als Milliardengrab, IMI-Standpunkt 2010/040.

6	  Regulation (EU) No 1285/2013 on the implementation and 
exploitation of European satellite navigation systems; Regulation 
(EU) No 377/2014 establishing the Copernicus Programme. 

7	 European Commission: African Peace Facility, o.J.
8	 Zur Zulässigkeit der Haushaltsfinanzierung von Forschung im 

GSVP-Kontext vor dem Hintergrund des Verbots des Art. 41 Abs. 
2 EUV, WD 4 090/15, 16. Juni 2015, S. 4 und 8.

9	 Ebd., S. 7. In diese Richtung wurde bereits zuvor argumentiert. 
Siehe etwa Hilmar Linnenkamp u.a.: Die künftige Bundeswehr 
und der Europäische Imperativ, SWP-Aktuell, März 2011, S. 7.

10	 Darüber hinaus sind im 7FPR noch 1.4 Mrd. für „zivile“ Welt-
raumforschung eingestellt, mit denen direkt militärrelevante For-
schung betrieben wird. 

11	 Siehe Hayes, Ben: Neoconopticon - The EU Security-Industrial 
Complex, Statewatch/Transnational Institute 2009, S. 30.

12	 „Laut den aktuellsten Zahlen der Europäischen Kommission, ist 
das weltweite Marktvolumen innerhalb von zehn Jahren von etwa 
zehn auf rund 100 Milliarden Euro im Jahr 2011 angewachsen 
und hat sich damit - trotz der Krise - verzehnfacht. Die europä-
ischen Unternehmen haben mit einem Jahresumsatz von 25 bis 36 
Milliarden Euro einen Anteil von etwa 25 Prozent am Weltmarkt. 
Rund 180.000 Personen arbeiten europaweit in diesem Sektor.“ 
Siehe Ehrenhauser, Martin/Sander, Alexander: Politik im Dienst 
der Sicherheitsindustrie, in: Vorgänge Nr. 209 (Heft 1/2015), S. 
61-65. 

13	 Hayes 2009, S. 72.
14	 Bigo, Didier u.a.: Review of Security Measures in the 7th 

Research Framework Programme FP7 2007-2013, Brüssel 2014, 
S. 6.

15	 Jeandesboz, Julien/Ragazzi, Francesco: Review of security 
measures in the Research Framework Programme, Policy Depart-
ment C: Citizens’ Rights and Constitutional Affairs, Brüssel, 
Oktober 2010, S. 23.

16	 Zum Bereich „Sichere Gesellschaften“ gehören: „Bekämpfung 
von Kriminalität und Terrorismus“; „Erhöhung der Sicherheit 
durch Grenzüberwachung“; „Stärkung der Computer- und Netz-
sicherheit“; „Stärkung der Widerstandsfähigkeit Europas gegen-
über Krisen und Katastrophen“; „Gewährleistung der Privatsphäre 
und der Freiheit im Internet und Stärkung der gesellschaftlichen 
Dimension von Sicherheit“.

17	 Verordnung (EU) Nr.  1291/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Dezember 2013.

18	 Vorschlag für Beschluss des Rates über das spezifische Pro-
gramm zur Durchführung des Rahmenprogramms für Forschung 
und Innovation „Horizont 2020“ (2014-2020), KOM (2011) 811, 
Brüssel, 30.11.2011, S. 94.

19	 Parliament, Commission & EDA debate CDSP, The Parliament 
Magazine, 14.10.2014.

20	 Troszczynska-Van Genderen, Wanda: Enhancing support for 
European security and defence research: Challenges and pro-
spects, DG EXPO, Brüssel, April 2015, S. 17f..

21	 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, Brüssel, 
19./20.12.2013.

22	 Ein New Deal für die europäische Verteidigung, KOM (2014) 
387, Brüssel, 24.6.2014, S. 10.

23	 Fokus Sicherheit und Rohstoffe, BDI, Mai 2015, S. 4.
24	 Report of the Group of Personalities on the Preparatory Action for 

CSDP-related research, EUISS, Paris, Februar 2016. Die folgenden 
Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf dieses Dokument.

25	 Drucksache 18/5342, 26.06.2015.
26	 Henken, Lühr/Strutynski, Peter: Händler des Todes. Rüstungsex-

porte als Mittel deutscher Außenpolitik: Schädlich und unmora-
lisch, RLS-Standpunkt Nr. 5/2013, S. 2.

27	 Mickan, Thomas: Die Politik der militärischen Ertüchtigung, RLS 
Studien 4/2016, S. 5.

28	 Puglierin, Jana/Feyock, Sebastian: Deutschland ertüchtigt, 
Internationale Politik 1, Januar/Februar 2016, S. 115-119, S: 
117f..

29	 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, Brüssel, 
19./20.12.2013.

30	 Ertüchtigung als neue Strategie europäischer Sicherheitspolitik, 
Reader Sicherheitspolitik, Ausgabe 11/2015.

31	 Kapazitätsaufbau zur Förderung von Sicherheit und Entwicklung 
– Befähigung unserer Partner zur Krisenprävention und -bewäl-
tigung, JOIN(2015) 17, Brüssel, 28.4.2015, S. 13. Die folgenden 
Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf dieses Dokument.

32	 Schmid, Fred/Schreer, Claus: G7. Der Club der Mächtigen, isw 
grafik info, Juni 2015, S. 6.

33	 Dalrymple, Sarah: New aid rules allow for the inclusion of a 
wider set of peace and security activities, Development Initiati-
ves, 29.02.2016.

34	 Defence spending may soon be classed as ‘development aid’, 
EUObserver, 17.02.2016.

35	 Entwicklungshilfe soll auch Sicherheitsmaßnahmen finanzieren, 
epo online, 22.02.2016.

36	 Entwicklungshilfe oder nicht? OECD uneins über Flüchtlingsko-
sten, euractiv, 25.02.2016. 

37	 Dalrymple 2016.
38	 Puglieri/ Feyock 2016, S. 116f..
39	 The Secretary General’s Annual Report 2015, NATO 2016, S. 27.
40	 Mölling, Christian: Die Zwei-Prozent-Illusion der Nato, SWP-

Aktuell, August 2014. 
41	 Flanagan, Stephen u.a.: Outlook for Defense. Doing Less with 

Less?, in: Flanagan, Stephen u.a. (Hg.): Diminishing Transatlan-
tic Partnership? The Impact of the Financial Crisis on European 
Defense and Foreign Assistance Capabilities, Center for Strategic 
and international Studies (CSIS), 03.05.2011, S. 15.

http://www.iss.europa.eu/uploads/media/YES_2015.pdf
http://www.imi-online.de/2010/10/20/galileo-erzteures-mi/
http%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2FLexUriServ%2FLexUriServ.do%3Furi%3DOJ%3AL%3A2013%3A347%3A0001%3A0024%3Aen%3APDF
http%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2FLexUriServ%2FLexUriServ.do%3Furi%3DOJ%3AL%3A2013%3A347%3A0001%3A0024%3Aen%3APDF
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0377&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0377&from=EN
https://ec.europa.eu/europeaid/regions/africa/continental-cooperation/african-peace-facility_en
https://www.bundestag.de/blob/413778/b782d94ab0390a7e22a532b4350e7a4d/wd-4-090-15-pdf-data.pdf
http://www.swp-berlin.org/de/publikationen/swp-studien-de/swp-studien-detail/article/bundeswehr_reform_europaeischer_imperativ.html
http://www.statewatch.org/analyses/neoconopticon-report.pdf
http://www.humanistische-union.de/nc/publikationen/vorgaenge/online_artikel/online_artikel_detail/back/vorgaenge-209/article/politik-im-dienst-der-sicherheitsindustrie/
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/etudes/join/2014/509979/IPOL-LIBE_ET(2014)509979_EN.pdf
http://www.statewatch.org/news/2010/nov/ep-review-security-research-programme.pdf
http://ec.europa.eu/research/participants/data/ref/h2020/legal_basis/fp/h2020-eu-establact_de.pdf
www.theparliamentmagazine.eu%2Farticles%2Feu-monitoring%2Fparliament-commission-eda-debate-cdsp-research&usg=AFQjCNHQkNA1NCq62bd4Pmzg12tJfah0iw&bvm=bv.116636494,d.bGs
www.theparliamentmagazine.eu%2Farticles%2Feu-monitoring%2Fparliament-commission-eda-debate-cdsp-research&usg=AFQjCNHQkNA1NCq62bd4Pmzg12tJfah0iw&bvm=bv.116636494,d.bGs
http://www.europarl.europa.eu%2FRegData%2Fetudes%2FIDAN%2F2015%2F549032%2FEXPO_IDA(2015)549032_EN.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ec/140268.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52014DC0387&from=DE
http%3A%2F%2Fbdi.eu%2Fmedia%2Fpresse%2Fpublikationen%2Fmarketing%2FFokus_SuR_Mai_2015_web.pdf
http://www.iss.europa.eu/de/publikationen/detail/article/report-of-the-group-of-personalities-on-the-preparatory-action-for-csdp-related-research/
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/053/1805342.pdf
https://www.rosalux.de/publication/39433/haendler-des-todes.html
https://zeitschrift-ip.dgap.org/de/ip-die-zeitschrift/archiv/jahrgang-2016/januar-februar/deutschland-ertuechtigt
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ec/140268.pdf
http://www.bmvg.de/portal/a/bmvg/!ut/p/c4/bY7BCoMwEES_qIniodibIpTeSi-tvUg0S1w0iWw2lkI_vvFQ8NBZmMPMWxj5lOmcWtEoRu_ULB-yHfDUv0RvVyMCDiPQCMhh8TMyTkI5A71nEARKA3V_kOKwC9XEEAm66HSHLjBFCy6975DwDgwW5H1bo0EM3gFvzonE5IYUexKLJ563JhKlRqCWbZY3dZZnP-Wfqriei_JYHptLfZOLtdUXMVY6pg!!/
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8504-2015-INIT/de/pdf
https://euobserver.com/migration/132303
http://www.epo.de/index.php?option=com_content&view=article&id=12442:oecd-entwicklungshilfe-soll-auch-sicherheitsmassnahmen-finanzieren&catid=45&Itemid=90
http://www.euractiv.de/section/entwicklungspolitik/news/entwicklungshilfe-oder-nicht-oecd-uneins-ueber-fluechtlingskosten/
http://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/pdf_2016_01/20160128_SG_AnnualReport_2015_en.pdf
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2014A54_mlg.pdf
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2014A54_mlg.pdf
http://csis.org/files/publication/110427_Flanagan_FinancialCrisis_web.pdf
http://csis.org/files/publication/110427_Flanagan_FinancialCrisis_web.pdf


Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
38  Ausdruck April 2/2016

Die Relevanz der Münchner Sicherheitskonferenz lässt sich 
unter anderem daran ersehen, dass sie im aktuellen Ranking 
der wichtigsten Denkfabrik-Tagungen der Welt ihren Spitzen-
platz aus dem Vorjahr behauptet hat.1 Auch 2016 versammel-
ten sich zwischen dem 12. und 14. Februar erneut „etwa 600 
hochrangige Führungspersönlichkeiten der internationalen 
Politik“. Damit ist das Treffen in der bayerischen Hauptstadt 
nicht nur nach Selbsteinschätzung die zentrale „Bühne für 
die wichtigsten sicherheitspolitischen Entscheidungsträger.“2 
Eine der wohl wichtigsten Funktionen der Konferenz besteht 
traditionell darin, der breiten Öffentlichkeit die wesentlichen 
sicherheits- bzw. militärpolitischen Kernfragen – und häufig 
auch gleich die Antworten – für das anstehende Jahr zu prä-
sentieren. Schon im Vorfeld wurde der Ton vorgegeben: Eine 
„Ära der Instabilität“ sei angebrochen, für die sich der Westen 
auch und gerade militärisch wappnen müsse, fasste die FAZ 
den „Munich Security Report“, die im Vorfeld erschienene 
Begleitpublikation der Sicherheitskonferenz, zusammen.3 

In diesem Jahr standen die Auseinandersetzungen in Syrien 
und in der Ukraine, vor allem aber das damit eng zusammen-
hängende und völlig zerrüttete westlich–russische Verhält-
nis im Zentrum. Zwar wurde vom Westen dabei allenthalben 
Gesprächsbereitschaft signalisiert, gleichzeitig aber so heftig 
an der Eskalationsschraube gedreht, dass an eine Lösung der 
mannigfaltigen Konflikte in absehbarer Zeit wohl nicht zu 
denken sein wird. Neben der parallel erfolgten Eskalation des 
Syrien-Kriegs durch die Türkei war deshalb auch fast folge-
richtig der Auftritt des russischen Ministerpräsidenten Dmitri 
Medwedew der traurige „Höhepunkt“ der Konferenz. In seiner 
Rede warnte er nicht vor einem Neuen Kalten Krieg, sondern 
er betonte in aller Deutlichkeit, dass dieser schon begonnen 
habe. 

Syrien: Verhandeln und schießen 

Mittlerweile tobt in Syrien seit fast fünf Jahren ein unerbitt-
licher (Bürger-)Krieg, in den mehrere dutzend Staaten sowie 
unzählige lokale Gruppen involviert sind, die aus dem Land 
eine „geopolitische Hölle“4 gemacht haben. Laut dem „Syrian 
Center for Policy Research” hätten durch den Krieg 470.000 
Menschen ihr Leben verloren und fast zwei Millionen seien 
verletzt worden, was 11,5% der Bevölkerung entspräche.5 
Konferenzleiter Wolfgang Ischinger macht seit Jahren die zu 
„laxe“ westliche Interventionspolitik für die Lage verantwort-
lich. Wäre nur frühzeitig „beherzt‘“ militärisch in den Konflikt 
eingegriffen und der syrische Machthaber Baschar al-Assad 
gestürzt worden, hätte sich alles zum Besten entwickelt, so die 
Auffassung des Tübinger Honorarprofessors: „Wir haben vor 
vier Jahren fälschlicherweise weggeschaut. [...] Jetzt lernen 
wir mühselig und etwas spät, dass Wegschauen von Verant-
wortung nicht befreit. Und dass Nichtstun auch Folgen hat. 
Und dass der Konflikt, von dem wir glaubten, er spiele sich 
in Syrien ab, jetzt krachend vor unserer Haustür landet. [...] 
Unsere Strategie in der Syrien-Krise ist nur dann glaubwürdig, 
wenn sie mit glaubwürdigen militärischen Handlungsoptionen 

unterlegt ist. [...] Die EU 
muss imstande sein, über 
Fragen wie Schutzzonen 
in Syrien für die Mil-
lionen von Flüchtlingen 
ernsthaft zu reden. Wir 
müssen imstande sein, 
mit den USA und anderen 

Nationen über mögliche Flugverbote in und um Syrien zu spre-
chen.“6

Wovon Ischinger hier redet, bleibt allerdings sein ganz per-
sönliches Geheimnis: Denn die USA arbeiteten mit Unterstüt-
zung der EU spätestens seit 2006 gezielt auf die Schwächung 
Assads hin, wie aus Depeschen der US-Botschaft in Damas-
kus hervorgeht. Aus ebenfalls bei Wikileaks veröffentlichten 
Dokumenten geht gleichzeitig hervor, dass Spezialeinheiten 
der USA und anderer Länder mindestens seit Dezember 2011 
in Syrien operierten, um die Rebellen zu unterstützen.7 Allein 
über die CIA wurden dabei nach Angaben der den US-Demo-
kraten nahestehenden „Brookings Institution“ eine Milliarde 
Dollar in die Aufrüstung der Aufstandsbewegung gesteckt 
und dabei 10.000 Kämpfer ausgebildet.8 Dies alles geschah in 
vollem Wissen, dass radikalislamistische Gruppen innerhalb 
der Rebellen komplett tonangebend waren, wie aus einer Lage-
einschätzung des Geheimdienstes des US-Militärs aus dem 
Jahr 2012 hervorgeht, die sogar die später erfolgte Ausrufung 
des „Islamischen Staates“ prognostizierte. Darüber hinaus 
taten sich einige „Verbündete“, allen voran Saudi Arabien 
und die Türkei, ganz besonders damit hervor, mit westlichem 
Einverständnis oder zumindest mit der stillschweigenden Dul-
dung, den Islamischen Staat und andere radikalislamistische 
Kräfte in Syrien massiv zu unterstützen.9

Von „Wegschauen“ und „Nichtstun“ kann hier also ganz 
offensichtlich keine Rede sein – im Gegenteil. Nachdem der 
„Islamische Staat“, den man anfangs unterstützte oder zumin-
dest gewähren ließ, dann immer stärker an Boden gewann, 
begann eine Koalition unter Führung der USA im September 
2014 mit „Operation Inherent Resolve“, also vor allem mit 
Luftschlägen, denen Berichten zufolge bislang fast 1000 Zivi-
listen zum Opfer gefallen sind.10 Gleichzeitig hielten die USA 
an ihrem Ziel fest, Assad aus dem Weg zu räumen, was schließ-
lich Russland dazu bewog, im September 2015 – wiederum 
vor allem mit Luftangriffen, denen wohl ebenfalls viele Zivi-
listen zum Opfer fallen – auf Seiten seines Verbündeten in den 
Krieg einzugreifen.11 Nicht erst der Abschuss eines russischen 
Kampfjets durch die Türkei verdeutlichte, dass in Syrien inzwi-
schen eine Situation entstanden ist, in der sich feindlich gegen-
überstehende Groß- und Regionalmächte – darunter seit dem 
offiziellen Kriegseintritt im Dezember 2015 auch Deutschland 
– gegenüberstehen und die das Potenzial hat, jederzeit noch 
drastischer zu eskalieren.

Vor diesem Hintergrund werden die Bemühungen um die 
Wiederaufnahme von Friedensverhandlungen zumeist als Ver-
such interpretiert, die brisante Lage zu entschärfen. In diesem 
Zusammenhang wurde der Öffentlichkeit unmittelbar vor 
Beginn der Sicherheitskonferenz die „Münchner Vereinba-
rung“ präsentiert. Bei einer Pressekonferenz von US-Außen-
minister John Kerry und seinem russischen Amtskollegen 
Sergej Lawrow in der bayerischen Hauptstadt wurden die 
drei Kernpunkte erläutert: Eine „Feuerpause“ innerhalb einer 
Woche, die Lieferung humanitärer Hilfe sowie die Aufnahme 
eines politischen Prozesses zur langfristigen Deeskalation 
der Lage. Allerdings könnten die Auffassungen, wie dies zu 

Münchener Sicherheitskonferenz
Rüstung statt Dialog!
von Jürgen Wagner
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en bewerkstelligen ist, kaum unter-

schiedlicher sein, da der zentrale 
Knackpunkt ungelöst bleibt: „Über 
das Ziel dieses Prozesses besteht 
aber weiterhin keine Einigkeit. Der 
Westen will Assad loswerden, Rus-
sland steht ihm weiter zur Seite.“12

Auch die Signale, die auf und 
während der Konferenz gesendet 
wurden, tragen leider kein Stück 
zu irgendwelchem Optimismus bei. 
Recht unversöhnlich schoben sich 
US-Außenminister Kerry und sein 
Pendant Lawrow dort die Schuld 
für die Lage in Syrien gegensei-
tig in die Schuhe. Es war aber wie 
fast schon traditionell US-Senator 
John McCain, der in seiner Rede 
bei der Sicherheitskonferenz den 
aggressivsten anti-russischen Wadenbeißer abgab: „Herr Putin 
ist nicht daran interessiert, unser Partner zu sein. Er will das 
Assad-Regime stützen. Er will Russland als Großmacht wieder 
etablieren. Er will Syrien für eine Livedemonstration für Russ-
lands modernisiertes Militär benutzen. Er will die Provinz 
Latakia zu einem militärischen Vorposten machen, von dem 
aus die russische Einflusssphäre gefestigt und ausgeweitet 
werden soll – ein neues Kaliningrad oder eine neue Krim. Und 
er will die Flüchtlingskrise eskalieren und sie als Waffe benut-
zen, um das transatlantische Bündnis zu untergraben und das 
europäische Projekt zu torpedieren. Die einzige Sache, die sich 
bei Herrn Putins Ambitionen verändert hat, ist, dass sein Appe-
tit mit dem Essen  wächst.“13

Neben diesem Verbalradikalismus lassen vor allem zwei 
Entwicklungen, die unmittelbar vor bzw. während der Sicher-
heitskonferenz einsetzten, große Zweifel an Ernsthaftigkeit 
des Westens aufkommen, tatsächlich eine Verhandlungslösung 
in Syrien anzustreben. So brachte US-Verteidigungsminister 
Ashton Carter beim NATO-Treffen am 10./11. Februar 2016, 
einen Tag vor Beginn der Sicherheitskonferenz, einen offiziel-
len Syrien-Kriegseintritt des Bündnisses ins Spiel: „Wir prüfen 
die Möglichkeit, dass die Nato selbst der Koalition beitritt.“14 
In diesem Zusammenhang spricht einiges dafür, dass es sich 
bei der auf demselben Treffen beschlossenen Entsendung des 
ständigen maritimen NATO-Einsatzverbandes in die Ägäis 
genau hierum handelt. Offiziell richtet sich der Einsatz zwar 
„nur“ gegen „Schlepper“, was an sich schon problematisch 
genug wäre, zwingt dies doch flüchtende Menschen, auf immer 
riskantere Routen auszuweichen. Doch plausibler ist es, den 
Einsatz auch und vor allem im Zusammenhang mit den Aus-
einandersetzungen in Syrien zu sehen: „So empörend diese 
weitere Militarisierung der Flüchtlingsabwehr ist, so dürfte sie 
jedoch kaum das tatsächliche Hauptziel des nun beschlossenen 
Einsatzes sein. Der NATO-Marineverband ist hierfür schlicht 
ein zu großes Kaliber. [...] Nach übereinstimmender Einschät-
zung aus geopolitisch ganz unterschiedlichen Lagern sind die 
syrischen Regierungstruppen mit Unterstützung aus dem Iran 
und Russland gerade dabei, gegen die vom Westen unterstütz-
ten Rebellen in Aleppo einen entscheidenden Sieg davonzutra-
gen. Zugleich droht Saudi Arabien offen mit der Entsendung 
von Bodentruppen nach Syrien und verweist dabei auf die 
Türkei als möglichen Partner. [...] Dass die NATO in diesem 
Kontext zugleich mit der Einsatzbereitschaft ihrer AWACS auf 
deutschen und türkischen Antrag die Entsendung ihres Mari-

neverbandes beschließt, kann nur als Rückendeckung für eine 
solche Offensive gewertet werden.“15

Und genau diese Botschaft scheint auch angekommen zu sein, 
wie aus einem Interview hervorgeht, das der türkische Außen-
minister Mevlüt Cavusoglu direkt nach seinem Auftritt bei der 
Sicherheitskonferenz am 13. Februar 2016 noch im Tagungs-
hotel gab: „Wie Saudi-Arabien erwäge auch das NATO-Mit-
glied Türkei die Entsendung von Bodentruppen nach Syrien 
zur Bekämpfung des IS. Ein solcher Einsatz könne an der Seite 
Saudi-Arabiens stattfinden, so Cavusoglu. Bald darauf machte 
beim Publikum in München dann noch die Meldung die 
Runde, türkische Kampfflugzeuge griffen im Norden Syriens 
kurdische Verbände an.“16 Fast gleichzeitig wurde dann noch 
der Einsatz von türkischen Panzerhaubitzen gemeldet, die im 
Norden syrische Regierungstruppen und kurdische Einheiten 
beschossen haben sollen.17 Am 14. Februar 2016, dem Tag, an 
dem die Sicherheitskonferenz endete, hieß es dann schließlich: 
„Die Türkei hatte es angekündigt, nun hat Saudi-Arabien es 
bestätigt: Riad hat Kampfjets nach Incirlik verlegt. Dort sollen 
sie die Anti-IS-Koalition unterstützen. Zudem erklärte Riad, es 
gebe ‚einen Konsens‘ über den Einsatz von Bodentruppen in 
Syrien.“18

Während also über eine Lösung des Syrien-Konfliktes ver-
handelt wurde, setzten die engen westlichen Verbündeten 
Türkei und Saudi Arabien voll auf Eskalation. Und auch wenn 
es Berichte gibt, die USA hätten die Türkei zum Stopp der 
Angriffe aufgefordert19, kann von ernsthaften Versuchen, den 
außer Rand und Band geratenen NATO-Verbündeten an die 
Leine zu nehmen, keine Rede sein. 

Damit wird noch weiter Öl in ein Feuer gegossen, das ohnehin 
schon hoch genug brennt. Welches Eskalationspotenzial der 
Situation innewohnt, wird auch aus einem Interview ersicht-
lich, das der russische Ministerpräsident Medwedew kurz 
vor Beginn der Sicherheitskonferenz gab: „Die Amerikaner 
und unsere arabischen Partner müssen es sich gut überlegen: 
Wollen sie einen permanenten Krieg? [...] Alle Seiten müssen 
gezwungen werden, am Verhandlungstisch Platz zu nehmen, 
anstatt einen neuen Weltkrieg auszulösen.“20

NATO: Si vis pacem, para bellum! 

Nicht nur was Syrien anbelangte standen sich die Positionen 
des Westens und Russlands unversöhnlich gegenüber. Auch 
bezüglich der Ukraine beschuldigten sich beide Seiten gegen-

Der russische Ministerpräsident Dmitri Medwedew. Quelle: government.ru.
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seitig, an der völlig verfahrenen Situation Schuld zu sein. Wer 
dabei gehofft hatte, Jens Stoltenberg, der das Amt des NATO-
Generalsekretärs am 1. Oktober 2015 von Russland-Hardliner 
Anders Fogh Rasmussen übernommen hatte, würde gegenüber 
Moskau wenigstens etwas moderatere Töne anschlagen, wurde 
in München umgehend eines besseren belehrt. 

„Si vis pacem, para bellum!” (“Wenn Du Frieden willst, rüste 
Dich für den Krieg!”), diesen Spruch muss Stoltenberg im Kopf 
gehabt haben, als er seine Rede für München konzipierte. Es 
sei beides erforderlich, Rüstung und Dialog, um mit Russland 
wieder zu einem konstruktiven Verhältnis zu gelangen: „Wir 
haben ein aggressiveres Russland erlebt. Ein Russland, das die 
europäische Sicherheitsordnung destabilisiert“, so Stoltenberg 
in seiner Rede bei der Sicherheitskonferenz. „Ich bin der festen 
Auffassung, dass die Antwort in beidem liegt, mehr Verteidi-
gung und mehr Dialog.“ Doch was als zweigleisiger Ansatz 
verkauft wird, entpuppt sich letztlich als Rechtfertigung, die 
massive Aufrüstung der NATO-Ostflanke weiter zu inten-
sivieren: „Die NATO unternimmt die größte Stärkung ihrer 
kollektiven Verteidigung seit Jahrzehnten. Das Ziel ist es, ein 
machtvolles Signal auszusenden, um jedwede Aggressionen 
und Einschüchterungsversuche abzuschrecken. Dies geschieht 
nicht, um Krieg zu führen, sondern um Krieg zu verhindern. 
[...] Diese Woche haben die NATO-Verteidigungsminister 
wichtige Schritte in diese Richtung beschlossen. Wir haben 
uns darauf geeinigt, unsere Vorwärtspräsenz im östlichen Teil 
des Bündnisgebietes auszubauen.“21 

Bereits einige Tage vor Konferenzbeginn hatten die USA 
eine beträchtliche Aufstockung ihrer Mittel für die „European 
Reassurance Initiative“ angekündigt, mit der die Aufrüstung 
Osteuropas vorangetrieben wird. Sie sollen von gegenwärtig 
knapp 790 Mio. Dollar auf 3,4 Mrd. Dollar im Jahr 2017 ange-
hoben werden. Diese Gelder würden die „US-Unterstützung“ 
für Osteuropa „sichtbarer und greifbarer“ machen, so US-
Außenminister John Kerry bei der Sicherheitskonferenz.22 Zur 
Tragweite der Maßnahme äußerte sich unter anderem Evelyn 
N. Farkas, bis Oktober 2015 die Zuständige im Pentagon für 
Russland und die Ukraine, folgendermaßen: „Hierbei handelt 
es sich wirklich um eine große Sache und die Russen werden 
sich Sorgen machen. [...] Es ist ein großes Zeichen unserer 
Entschlossenheit, Russland abzuschrecken und unser Bündnis 
ebenso zu stärken wie unsere Partnerschaft mit Ländern wie 
der Ukraine, Moldawien und Georgien.“23

Die NATO selbst hat schon seit einiger Zeit umfassende 
gegen Russland gerichtete Aufrüstungsmaßnahmen eingelei-
tet. Dazu gehört unter anderem die Aufstellung einer „Ultra-
schnellen Eingreiftruppe“ („Very High Readiness Joint Task 
Force“) für Einsätze im unmittelbaren Umfeld Russlands, die 
massive Ausweitung der Manövertätigkeit und die Einrich-
tung neuer Militärbasen in Osteuropa, wohin auch zusätzli-
che Truppen und Material verlegt wurden.24 Dieser Prozess 
soll nun weiter intensiviert werden, obwohl es die NATO-
Russland-Akte aus dem Jahr 1997 eigentlich untersagt, dass 
das westliche Militärbündnis in Osteuropa „zusätzlich sub-
stantielle Kampftruppen dauerhaft stationiert.“ 25 Aus diesem 
Grund war bislang zumeist von rotierenden Einheiten und 
relativ geringen Kontingenten die Rede, was sich allerdings 
nach den Beschlüssen des bereits erwähnten Treffens der 
NATO-Verteidigungsminister am 10./11. Februar 2016 mitt-
lerweile anscheinend erledigt hat: „Die Nato plant die größte 
Aufrüstung in Osteuropa seit Ende des Kalten Krieges. Das 
Bündnis will mehr Truppen und Material aufstellen, um Rus-
sland abzuschrecken. [...] Nach Angaben aus Bündniskreisen 

ist im Gespräch, pro Land bis zu 1000 Bündnissoldaten zu 
stationieren. Als Standorte sind neben den baltischen Staa-
ten Lettland, Estland und Litauen auch Polen, Bulgarien und 
Rumänien vorgesehen.“26 

Genau diese Aufrüstung der NATO-Ostflanke rechtfertigte 
Stoltenberg dann wiederum in seiner Rede auf der Sicher-
heitskonferenz unter Verweis auf russische Aggressionen. 
Gleichzeitig blieb aber der „Dialogpart“ bis auf einen reich-
lich halbseidenen Verweis, der Gesprächsfaden solle im 
Rahmen des NATO-Russland-Rates wieder aufgenommen 
werden, in seiner Rede reichlich unterrepräsentiert. So bese-
hen lässt sich das Credo des NATO-Generalsekretärs wohl 
am ehesten folgendermaßen zusammenfassen: „Rüstung statt 
Dialog!“ 

Die Botschaft war angekommen und der russische Mini-
sterpräsident Medwedew dürfte bei seiner Rede ein ganz 
anderes Sprichwort im Kopf gehabt haben als NATO-Mann 
Stoltenberg: „Wenn sich die NATO rüstet, als sei Russland 
der Feind! Wenn sie redet, als sei Russland ihr Feind! Wenn 
sie handelt, als sei Russland ihr Feind, dann ist sie Russlands 
Feind!“

Medwedew und der Neue Kalte Krieg

Dass in verschiedenen Reden deutlich wurde, dass es um die 
westlich-russischen Beziehungen vorsichtig formuliert nicht 
allzu rosig bestellt ist, ist keine Überraschung. So äußerte sich 
etwa der russische Außenminister Sergei Lawrow in seiner 
Rede folgendermaßen: „Die Nato und die EU verweigern sich 
voll, mit Russland zusammenzuarbeiten. Sie bezeichnen uns 
als ihren Feind und liefern Waffen, um diese Trennlinien auf-
rechtzuerhalten. [...] Die alten Instinkte scheinen noch da zu 
sein [...] In einigen Bereichen ist es noch wie zu Zeiten des 
Kalten Krieges oder sogar schlimmer. […] Die ideologische 
Konfrontation scheint wieder zu ihrem Alltag zurückgekehrt 
zu sein.“27 

Doch es war die Rede Dmitri Medwedews, die zum trau-
rigen Höhepunkt der Sicherheitskonferenz werden sollte. 
Bekanntlich hatte der damalige und heutige russische Präsi-
dent Wladimir Putin bereits 2007 ebenfalls bei der Münch-
ner Sicherheitskonferenz mit aller Schärfe vor einem Neuen 
Kalten Krieg gewarnt. Heute hat sich die Situation nochmals 
deutlich verschärft, was wahrscheinlich anders gekommen 
wäre, hätte der Westen die 2008 unterbreiteten Warnungen 
Medwedews, zwischenzeitlich Putins Nachfolger als Prä-
sident, eine europäische Sicherheitsarchitektur unter Ein-
schluss Russlands aufzubauen, nicht in den Wind geschlagen. 
Spätestens seit damals befinden sich die Beziehungen im 
freien Fall und haben einen Punkt erreicht, an dem Experten 
ernsthaft vor der Möglichkeit direkter bewaffneter Zusam-
menstöße warnen.28

Insofern konnte man bereits ahnen, wohin die Reise gehen 
würde, als der eher als gemäßigt geltende Medwedew in 
seiner Rede gleich zu Anfang direkt Bezug auf Putins frühere 
Generalkritik des Westens nahm. Die anschließenden Aussa-
gen Medwedews ließen dann auch dementsprechend nichts 
an Deutlichkeit vermissen: „Der vorgeschlagene europäische 
Sicherheitsvertrag ist auf Eis gelegt. [...] Wir glauben, dass die 
Politik der NATO gegenüber Russland weiter unfreundlich und 
unerbittlich ist. Man kann es auch schärfer sagen: Im Grunde 
sind wir in die Zeit eines neuen Kalten Krieges gerutscht. Rus-
sland wird als die größte Gefahr für die NATO dargestellt, oder 
für die USA, oder für Europa und andere Länder (und Herr 
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Stoltenberg hat genau dies gerade untermauert). Sie zeigen 
angsteinflößende Filme über ein Russland, das einen Atom-
krieg beginnt. Ich bin manchmal irritiert: Haben wir 2016 oder 
1962?“29 

Besonders auch in den Medien war man daraufhin überaus 
erbost, dass Medwedew die Unverschämtheit besaß, den deso-
laten Zustand des westlich-russischen Verhältnisses offen zu 
beschreiben. So wurde etwa im Deutschlandfunk lamentiert: 
„Ein Hauch von Schock wehte durch die Flure und Hallen des 
Bayerischen Hofes. Erwartet, erhofft hatte man von Russlands 
Premierminister Dmitri Medwedew ein Bekenntnis zu einem 
raschen Ende der Bombenangriffe in Syrien. Stattdessen gab 
Russlands Premier den aggressiven Hardliner: Er verortete 
Russland und den Westen in einem neuen kalten Krieg.“30 
Noch „schöner“ brachte es Daniel Brössler in der „Süddeut-
schen Zeitung“ auf den Punkt: „Der Kremlchef ist diesmal 
zwar nicht selbst nach München gekommen, aber seine Stimme 
hat er geschickt. [...] Konsequent bedient sich Medwedjew der 
Methode Putin. Er versendet Botschaften, die als Warnung und 
Mahnung daherkommen, aber sehr gut auch als Drohung ver-
standen werden können.“31 

Mit Volldampf in die Ära der Instabilität

So hinterlässt die Münchner Sicherheitskonferenz ein über-
aus mulmiges Gefühl. Niemand muss beschönigen, dass auch 
Russland aktuell versucht, seine Interessen mit harten Ban-
dagen durchzusetzen. Dies gilt aber in mindestens ebenso 
großem Maße für den Westen, der in jedem Fall die jüngste 
Spirale machtpolitischer Auseinandersetzungen durch seine 
aggressive anti-russische Politik in Gang setzte. Wenn die 
Münchner Sicherheitskonferenz in diesem Zusammenhang 
eines demonstriert hat, so die völlige Unfähigkeit des Westens, 
sich selbstkritisch mit der eigenen Rolle auseinanderzusetzen. 
Doch Russland weiter völlig einseitig zu kritisieren und zu 
dämonisieren, wird keine Probleme lösen – im Gegenteil, es 
wird immer neue und immer größere schaffen.

Während also im Bayerischen Hof rhetorisch aufgerüstet 
wurde, dreht sich in Syrien die Eskalationsspirale immer 
weiter. Nicht zuletzt auch, weil dies inzwischen auch unter 
deutscher Beteiligung geschieht, ist die Friedens- und Anti-
kriegsbewegung mehr denn je gefordert, hiergegen mobil zu 
machen.

Anmerkungen
1	 James G. McGann: 2015 Global Go To Think Tank Index Report, 

University of Pennsylvania, 09.02.2016.
2	 Entgrenzte Konflikte, begrenzte Fähigkeiten – Die Schwä-

chen der internationalen Ordnung stehen im Mittelpunkt der 
Debatten der 52. Münchner Sicherheitskonferenz, Münchner 
Sicherheitskonferenz, 09.02.2016.

3	 Eine Ära der Instabilität ist angebrochen, FAZ, 27.01.2016. 
4	 Cremer, Uli/Achelpöhler, Wilhelm: Syrienkrieg, Türkei und Kur-

denstaat, Grüne Friedensinitiative, 10.2.2016.
5	 Syrien: 11% tot oder verletzt, IMI-Aktuell 2016/081.
6	 Ischinger plädiert für Bundeswehr-Einsatz in Syrien, Merkur, 

14.09.2015. 
7	 Wagner, Jürgen: Syrien: Die Militarisierung der Proteste und 

die strategische Unvernunft der Gewalt, in: AUSDRUCK (April 
2012), S. 11-17.

8	 O’Hanlon, Michael: Deconstructing Syria, Brookings Institution, 
30.06.2015.

9	 Wagner, Jürgen: Syrien und der kurze Aufstand des US-Militärs, 
in: AUSDRUCK (Februar 2016), S. 20-21. 

10	 http://airwars.org/ 
11	 Eine ähnlich verlässliche Seite wie airwars.org für die US-Luft-

schläge in Syrien gibt es für Russland bislang nicht. Es ist aller-
dings recht wahrscheinlich, dass zumindest ein Teil der vielen 
Berichte über Zivilopfer russischer Luftschläge zutreffen dürften.

12	 Was folgt auf die Vereinbarung von München? Deutschlandfunk, 
12.02.2016. 

13	 Rede von John McCain bei der Münchner Sicherheitskonferenz, 
München, 14.02.2016. 

14	 Russlands Premier warnt vor „Weltkrieg“, Managermagazin, 
12.02.2016. 

15	 Marischka, Christoph: NATO steigt in Syrienkrieg ein, IMI-
Standpunkt 2016/005. Erwähnenswert ist in diesem Zusammen-
hang auch noch, dass die NATO in ihrem kürzlich veröffentlichten 
Jahresbericht vor „Russlands fortdauerndem militärischen Auf-
marsch in Syrien und dem östlichen Mittelmeer“ gewarnt hat, also 
genau dort, wo die NATO nun ihrerseits Kriegsschiffe hin entsen-
det. Siehe The Secretary General’s Annual Report 2015, NATO 
2016.

16	 Der Tag der Falken, Deutsche Welle, 13.02.2016.
17	 Türkei greift militärisch in Syrien ein, Tagesspiegel, 14.02.2016. 
18	 Saudi-Arabien verlegt Jets in die Türkei, tagesschau.de, 

14.02.2016. 
19	 USA und Deutschland rufen zum Stopp der Kämpfe in Syrien auf, 

Kleine Zeitung, 14.02.2016.
20	 Russland warnt vor „neuem Weltkrieg“, Wirtschaftswoche, 

11.02.2016. 
21	 Rede von Jens Stoltenberg bei der Münchner Sicherheitskonfe-

renz, München, 13.02.2016.
22	 Rede von John Kerry bei der Münchner Sicherheitskonferenz, 

München, 13.02.2016.
23	 U.S. Fortifying Europe’s East to Deter Putin, New York Times, 

01.02.2016.
24	 Schüler, Nathalie: Aufrüstung der NATO-Ostflanke, in: 

AUSDRUCK (Dezember 2015), S. 7-17.
25	 „Grundakte über Gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit 

und Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertrags-Organisation 
und der Russischen Föderation“, NATO 27. Mai 1997.

26	 Nato verlegt mehr Truppen nach Osteuropa, Spiegel Online, 
10.02.2016. 

27	 Russland sieht den Westen wieder als Feind, Bild.de, 13.02.2016. 
28	 Dangerous Brinkmanship: Close Military Encounters Between 

Russia and the West in 2014, European Leadership Network, 
November 2014.

29	 Rede von Dmitri Medwedew bei der Münchner Sicherheitskonfe-
renz, München, 14.02.2016 

30	 Der Tag der Falken, Deutsche Welle, 13.02.2016. 
31	 Wie der Kalte Krieg nach München kam, Süddeutsche Zeitung, 

13.02.2016. 

Quelle: sicherheitskonferenz.de.

http://repository.upenn.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1009&context=think_tanks
https://www.securityconference.de/news/article/entgrenzte-konflikte-begrenzte-faehigkeiten-die-schwaechen-der-internationalen-ordnung-stehen-im-mi/
https://www.securityconference.de/news/article/entgrenzte-konflikte-begrenzte-faehigkeiten-die-schwaechen-der-internationalen-ordnung-stehen-im-mi/
http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/naher-osten/muenchner-sicherheitsreport-ueber-kriege-krisen-und-konflikte-14031523.html
http://www.gruene-friedensinitiative.de/cms/syrienkrieg-tuerkei-und-kurdenstaat/
http://www.imi-online.de/2016/02/13/syrien-11-tot-oder-verletzt/
http://www.merkur.de/politik/ischinger-plaediert-bundeswehr-einsatz-syrien-zr-5527810.html
http://www.imi-online.de/download/April2012_web.pdf
http://www.brookings.edu/blogs/order-from-chaos/posts/2015/06/30-deconstructing-syria-ohanlon
http://www.imi-online.de/2016/01/05/syrien-und-der-kurze-aufstand-des-us-militaers/
http://airwars.org/
http://www.deutschlandfunk.de/syrien-was-folgt-auf-die-vereinbarung-von-muenchen.1818.de.html?dram:article_id=345392
http://www.mccain.senate.gov/public/index.cfm/speeches?ID=90950C52-4946-4B79-A550-434651FD96EF
http://www.manager-magazin.de/politik/artikel/syrien-dimitrij-medwedew-warnt-us-koalition-vor-bodentruppen-a-1076999.html
http://www.imi-online.de/2016/02/12/nato-steigt-in-syrienkrieg-ein/
http://www.imi-online.de/2016/02/12/nato-steigt-in-syrienkrieg-ein/
http://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/pdf_2016_01/20160128_SG_AnnualReport_2015_en.pdf
http://www.dw.com/de/der-tag-der-falken/a-19047396
http://www.tagesspiegel.de/politik/krieg-in-syrien-tuerkei-greift-militaerisch-in-syrien-ein/12960946.html
https://www.tagesschau.de/ausland/saudi-jets-incirlik-101.html
http://www.kleinezeitung.at/s/politik/aussenpolitik/4925589/USA-und-Deutschland-rufen-zum-Stopp-der-Kaempfe-in-Syrien-auf
http://www.wiwo.de/politik/ausland/bodentruppen-in-syrien-russland-warnt-vor-neuem-weltkrieg-/12953376.html
http://www.nato.int/cps/en/natohq/opinions_128047.htm
http://www.state.gov/secretary/remarks/2016/02/252486.htm
http://www.nytimes.com/2016/02/02/world/europe/us-fortifying-europes-east-to-deter-putin.html?hp&action=click&pgtype=Homepage&clickSource=story-heading&module=first-column-region&region=top-news&WT.nav=top-news&_r=1
http://www.imi-online.de/download/Dez15_NS_NATO.pdf
http://www.spiegel.de/politik/ausland/nato-verlegt-mehr-truppen-nach-osteuropa-um-russland-abzuschrecken-a-1076737.html
http://www.bild.de/politik/ausland/muenchner-sicherheitskonferenz/medwedew-spricht-auf-sicherheitskonferenz-44546782.bild.html
http://www.europeanleadershipnetwork.org/dangerous-brinkmanship-close-military-encounters-between-russia-and-the-west-in-2014_2101.html
http://government.ru/en/news/21784/
http://www.dw.com/de/der-tag-der-falken/a-19047396
http://www.sueddeutsche.de/politik/muenchner-sicherheitskonferenz-wie-der-kalte-krieg-nach-muenchen-kam-1.2862387


AUSDRUCK

Herausgeber des AUSDRUCKs ist die 
Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.
Die Beiträge spiegeln nicht notwendigerweise die 
Auffassung der Informationsstelle wieder.  
Adresse: Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen, 
www.imi-online.de, e-mail: imi@imi-online.de,  
Tel. 07071/49154

Proteste gegen NATO-Gipfel in Warschau
Am 8. und 9. Juli 2016 trifft sich die NATO auf ihrem nächsten Gipfel in Warschau. Polen als ehemaliges Mitgliedsland des 

Warschauer Paktes wurde von den NATO-Mitgliedsstaaten bewusst als Tagungsort gewählt. Im Kontext der zunehmenden 
Spannungen mit Russland und der Mobilisierung des transatlantischen Bündnisses an seiner Ostgrenze muss dieser Gipfel als 
gezielte Provokation in Richtung Russland verstanden werden. Mit dieser Politik von Spannung, Aufrüstung und Krieg wollen 
sich polnische und internationale Friedenskräfte nicht abfinden.

Zu den geplanten Protestaktivitäten gehören ein Gegengipfel, diverse kulturelle Veranstaltungen und eine internationale Anti-
kriegsdemonstration am Samstag, den 9. Juli in Warschau. Es gibt bereits einen ersten Programmentwurf für den Gegengipfel, 
der am Freitag 8. und am Sonntag 10. Juli in Warschau stattfinden wird.

Bei einer ersten deutschen Aktionsberatung in Berlin am 20. März wurde besprochen, die Gipfelproteste in Warschau auch 
dafür zu nutzen, um Beziehungen zu progressiven Kräften in Polen dauerhaft zu festigen oder auch erst neu aufzubauen - 
gerade auch angesichts der schwierigen innenpolitischen Situation in unserem Nachbarland.

Gleichzeitig wurde ein Aufruf an Friedenskräfte in Deutschland gestartet auch hier Informationsveranstaltungen zur NATO-
Kriegspolitik durchzuführen und dort, wo eine Fahrt nach Polen nicht praktikabel ist, Anfang Juli dezentrale Kundgebungen 
und andere öffentliche Proteste zu planen.

Da voraussichtlich im Umfeld des NATO-Gipfels mit verschärften Grenzkontrollen an der polnischen Grenze zu rechnen sein 
wird, muss noch geprüft werden, auf welche Weise (Zug, Bus, Kleingruppen) die Anreise nach Warschau am besten organisiert 
werden kann.

Klar ist auf jeden Fall, dass die Themen (Aufrüstung, Ukraine, Syrien, Flüchtlingsabwehr, Erweiterungspolitik und Nuklear-
strategie), die voraussichtlich auf der Tagesordnung des Gipfels stehen, eine große politische Tragweite haben werden.

no-to-nato.org


